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Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

½ 1.

(Ausgegeben den 26. Jannar 1869.)

1. Patent,

die im Jahre 1869 zu entrichtendenLandesabgaben betreffend.
(Publicirt in Nr. 2 des Amts= und Nachrichtoblattes.)

Die für das Jahr 18369 in Gemäßbeit des Patentes vom 28. Februar verigen
Jahres zu erhebenden ein und zwanzig terminlichen Grundstenern werden in felgenden
Terminen ausgeschrieben:

die ersten drei auf den 12. März,
die vierte und fünfte auf den 15. April,
die sechste und siebente auf den 13. Mai,
die achte und neunte auf den 23. Juni,
die zehnte und elste auf den 24. Juli,
die zwölste und dreizehnte auf den 27. August,
die vierzehnte und fünfzehnte auf den 21. September,
die sechzehnte und siebenzehnte auf den 22. Octeber,
die achtzehnte und neunzehnte auf den 27. November,
die zwanzigste und einundzwanzigste auf den 29. December.

Im Uebrigen bewendet es, soweit hierau nicht durch Geset etwas geändert wird,
bei den durch das eingangsgedachte Patent festgesetzten Abgaben.

Greiz, am 4. Januar 1869.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung das.
Dr. Herrmann.

Brune Merz.

1



2. Bekanntmachung,

die Reisekosten der außerordentlichen Civilmitglieder der Kreis-Ersatz-
Kommission, den Anspruch der Ortsrichter an die Gemeindecassen und

die Verpflichtung der Gemeinden zu Beschaffung von
Druckfornmlaren betreffend.

In Ausführung der Bestimmung 1 alin, suh 1 der Verordnung zur Militair-
Ersatz-Instruction für den Norddeutschen Bund vom 26. März dieses Jahres wird in

Betreff der Reisekosten der auscrord entihen Civilmitglieder EEIIdes Ausprucho der Ortérichter an die Gemeindccafsen, sowie der Verpflichtung der Ge-
meinden zu Vescfing von Druckformularen Folgendes zur öffentlichen Kenntniß gebracht:

Die außerordentlichen Civilmitglieder der Kreis-Ersatz-Kommission erhalten bei
der Reise vom Wohnorte nach den betreffenden Versammlungsorten der Kommission refp.
nach beendigtem Ersatzgeschäfte zur Rückkehr in den Wohnort, sowie bei den weiteren ge-
meinschaftlichen Reisen, namentlich vom ersten Versammlungsorte nach den folgenden pro
Meile der kürzesten direkten Entfernung eine Entschädigung von 15 Sgr. aus Fürstlicher
allgemeiner Landescasse.

Eine Auslösung während des Ersatzgeschäftes am Versammlungoorte wird denaußerordentlichen Mitgliedern der Kreis-Ersatz-Kommission nicht gewährt
Die vorstehend zugebilligte Vergutung des Tranoporteo fällt jedoch weg, sobald

die Areise Ersatz-Kommission während des mobilen Zustandes der Armee in Thätigkeitkomn

In solchem Falle werden die vorgedachten Mitglieder mittelst des unentgeltlich
zu leistenden Anspannes befördert.

II.

Die zu dem Kreis-Ersab-Geschaft herangezogenen Ortsrichter haben aus der Ge-
meindecasse die Hälfte der den außerordentlichen Civilmitgliedern der Kreis-Ersatz-Kom-

mission gucebilligten Meibaufirandvergut un füur die Daner ihrer Anwesenheit vomis= Ersaz-Geschäfto eine Auslösung von einem Thaler pro Tag zu bean-soiege“ geu nicht von der betreffenden Commun eine abweichende von Fürstlicher Lan-
desregierung zu genehmigende Verfügung gelroffen wird.



III.

Die Kosten für Anschaffung der Formulare zu den Stammrollen, sowie zu den
Ordres für die Militairpflichtigen zur Gestellung vor die Kreis-Ersatz-Kommission sind
von den Gemeinden zu tragen und es sind dieselben von dem Ciwvilvorsihenden der Kreis-
Ersatz-Kommission nach jedem Kreis-Ersatz-Geschäfte den betreffenden Gemeinden antheilig.
zuzuliquidiren.

Greiz, am 8. Januar 1869.

Fürstlich Reuß.Pl.Landesregierungdaf.
Dr. Herrmann.

Bruno Merz.

3. Nachtrag

zu der Landesherrlichen Verordnung vom 20. Februar 1852, den Beitritt
der Landesangehörigen zu den im Auslande bestehenden Feuerversicherungs-

anstalten betreffend.

Wi- Heinrich der Iwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden älterer
Linie sonveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c.
haben für usthig erachtei, die Vorschriflen der landeaherrlichen Verordnung vom 20.

ebrnar 1852, den Veilritt der Landesangehörigen zu den im Auslande bestehenden
Feuerversicherungbanstalten betreffend, mit den einschlagenden Bestimmungen der Gewerbe-
r vom 27. April dieses Jahres und des Gesetzes über Behördenorganisation vom
*September dieses Jahres in Ucbereinstimmung zu setzen und verordnen daher, wasolgt:

1.



5. 1.

Die Erlaubniß zum Betriebe eines Agenturgeschäftes für Feuerversicherungsan=
stalten ist in den Städten von den Stadträthen, in den Ortschaften des platten Landes
vom Landrathsamte zu ertheilen, in jedem Falle von dem Nachweise der Autorisation der
betreffenden Anstalt zur Erstreckung ihres Geschäftsbetriebes auf das Fürstenthum durch
die Landesregierung abhängig zu machen. Dieselben Behörden haben sich innerhalb der
vorgedachten Bezirke der vorgeschriebenen Verpflichlung der Agenten, ingleichen der Be-
stellung und Verpflichtung der Taxatoren zu unterziehen.

S. 2.

Die angeordneten Anzeigen über erfolgte Versicherungen und über desfallsige Ver-
änderungen sind, wenn das Versicherungsobject in einem Stadtbezirke sich befindet, bei
dem betreffenden Stadtrathe, in anderen Fällen bei dem Landrathsamte zu bwwirfen- Derfür die Entgegennahme der Anzeige zuständigen Behörde, liegen die nach §§. 6, 7 und
12 der augezogenen Verorknung vom 20. Sebruar 1852 bestehenden Mstebano
ob; doch hat die Behörde wegen Einleitung der Criminaluntersuchung gegen einenVersichernden statt des in F.7vorgeschriebeuen Berichts an Unsere 1
lediglich Anzeige bei der Staatsanwaltschaft zu erstatten.

KS. 3.

Wer Agenturgeschäfte für Feuerversicherungsanstalten ohne die hierzu erforderliche
obrigkeitliche Bewilligung betreibt, verfällt in die §. 16 der angezogenen Verordnung für
solchen Fall angedrohte Strafe. Diejenigen, welche bereits von der Landesregierung die
Erlanbniß zum Betriebe der fraglichen Agenturgeschäfte erhalten haben, bedürfen zu deren
Vortsetzung die Bewilligung der nach §. 1 gegenwärtiger Verordnung. zuständigen Be-
hörde nicht; sie haben jedoch lebterer unter Angabe der ihre Verpflichtung betreffenden
Regierungsbekanntmachung bei 1 Thlr. bis 5 Thlr. Strafe von der ihnen ertheilten Er-
lanbniß binnen vier Wochen Anzeige zu machen.

S. 4.

Rücksichtlich der auf Grund der Verordnung vom 20. Februar 1852 zu verfügen-
den Ordnungs= und Polizeistrafen leidet die einschlagende Bestimmung des F. 3 der die
Publication der Strasproceßordnung belreffenden Verordnung vom 12. September vorigen

Jahres uannndneiUebrigens bewendet es, soweit hieran nicht in Vorstehendem elwas geändert
worden, bei den Bestimmungen der Verordnung vom 12. Februar1852.
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Urkundlich haben Wir dieses Gese Höchsteigenhändig vollzogen und Unser Fürst-
liches Insiegel beidrücken lassen.

Greiz, den 19. Jannar 1369.

(L. S.) Heinrich II.
Dr. Hermann.

4. Verordnung
zu Ausführung des Bundesgesetzes vom 4. Juli 1868, die privatrechtliche

Stellung der Erwerbs= und Wirthschaftsgenossenschaften betreffend.

Wir Heinrich der Zwei und Zwanziste von Gottes Gnaden älterer
Linie souveräner Furst Neuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein rc.
verordnen zu Aueführung des Bundesgesetzes vom 4. Juli 1868, die privatrechtliche
Stellung der Erwerbs- und Wirthschaftsgenessenschaften betreffend, (Bundesgesetzblatt des
Norddeutschen Bundes S. 415 ff.) auf Grund des F. 66 Absaß 2 und des F. 72 dieses
Gesetzes für das Fürstenthum, was folgt:

K. 1.

Die in dem Bundesgesetze vom 4. Juli 1868 vorgeschriebenen Einträge in das
Genossenschaftsregister erfolgen in das Handelsregister, welches insoweit, als darin nach
dem Bundeegesetze zu beurtheilende Genossenschaften und deren Rechtsverhältnisse einge-
tragen sind, Genossenschaftsregister ist.

Hierbei sind im Allgemeinen die in dem Art. 7 des Einführungsgesetzes zum
allgemeinen deutschen Handelogesetztuche vom 26. April 1862 und in den Fg. 3—20
der Ausführungoverordnung zum allgemeinen deutschen Haudelsgesetzbuche vom 28. Sep-

tember 1364 ertheilten Vorschriften mit den durch die einschlagenden Bestimmungen des
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Bundesgesetzes vom 4. Juli 1868 und der gegenwärtigen Verordnung bedingten Modi-
ficationen anzuwenden.

F. 2.

Insbesondere ist in die erste, die Ueberschrift „Firma“ führende Rubrik des für
eine Genossenschaft bestimmten Foliums des Handels= (Genossenschafts.) Registers einzu-

e Firma — und zwar mit der zusätlichen Bezeichnung: „eingetragene Ge-vosinschh. . 2. Abs. 2 des Bundesgesepes) — und der Sih der Genossenschaft,

2) das Datum des Gesellschaftsvertrags,

3) der Gegenstand des Unternehmens, dafern derselbe nicht schon durch die Firma

der warnrt mit genügender Bestimmtheit angegebenist,
die Zeitdauer der Genossenschaft, im Fall dieselbe auf eine bestimmte Zeitbeschranis . soll,
die Form, in welcher die von der Genossenschaft ausgehenden Bekanntmachun-

hen erfolgen, sowie die öffentlichen Blätter, in welche sie aufzunehmen sind,
(F. 4 des Bundesgesetzes)

ferner
6) bei Abänderung des Gesellschaftsvertrags (. 6 des Bundesgesetzes)

#u) das Dalum des defallsigen Gesellschaftsbeschlusses,

5) dafern die Abänderungen die oben unter 1,3, 4 und 5 gedachten Ver-
hältnisse betrifft, eine den Gegenstand der abändernden Bestimmung an-
gebende Bemerkung, in andern Fällen dagegen nur die Angabe, daß der
Gesellschaftsvertrag abgeändert worden sei,

o die Auflösung der Genossenschaft und, salls dieselbe eine Folge der Eröffnungdes Wit ist, die Eröffnung des Concurseo, (I. 36 und 37 des Bundesgesetzes.)

Während im Uebrigen die Einragung in das Genossenschaföregister auf Grund
erfolgter Anmeldung der einzutragenden Thatsache stattfindet, ist die Eintragung der

Concurs.Eröffnung von Amtswegen zu bewirken; ebenso die Eintragung der Auflösung
einer Genossenschaft im Falle des §. 35 des Bundesgesebes, sobald dem mit der Führung
des Genossenschaftsregisters betrauten Beamten des Handelsgerichts das rechtskräftige Er-
kenntniß von dem competenten Gerichte (F. 10 dieser Verordnung) zugestellt worden isl.

Besitzt die Genossenschaft das Recht der jurislischen Persönlichkeit, so ist auch dies
unter Angabe des Datums der deefallsigen Verleihungsurkunde in der ersten Rubrik des
Foliums zu bemerken, ebenso dieetwaige Wiederentziehung des Rechts der juristischen
Persönlichkeit unter Angabe des Datums der deofallsigen behördlichen Verfügung.



8. 3.

In die zweite Nubrik des für eine Genossenschaft bestimmten Foliums sind

1) wenn die betreffende Genossenschaft eine Actiengesellschaft ist

u. die allgemeine Bemwerkung daß die Actieninhaber Mitglieder der Ge-nossenschaft sind,
b. die Zahl und der Betrag der Actien oder Actien-Antheile,

2) kei einer Genossenschaft, die nicht Actiengesellschaft ist, dafern der Gesell-
schaftsvertrag die Aufbringung eines bestimmten Gesellschaftscapitals vorschreibt, dessen
Höhe, und, wenn den Genessenschaftern im Gesellschaftsvertrage die Bildung von Stamm.
antheilen oder sonstige regelmäßige Geldbeiträge auferlegt sind, eine darauf hinweisende

allgemeine mn
etwaige Abänderungen des Gesellschaftsvertrags hinsichtlich der erwähntenVerzeimus einzutragen.

KS. 4.
In die dritte Nubrik des für eine Genossenschaft bestimmten Foliums sind ein-

zutragen:
ßddie jeweiligen Mitglieder des Vorstandes der Genessenschaft, ingleichen in-

terimistische Stellverlreier eines oder mehrerer Vorstandemitglieder (S. 18. 23. Absatz 1
und 2 des Bundesgesebes).

2) die nach Auflösung der Genossenschaft eintretenden Liguidatoren, das Aus-
treien eines Liquidators oder das Erlöschen der Vollmacht eines solchen (F. 41 des Bun-
desgesehes).

Ist in dem Gesellschaftovertrage eine Form bestimunt, in welcher der Vorstaud der

Genossenschaft seine Willenserklärung kund giebt und für die Grnassenschast zeichnet, so“ist auch diese Bestimmung in der dritten Rubrik einzutragen. (F.4Schlußsatz des
Vundesgesetzes).

5S. ö.

Die Firma einer Genossenschaft, deren Grsellchaftpventrag den Bestimmungen des
Bundesgesetzes vom 4. Juli 1868 nicht entspricht, darf — auch wenn die Genossenschaftsonst (z. B. als Handelsgesellschaft mit urchnunhte- Haftpflicht ihrer Mitglieder) in das
Handelsregister einzutragen ist — die zusähliche Bezeichnung: „eingetragene Genossenschaft“,
nicht erhalten.

Wenn Zweifel darüber begründet erscheinen, ob eine zur Eintragung in das Ge-
nossenschafteregister angemeldete Gesellschaft den Voraussetzungen entspricht, unter denen
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sie nach den Bestimmungen des Bundesgesetes vom 4. Juli 1868 die in demselben
bezeichneten Rechten einer „eingetragenen Genossenschaft“ erwerben kann, so ist bis zur
erfolgten Beseitigung dieser Zweifel die Eintragung zu branstanden.

§. 6.

6 Die dem Handelsgerichte nach §. 4 und 25 des Vundesgesebes vom 4. Juli 1868
ceinzureichendenalphabetisch geordneten Mitgliederverzeichnisse müssen nach dem unter A.
beigefügten Formulare aufgestellt sein.

Diese Mitgliederverzeichnisse und ebenso die nach §F. 25 des Bundesgesehes am
Schlusse jedes Quartals zu erstatlenden schriftlichen Anzeigen über den Eintritt und Aus-
tritt von Genossenschaftern sind zu den Genossenschaftsacten zu nehmen.

Ein jedes Mitgliederverzeichniß ist, bis zur nächsten Einreichung eines solchen, bei
jeder in der Zwischenzeit eingehenden Anzeige über den Eintritt oder Austritt von Ge.

salfeulchaften, durch die Veränderung anzeigende Zusälze von dem Gericht zu vervoll-tändigen
Diese Zusätze sind, soweit sie das Ausscheiden von Mitgliedern betreffen, unter

Angabe des Tags des Ausscheidens bei der betreffenden lausenden Nummer in der Ko-
lumne 4 des Mitgliederverzeichnisses zu bewirken, und, insoweit sie den Eintrikt von neuen
Mitgliedern betreffen, an das Ende des Verzeichnisses zu bringen.

KS. 7.
Wer

a) den in den S§. 4, 6, 18, 23, 36 und 41 des BundeSgesetzes vom 4. Juli
1868 wegen Ammeldungen Behufs der Eintragung in das Genossenschaftsregister u. s. w.,
sowie den in §. 25 des Bundesgesehes wegen vierteljährlicher Einreichung schristlicher
Anzeigen über den Eintritt oder das Ausscheiden von Genossenschaftern ertheilten Vor-
schristen innerhalb vier Wochen nach Einkritt des Falls, beziehungsweise nach dem
Schluß eines Quartalo oder

5b) den in den §§. 25 und 26 Absatz 2 des Bundesgesetze# wegen alljährlicher
Einreichung eines vollständigen alphabetisch geordneten Mitgliederverzeichnisses und wegen
Veröffentlichung einer Bilanz des verflossenen Geschäftsjahres r2c. ertheilten Vorschriften
innerhalb der dort bestimmien Zeitfristen nachzukommen unterläßt, und nicht
darzuthun vermag, daß ihn hierbei kein Verschulden trifft, verfällt, ohne daß es
einer vorhergebenden Androhung bedarf, in eine Individualstrafe von Einem bisZehn Thaler

Das Handelsgericht hat bei Erkennung dieser Strafen dem Vetheiligten für den
Fall, daß er binnen einer zu bestimmenden Frist die vorgeschriebene Handlung nicht
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ormng mhig. nachholt, eine höhere Geldstrafe anzudrohen und damit so lange fortzu-fahren, bis die gesetzliche Anordnung befolgt oder deren Voraussehung weggefallen ist.
Die Geldstrafen uanen bis zur Höhe von je zweihundert Thalern angedroht und ver-
hängt werden.

Wenn der Jorstan, ttegehungwelt, die Liquidatoren einer Genossenschaft den in§. 31 Absatz 3, 5. 33 Absa 2, §§. 46, 52 bis 59 und 61 des Bundesgesetzes vom4. Juli 1866 ertheilten 4 pünktlich nachzukommen unterlassen, so bat das
Handelsgericht die Bethriligten unter Beslimmung einer entsprechenden Frist durch An-
drohung von Individualstrafen von Einem bis Zehn Thalern, welche bei fernerer un-
bercchtfertigter Säummiß, im Verhältniß zu den bereits verwirkten Strafen, angemessen —
bis zur Höhe von je zweihundert Thalern — zu erhöhen sind, zur Erfüllung ihrer Ob-
ligenheiten anzuhalten.

Gegen die Zuerkennung der diesfallsigen, sowie der in F. 67 des Bundesgesetzes
vom 4. Juli 1865 erwähnten Geldbußen findet binnen 101ägiger Nothfrist eine Be-
rufung an das Kreisgericht als letzte Instanz Statt.

§. 8.

Erwirbt eine eingetragene Genossenschaft (Eigeuhum z ll Pfandrechteoder sonstige der Eintragung in öffentliche Bücher fähigeR so finden hinsichtlichder Eintragung in diese Bücher die Vorschriften in den che 12 bis 15 des Ein-

führungsgeseltes zum allgemeinen deutschen Handelsgesebbuche vom 26. April 1862 und
der Ausführungsverordnung zum allgemeinen dentschen Handelsgesehbuche vom 28. Sep-
tember 1864, soweit thunlich, analoge Amvendung.

8. 9.

Das Strafversahren im Falle des §. 27 des Bundesgesehes vom 4. Juli 18638
richtet sich nach den Vorschriften über die Untersuchung und Bestrafung von Polizei-
übertretungen.

8. 10.

In dem Falle des §. 35 des Bundeogesetzes vom 4. Juli 18668, wenn die Auf-

lösung einer Genossenschaft durchberichtcher Erkenntniß der höhern Verwaltungsbehördebetrieben wird, richtet sich das gerichtliche Versahren nach den Vorschriften über Unter-
suchung und Vestrafung von Vergehen.

Die höhere Verwaltungsbehörde, d. h. die Fürstliche Landesregierung, stellt die
erforderlichen Anträge bei dem Staatsanwalt.

2



S. 11.

Die Eintragungen in das Genossenschaftsregister erfolgen sportelfrei (§. 69 des
Bundesgesetzes).

Im Uebrigen kommen für den Ansatz der Sporteln, Gebühren und Verläge die
Vorschristen der der Verordnung vom 28. September 1864 sub B. angefügten Ge-
bührentaxe und resp. der allgemeinen Gebührentare vom 1. Februar 1853 zur
Anwendung.

8. 12.

Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. Februar 1869 in Kraft.

Urkundlich haben Wir diese Verordnung Höchsteigenhändig vollzogen und Unser
Fürstliches Insiegel beidrücken lassen.

So geschehen und gegeben Greiz, am 20. Januar 1869.

(L. 8S.) Heinrich XXII.

Dr. Herrmann.



Beilage A.

Verzeichniß
der Mitglieder der eingetragenen Genossenschaft

X. 4.

1. 2. 3. 4.

asene #r, zun Bume, Wohnon. Tag des Ausscheidens.
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5. Bekanntmachung,

die Excommunalisirung des Rittergutes Dörflas
betreffend.

In Folge eines von dem dermaligen Besitzer des Rittergutes Dörflas mit Bezug-
nahme auf den Anhang sub O des Gesetzes vom 28. März vorigen Jahres auher
gestellten Antrags auf Excommunalisirung seines Rittergute# ist das Rittergut Dörflas
als eigner Gemeindebezirk constituirt worden.

Solches wird unter Hinweis auf die in der obengedachten Geseyzesstelle enthaltenen
Bestimmungen zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Greiz, den 21. Januar 13869.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung daselbst.
Dr. Herrmann.

Bruno Merz.



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

(Ausgegeben den 2. Februar 1869.)

6. Bekanntmachung,
die Veröffentlichung der neu redigirten Telegraphenordnung

vom December 1868 betreffend.

Nachstehend wird die in Gemeinschaft mit den übrigen Verwaltungen des Tele-
graphen-Vereins neu redigirte Telegraphenordnung für die Correspondenz auf den Linien
des Telegraphen. Vereins nebst dem innern Verkehr auf den Linien des Norddeutschen
Tlegraphengebietes und der innerhalb desselben gelegenen Eisenbahnen betreffenden zusätz-
nchen m— mit tateinischer Schrift gedruckten — Bestimmungen zur öffentlichen Kenntniß
Lebracht.

Greiz, den 22. Januar 1869.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung daselbst.
Dr. Herrmann.

Bruno Merz.



Telegraphen-Ordnung.
8. 1.

Bereich.

Den Bestimmungen gegenwärtigen Reglements ist die telegraphische Correspon-denz unterworfen, welchedieLinien mindestens zweier der dem Telegraphen-Vereine au-
gehörigen Verwaltungen brrihm und entweder im Vereine verbleibt oder mit dem Aus-
lande gewechselt wird.?)

In wie weit die Correspondenz, welche sich nur auf den Linien einer einzelnen
Verwaltung bewegt, anderen Anordnungen unterworfen ist, wird von jeder Verwaltung
besonders bestimmt.

Den Bestimmungen gegeuwärtigen Reglements ist auch dicjenige
telegraphische Correspondenz unterworfen, welche sich nur auf den Linien
des Norddeutschen Telegraphen-Gebietes, incl. der innerhalb desselben ge-
legenen Eisenbahnen oder zwischen diesen und auslündischen L.inien ohne
Berührung der Linien anderer Vereinsstasten bewegt, soweit nicht in den
nachlolgenden Zusätzen Abweichungen vorgeschrichen sind.

§. 2.

Benntzung des Telegraphen.
Die Benutzung der für den öffentlichen Verkehr bestimmten Telegraphen steht

Jedermaun zu. Jede Verwaltung hat jedoch das Recht, ihre Linien und Stationen zeit-
weise ganz oder zum Theil für alle oder für gewisse Gattungen von Correspondenz zu
chließen.

ie Aufgabe von Depeschen Behufs der Telegraphirung kann nur bei den Tele-iez33 (allenfalls brieflich) erfolgen.

8. 3.
Bewahrung des Telegraphen-Geheimnisses.

Die Vereins-Regierungen werden Sorge lragen, daß die Mittheilung von De-
peschen an Unbefugte verhindert und daß das Telegraphen-Geheimniß in jeder Beziehung
auf das Strengste gewahrt werde.

) Dle besonderen Vorschristen über den Zertebr mil den außereuropäischen Telegraphen, VerwallungenUnd event. bei den Telegraphen, Slallonen zu erfrage



8. 4.

Dienststunden der Telegraphen-Stationen.
Die Telegraphen Stationen zerfallen rücksichtlich der Zeit, während welcher sie

für die Annahme und Beförderung der Depeschen offen zu halten sind, in vier Klassen,
nämlich:

u. Stationen mit permanentem Dienst (Tag und Nacht),

b. Stationen mit verlängerlem Tagtdien bis Mitternacht,. Stationen mit vollem Tagesdienst,
4. Stationen mit beschränktem Togediens.
Die Dienststunden der Stationen ad b. und c. beginnen:

vom 1. April bis gen „Sepenberum 7 Uhr Mor
vom 1. Oktober bis gue März

um 8 Uhr Morgens.

Die Stationen ud c. schließen den Dieuft
um 9 Uhr Abends.

Die Dienststunden der Stationen ad d. sind an Wochentagen (einschließlich der
auf Wochentage aallendendeh age2 Uhr Vor- und

(7 9 „ Nachmittags;
an Sonntagen:

von 9 bis 5 Uhr Vor- und% « „ Nachmittags.

8. 5.

Wohin Depeschen gerichtet werden können.
Telegraphische Depeschen können nach allen Orlen aufgegeben werden, wohin die

vorhandenen Telegraphen-Verbindungen auf dem ganzen Wege oder auf einem Theile des-
selben die Gelegenheit zur Beförderung darbieten.

Befindet sich am Bestimmungsorte keine Telegraphen-Station, so erfolgt die Wei-
terbeförderung von der äußersten, beziehungsweise der von dem Aufgeber bezeichneten Tele-
graphen-Station entweder durch die Post oder durch Exppressen.') Ist keine Bestimmung
über die Art der Weiterbesörderung getroffen, so wählt die Adreß- Stalion nach ihrem
besten Ermessen die zweckmäßigste Art derselben. Das Gleiche findet statt, wenn die vom
Aufgeber angegebene Art der Weiterbeförderung sich als unausführbar erweist.

8 unter Expreß, Besörderung ist iede Weiterbesärderung durch ein schnelleres Transporimittel als die
Post verstanden.

3
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Auch ist die Aufgabe der Depeschen mit der Bezeichnung „bureau-restant“ oder
„poste-restante“ zulässig.

Im internen Verkehr können die Depeschen auch mit „Bahnhof
restant“ bezeichnet werden.

5. 6.

Erfordemisse der zu befördernden Depeschen.
Das Original jeder zu befördernden Depesche muß in solchen Buchstaben und

Zeichen, welche sich durch den Telegraphen wiedergeben lassen, deutlich und verständlich
geschrieben sein. .

Einschaltungen, Nandzusätze, Sneichungen oder Ueberschreibungen müssen vom
Aufgeber der Depesche oder von seinem Beauftragten bescheinigt werden.

Obenan muß die Adresse stehen, dann der Text und am Schlusse die Unterschrift
des Absenders.

Die Adresse muß der Art sein, daß die Bestellung an den Adressaten ohne wei-
tere Ermittelungen, Rückfragen, Zweifel #c. erfolgen kann. Sie hat für die großen
Städte die Angabe der Straße und der Hausnummer, oder in Ermangelung dessen die
Angabe der Berufsart oder andere ähnliche Bezeichnungen zu enthalten. Selbst fürklei-
nere Orte ist es wünschenswerth, daß der Name des Adressaten von einer solchen ergän-
zenden Bezeichnung begleitet sei, damit im Falle von Verstümmelungen des Eigennamens
der Adressat am Bestimmungsorte aufgefunden werden könne.

Die Angabe des vandes, in welchem der Wohnort des Adressaten liegt, ist obli-
hatorisch, mit Ausnahme der Jälle, wo dieser Wohnort eine Hauptstadt oder ein wichtiger
Börsen= oder Handelsplatz ist.

Bei Depeschen, welche für auf dem Meere befindliche Schiffe bestimmt sind, muß
die Adresse, außer den gewöhnlichen Angaben, noch die offizielle Bezeichnung und Nummer,
sowie die Nationalität des Adreßschiffe enthalten.

Es ist dem Absender gestattet, seiner Unterschrift eine beliebige Beglaubigung bei-
sügen zu lassen.

Die etwaigen Angaben bezüglich des Gesordeingswege, der Zustellung an denAdressaten, der Empfangs-Anzeigen, der Recommandation, der Nachsendung und der
terbeförderung müssen unmiltelbar hinter der Adresse, die Angaben bezüglich der stendiren
Antworten zwischen Tert und Unterschrift, die etwaige Beglaubigung hinter der Unter-
schrift stehen.

Depeschen, welche die hiernach erforderlichen Angaben nicht enthalten, sollen zwar
dennoch zur Beförderung angenommen werden. Die Folgen ungenauer resp. unvollstän-
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diger Angaben sind jedoch jedenfalls vom Absender zu tragen. Derselbe kann eine nach-
trägliche Vervollständigung des Fehlenden nur gegen Aufgabe und Bezahlung einer neuen
Depesche beanspruchen.

Depeschen, deren Beförderung streckenweise oder ausschliesslich durch

Telegraphen der innerhalb des Norddentschen Telegraphengebietes gFrlece
nen Pisenbahnen stattzufinden hat, dürleu nicht mehr als 50 Worte ehalte

S. 7.

Gattungen der Depeschen.

Die Depeschen 7 rücksichtlich ihrer Behandlung in folgende Gattungen.ats-Depeschen,5 3
3) Privat--Depeschen.

S. 8.
Besondere Bestimmungen für Stoats-Depeschen.

Staats-Depeschen können in beliebiger Sprache, auch chiffrirt, aufgegeben werden.
Sie müssen als Staats-Depeschen bezeichnet und durch Siegel oder Stempel als solche
beglaubigt sein.

Die Zusatzbestimmung zu §. 9 gilt nuch für Stants-Depeschen.

8. 9.

Besondere Bestimmungen für Privat-Depeschen.
Bei Privat-Depeschen ist die Fassung in der Landessprache Regel. Sie können

überdies in jeder andern Sprache abgefaßt sein, welche den Stationen als zulässig be-
zeichnet If

DepeschenwelchelummchntchtwiegnoohnltchDepeschcnzulässigfind,sind wie dt Depeschen anzusehen.
Die semaphorischen Depeschen müssen entweder in der Sprache des Landes, in

welchem die semaphorische Station, welche dieBeförderung der Depesche an das Areß.

Heh , theeserden hat, gelegen ist, oder in Zeichen des allgemeinen Handels-Koder ab.efaßts
Die Anwendung der Chiffernschrift ist bei Privat· Depeschen gestattet, wenn sie

miien Stationen zweier Staaten gewechselt werden, welche diese Art der Correspondenzzulassen
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Depeschen, welche uur Börsen-Course, Waaren- * Getreide-Preise k. enthalten,werden nicht als chiffrirte Depeschen angesehen (clr. F. 15).
Für Depeschen, welche streckenweise oder ausschlicsslich durch Tele-

Prahhen der innerhalb des Norddentschen Telegraphen-Gebietes gelegenen
Eisenbahnen zu befördern sind, ist die Fassung in deutscher Sprache
Bedingung, sowcit nicht für einzelne Bamen und Stationen der Gebmuchfremder Spruchen ausirucklich nachgegeben wird.

S. 10.

Controle der Depeschen.
r Aufgeber einer Privak.Depesche ist verpflichtet, auf desfallsiges Verlangen dieAehhei der Unterschrift seiner Depesche nachzuweisen.

Privat-Depeschen, deren Inhalt gegen die Gesebe verstößt oder aus Rücksichten
des öffentlichen Wohles oder der Sittlichkeit für unzulässig erachtet wird, werden zurück-
gewiesen.

Die Enlscheidung über de Zuäässiget des Inhalls steht dem Vorsteher der Auf-gabe-Station beziehungsweisederZwischen- oder Adreß-Station, oder dessen Stellvertreter,und in zweiter Instanz der duser Simton.vorgesezten CendalsVerweltung zu, gegen
deren Entscheidung ein Rekurs nicht stattfindet.

Bei Staats-Depeschen steht den Telegraphen-Stationen eine Contröle der Zulässig-
keit des Inhalts nicht zu.

S. 11.

Gebühren-Erhebung.

Bei Aufgabe der Depeschen sind sämmtliche bekannte Telegraphirungs-Gebühren
im Voraus zu entrichten. Von dem Adressaten sind außer den ctwaigen Weiterbeför-
derungs-Gebühren zu entrichten:

1) die ganze Taxe derjeuigen Depeschen, welche durch die semaphorischen Sta-
tionen von einem Schiffe aufgenommen und weiterbefördert sind;

2) die Ergänzungs-Taxe der nachzusendenden Depeschen (cir. &amp;. 17).
In allen Fällen, wo eine Gebühren= Entrichtung bei der Uebergabe der Depesche

statfinden soll, wird diese dem Adressaten nur gegen Bezahlung des schuldigen Betrages



8. 12.

Währung der Gebühren.
Die Gebühren-Erhebung erfolgt in der Landes-Währung derjenigen Verwaltung,

welcher die Aufgabe-Station angehört.
Die Entrichtung der Gebühren kann in klingender Münze verlangt werden.

Die für die Gebhrenaetg maßgebenden Tarife liegen bei jeder Telegraphen-Station dem Publikum zur Einsichta
Bei Stationen des #eoinnsse Telegraphen- Gebictes mit anderer

Währung als der Thaler-Währung sind (die nach dem Silbergroschen-Satze
lestgesctzten Gebühren-Beträge, wenn der Aufgeber nichtin Silbergroschen
bezuhit, möglichst genan in dic landesübliche Münze umgurechnen. Stellen

sich hierbei Bruchtheile hernus, welche in der Landes-Währung nicht dar-
stellbar sind, so erfolgt die Erhebung mit dem nüchst höheren darstell-
baren Betrage.

8. 13.

Besörderungs-Gebühren.
Bei der Feststellung der Gebühren ist stets eine einfache Depesche, d. h. eine

Depesche, welche hochstens 20 Worte enthält, zu Grunde gelegt. Die auf die einfache
Depesche amwendbare Taxe erhöht sich um die Hälfte für je 10 Worte mehr.

Die Gebühren für die telegraphische Beförderung der Staats= und Privat-Depe-
schen, welche innerhalb des Vereins-Gebietes verbleiben, werden nach Maßgabe der direkten

Entfernung nach folgendem Tuif' erhoben:
Entsernung Tare.

2 9 -
unch nach 3 * 8 ZJb- . Z 2 -p : 2

nen. Meilen. r 7l 7 2 7
Sgr. zi. 5 bl. ##Gulden.Hranes.

I. bio 10 89 2 %%%

. Abber 10 bis 45. 1— 690 %%%%%%

I. ber 45 .. . . . .. 24 120 1 24%%% 8
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Für den Verkehr mit dem Vereins-Auslande beträgl die Gebühr bis zur Vereins-
renze, ohne Rücksicht auf die Entfernung:

4 Sgr. = 1 Fl. 20 Kr. Oest. — 1 öl. 24 Kr. Süddeutsch=1990 Gld.
Niederländisch=3 Francs.

Abweichend hiervon wird im Verkehr zwischen Baden, Vayern, Württemberg und
Hohenzollern einer- und Frankreich, der Schweiz und Italien andererseits nur die Ver-
einsgebühr von 8 Sgr. = 28 Kr. S üddeutsch- 1 Frauc erhoben, wenn die Depeschen
!si3erdesVereins nur diebinien;zweier oder mehrerer der obigen Länder berühren.

ldieserVereins-Gebühr treten die nach dem internatsonalen Tarif zu berechnen-den znschr Gebühren
Hierbei gilt als Negel, daß die Gebühren nach dem wohlfeilsten Wege zwischen

dem Ursprungs= und dem Bestimmungsort der Depesche zu berechnensind, essei denn,
daß dieser Weg unterbrochen oder bedeutend weiter ist, che daß der Aufgeber 8 seiner
Depesche einen andern Weg vorgeschrieben hat (efr. §. 6

Eine solche Vorschrift ist daun nicht nur für die Berechnung der Gebühren, son-
dern auch für dieInstradirung der Depesche maßgebend, insofern ugt dienstliche Rück-sichten es verhindern, in welchem Falle jegliche Beschwerde unzulässigi#

Die Gebühren für Depeschen, welche innerhulb des vezbberbeien Te-

legraphen-Gebietes rerbleiben (ausschlicsslich der Depeschen nach und
aus den IIohenzollernschen Landen, welche dem Vereins-Taris unterliegen),
betingen

—ir die 1. Zone (6 Sgr.
7* 7 ? *7

Die Tonen worden nich einem Taech, gebildet, vermoge dessen die
erste Zone gegen 11—18, die zweite ZJone gegen 44—52 Meilen directer
Entlernung begreisft.

Für den Verkehr mit dem Auslunde beträgt, venn nussor den Nord--
deutschen nicht auch die Linien anderer Veroins-Staaten berührt werden,
die Norddentsche Gebühr ohne Rücksicht auf die Entlernung 20 „
(unbeschadet jedoch solcher ubweichenden Turif-Bestimmungen, welche
mit fremden Regierungen für den Verkehr mit den betreffenden Staaten
voreinbart sind oder noch vereinbart werden sollten

F. 14.

Bestimmung der Wortzahl.
Bei Ermittelung der Wortzahl einer Depesche Behufs der Tarifirung werden fol-

gende Regeln beobachtet:
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1) Alles, was der Aufgeber in das Original seiner Depesche Behufs ger Be-förderung schreibt, wird bei Berechnung der Taxe mitgezählt (clr.§. 6).

2) Das Maximum der Länge eines Wortes ist auf 7 Silben feslgesetzt; der
Ueberschuß wird für ein Wort gezählt.

3) Bei Verbindungen von Wörtern durch Bindestriche werden die einzelnen
Wörter gezählt.

4) Wenn zwei Wörter mittelst Apostrophirung zusammengezogen sind, z. V.
l' un, qu'il, PEurope, so ist jedes der beiden Wörter besonders zu higien

5) Die Namen von Ländern, Slädten, Ortschaften, Straßen, Plätzen, Boulevards rc.,
die Eigennamen von Personen, Titel, Vornamen, Partikel und Eigenschafts-
Bczeichnungen werden nach der Zahl der zum Auedruck derselben gebrauchten
Wörter gczählt.
Die in Ziffern geschriebenen Zahlen werden für so viele Wörter gezählt,
als sie Gruppen von fünf Ziffern enthalten, nebst einem Worte mehr für
den elwaigen Ueberschuß. Dieselbe Negel gilt für die Berechnung der
Gruppen von Buchstaben, welche keine gcheime Bedeutung haben.

aetnsaDstchenteSchriftzeichen, Buchstaben oder Ziffern, werden je für einort
* wird die Unterstreichung eines oder mehrerer aufeinander folgen-

der Wörter für ein Wort gerechnet.

Zum Worttert der Depesche gehörige Interpunktionszeichen, Apostrophe, Binde-
striche, Anführungszeichen, Parenthesen (KRlammern) und das Zeichen für den
neuen Absatz (Alinea) werden nicht mitgerechnet. Dagegen werden alle
durch den Telegraphen nicht darstellbaren Jeichen, welche daher durch Worte
gegeben werden müssen, als Wörter berechnet.

9) Punkte, Kommata und Trennungszeichen oder Bruchstriche, welche zur Bil-
dung der Zahlen gebraucht werden, sind je für eine Ziffer zu zählen.

10) Die Buchstaben, welche den in Ziffern geschriebenen Zahlen angehängt wer-
cden, um sie als Ordnungszahlen zu bezeichnen, werden jeder für eine Ziffer
gezahlt.

—

— —

#

11) Bei chiffrirten und den (laut S. 9) als geheime zu behandelnden De-
peschen werden zunächst sämmtliche als Chiffern benutzte Ziffern, Buchstaben
oder Zeichen im chiffrirten Text zusammengezählt, die Summe durch fünf
gethellt und der Quotient als die für den chiffrirten Text zu taxirende
Wortzahl angesehen. Der elwaige Ueberschuß zählt für ein Wort. Die
Zeichen, welche die Gruppen trennen, werden mitgczählt, insofern der Auf-

4



geber nicht ausdrücklich erklärt hat, daß sie nicht mittelegraphirt werden
sollen.

Der Wortzahl des chiffrirten Textes tritt die Zahl der ausgeschriebenen
Worte, nach den gewöhnlichen Regeln berechnet, hinzu.

8. 16.

Recommandirte Depeschen.
Der Aufgeber einer Depesche hat das Recht, dieselbe zu recommandiren. In

diesem Falle wird die Depesche von allen Stalionen, welche bei der telegraphischen Be-
förderung, beziehungsweise Aufnahme mitwirken, vollständig kollationirt und die Bestim-
mungs-Station sendet dem r bersgrapbish znmittelbar nach der Bestellung an denAdressaten oder nach der Abgabe andie Weiterbeforderungs-Anstalt, eine Rückmeldung
mit genauer Angabe der Zeit, zu 1 er die Depesche dem Adressaten, beziehungsweise
der Weiterbeförderungs--Anstalt zugestellt worden ist.

Hat die Depesche nicht bestellt werden können, so enthält die Rückmelkung die
Umstände, welche die Bestellung verhindert haben, sowie die nöthigen Angaben, damit der
Aufgeber eventuell seine Depesche in die Hände des Adressaten gelangen lassen könne.

Der Aufgeber einer recommandirten Depesche kann sich die Rückmeldung nach
irgend einem beliebigen Orte adressiren lassen, wenn er die dazu nöthigen Angaben liefert.

Die Recommandation ist obligatorisch für alle #ifritten Dereschen- sowie fürsolche Depeschen, welche als geheime betrachtel werden (efr. §.9
Wenn in Form chiffrirter Depeschen geschriebene Handels- 5½ Vörsen-Depeschen

unrecommandirt aufgegeben werden, so ist jede Reclamation wegen elwaiger Verstümme-
lung unzulässig.

Die Taxe für die Recommandirung ist gleich derjenigen der eigentlichen Depesche.

8. 16.

Empfangs-Anzeigen.
Der Aufgeber einer jeden Depesche kann verlangen, daß ihm die Jeit, zu welcher

die Depesche seinem Correspondenten zugestellt worden ist, telegraphisch angezeigt werde.
at die Depesche nicht bestellt werden können, so erfolgt statt der Empfangs-An-

zeige die Mittheilung der Umstände, welche die Bestellung verhindert haben, nebst den
nöthigen Angaben, damit der Aufgeber seine Depesche cventuell in die Hände des Adressa-
ten gelangen lassen könne.

Die Taxe für die Enpfangs-Anzeige ist gleich derjenigen einer einfachen Depesche.
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Soll die EmpfangS-Anzeige nach einem anderen Orte als nach dem Aufgabe-
Orte der Ursprungs-Depesche befördert werden, so kommt der Tarifsatz zwischen der Auf-
habe= und der Adreß-Station der Empfang". Anzeige zur Anwendung.

F. 17.

Nachsenden von Depeschen.

Der Aufgeber einer Depesche kann der Adresse den Zusatz: „nachzusenden“ bei-
fügen, in welchem Falle die Bestimmungs-Station dieselbe sofort nach der werbblch ver-
suchten Zustellung an die angegebene in weiter an den neuen, ihrinder Wohnung
des Adressaten mitgetheilten Adreß-Ort befördert, insofern sich dieser in dem gleichen

Staate, ——]]im:: im Vereinsgebiete befindet.
er Zusatz „nachzusenden“ kann auch von weiteren Adressen begleitet sein, undwird — viir Depesche successive an diese Adressen befördert.

Die Gebühr für das Nachsenden wird vom Adressaten erhoben.

S. 18.

Depeschen mit verschiedenen Adressen.

Die Depeschen können adressirt werden:
a. an mehrere Adressaten in verschiedenen Orten,
b. an mehrere Adressaten in dem nämlichen Orte,

c. an den nämlichen Mresaten, ! verschiedenen Orten oder in mehreren Woh-nungen in dem nämlichen
Ist eine Depesche nach wusnt ##ch. Siatienen zu befördern, so wird sie

als eben so viele einzelne Depeschen behandelt, als Adreß-Stationen angegeben sind und
muß in ebenso vielen Originalien aufgegeben werden.

Gehören jedoch die verschiedenen Adreß-Stationen einer und derselben Verwaltung
des Auslandes an, so werden die Gebühren nach den internationalen Tarifen von der
Aufgabe. Station bis zur Grenze des Bestimmungs-Staates nur Ein Mal, die Terminal-
Taxe des Bestimmungs--Slaates aber so viel Mal berechnet, als Adreß.Stationen ange-
geben sind.

Soll eine Depesche an einem und demselben Orte an verschiedene Adressen abge-
geben, d. h. vervielsältigt werden, so wird sie nur als eine einzige Depesche behandelt
und für die zweite und jede weitere Auefertigung die Gebühr von 4 Sgr. 2c. erhoben.

Im internen Verkehr ist die Verviell#ltigungs-Gebühr nnch dem
Satzevon 21 Sgr. zu erheben.
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8. 19.

Frankirte Antworten.
Der Aufgeber kann die Antwort, welche er von dem Adressaten verlangt, frankiren.

Wird eine Antwort von nicht mehr als 20 Worten verlangt, so ist die Angabe
beizufügen: „Antwort bezahlt“ und für die Antwort die Gebühr einer einfachen Depesche

derselben Vesörderungs Strecke zu erlegen.
Soll die zu frankirende Antwort nach einem anderen als nach dem Aufgabe-Orte der

Ursprungs-Depesche übermittelt werden, so kommt für die Antwork-Depesche der Tarissatz
zwischen der Aufgabe= und der Adreß-Station der Anklwort zur Anwendung.

Will der Aufgeber für mehr als 20 Worte die Antwort vorausbezahlen, so“ hat
er beizufügen: „Antwort bezahllt —-- Cts.“ und diesen Betrag ein-zuzahlen

ie Frankirung der Antwort darf das Dreifache der für die Ursprungs-Depeschei-pt Gebuhr nicht überschreiten.
Die Bestimmungs-Station zahlt den Betrag der bei der Aufgabe-Stalion für

die Rückantwort erhobenen Gebühr baar, in Depeschemmarken oder vermiktelst einer Kassen-
anweisung an den Adreisaten, dem es anheimgestellt bleibt, die Antwort abzusenden, wann,

an wen und wohin er will. Diese Antwort wird angesehen und behandelt, wie jede
andere Depesche

Kann die Ursprungs--Depesche nicht bestellt werden, oder verweigert der Adressat
ausdrücklich die Annahme der für die Rückantwort bestimmten Summe, so giebt die Be-
stimmungs-Station dem Aufgeber hiervon Kenntniß durch eine Dienstnotiz, welche die
Stelle der Antwort vertritt. Diese Dienstnoliz enthält die Mittheilung der Umstände,
welche die Bestellung verhindert haben, und die nöthigen Angaben, damit der Aufgeber
seine Depesche eventuell nachsenden lassen könne.

§. 20.

Weiterbeförderungs-Gebühren.
Depeschen, — recommandirt oder nicht, — welche per Post weiterzubefördern sind,

werden von der Ankunfts-Station als recommandirte Briefe frankirt zur Post gegeben,
ohne Kosten für den Aufgeber und den Empfänger, mit Ausschluß solcher Depeschen,
welche über das Meer binaug:4tsenden sind, sei es in Euaue Unterbrechung unterseeischerTelegraphen-Linien, seie hufs Erreichung solcher Länder, welche mit Europa keinetelegraphische Verbindung hacke Die hierfür entfallenden Posl-Gebühren sind vom Auf-
geber zu entrichten.

Im Wechselverkehr mit Frankreich werden durch die Post zu befördernde nicht re-
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commandirte Depeschen wie bewöhliche Briefe zur Post gegeben und das Porto vomAdressaten erhoben. Die Gebühren für die mittelst der Post zu bewirkende Weiterbeför-
derung recommandirter Depeschen, so wie der Depeschen mit Empfangsanzeige hingegen
hat der Aufgeber zu entrichten, und zwar:

4 Sgr. kc. für jede am Orte poste restante zu deponirende oder per Post inner-
halb des gleichen Staates (resp. Vereinsgebietes) zu versendende Depesche;

8 Sgr. #c. für jede über diese Grenze hinaus in Europa zu versendende Depesche;
20 Sgr. k. für jede über Europa hinaus zu versendende Depesche.

Von der Adreßstation werden diese Depeschen als recommandirte Briefe frankirt
und imerhalb des Vereins als Expreßbriefe behandelt.

Die Kosten für die Weiterbeförderung per Expressen werden in der Regel vom
Adressaten erhoben. Der Aufgeber einer recommandirten Depesche oder einer Depesche

mit Cupfang#anzeige hat jedoch das Recht, diese Weiterbesörderung zu frankiren, indem
er einen von der Aufgabestation festzustellenden etas hinterlegt, worber abgerechnet
wird, sobald die wirklichen Auslagen bekannt sind

Für die semaphorischeBeförderung der Depeschen von den semaphorischen Stalionen
nach den Schiffen et vice versa ist eine besondere Zuschlagstaxe zu den tarifmäßigen Ge-
bühren zu entrichten.

Im Auslande findet eine Weiterbebrderung der Depeschen über die
Telcgraphenlinien hinans in der Regel nur per Post statt. In welchen
Stunten nuch Weiterbeförderungen durch expresse Boten oder Estafletten
zulässig sind, ist hei den Telegruphenstationen zu erlragen.

Bei Vereins- und internationalen Depeschen, die per Post weiterzu-
belördern sind, ist eine streckenweise Beföflcrung durch Telegraphen
der innerhalb des Nonddeutschen Telegruphengebictes gelegenen Eisen-
bahmen nicht statthaft, und werden dergleichen Depeschen daher erent.
von der letzten Bundes-Telegraphenstation unmittelbar der Post zur Wei-
terbeldrderung übergeben.

Im internen Verkehr hat der Aufgeber einer per PDost weite#zube-
Hrdernden Depesche die wirklichen Postgebühren von 5½ S#gr. gr.
Porto, 2 Sgr. Recommandationsgehühr und 2½ Ser. Expressbestellgebühr)
zu entrichten, wo####r die Depesche von der Adressstation uls recomman-
dirter Expressbriel krankirt wirdl.

Debeschen, welche im internen Vorkehr - Buhnhof restunt“ adressirt
sind, werden in Bezug auf die Cchühren ehenso wie „poste restante“
Depeschen behundelt. In beiden Fällen sind die obigen) Gebühren mit.
Ausschluss der Expressbestellgebühr, ulso 3 Sgr., vom Aulgeber zu erheben.
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KS. 21.
Zurückziehung und Unterdrückung von Depeschen.

Vor begonnener Abtelegraphirung kann jede Depesche zurückgefordert werden.
Die Gebühxen werden in solchem Falle nach Abzug von 4 Sgr. 2c. erstattet.

Hat die Abtelegraphirung bereits begonnen, so verbleiben die Gebühren für die bereits
durchlaufene Strecke den betheiligten Verwaltungen; die übrigen ausländischen und beson-
deren Gebühren werden dem Aufgeber restituirt.

Das Verlangen, daß eine bereits abgegangene Depesche nicht bestellt werde, muß
mittelst besonderer Depesche des Aufgebers an die Bestimmungsstation erfolgen, wofür die
tarifmäßigen Gebühren zu zahlen sind. Von dem Erfolge wird ihm per Post Kenntniß
gegeben. Verlangt der Aufgeber telegraphischen Ausschluß, so hat er die Antwort zu
frankiren.

Die erlegten Gebühren für die Depesche, deren Bestellung unterdrückt wird, werden
nicht restituirt.

Bei jedem derartigen Verlangen hat der Antragsteller das Ansuchen schriftlich zu
stellen und sich als der Absender oder dessen Beauftragter zu legitimiren.

Im internen Verkehr betragen die im Alinen 2 erwähnten Gebühren
2½ Spgr.

§. 22.
Verfahren bei der Adreß-Station.

Die Depeschen werden gleich nach der Ankunft bei der Adres-Station ausgefertigt,
in Converks eingeschlossen, welche die vollständige Adresse der Depesche erhalten und mit
dem Siegel der Station versehen.

Die nach dem Orte selbst gerichteten Depeschen werden so schleunig als möglich
bestellt. Die nach anderen Orten bestimunten Depeschen werden, je nachdem sie durch die
Post, oder durch Expressen weiterzusenden sind, mit möglichster Beschleunigung der Wei-
terbeförderungs-Austalt in der erwähnten Weise zugeführt.

Wenn der Adressat seinen Aufenthaltsort verändert hat, so werden demselben die
ür ihn eingehenden Depeschen, auch wenn sie keinen Nachsendungsvermerk tragen, an

den neuen Adreßort nachtelegraphirt, wenn er in einer bei der betreffenden Telepraphen=
Station niederzulegenden schriftlichen Erklärung das Verlangen der Nachsendung aus-
drucklich ausgesprochen hat. Die hierfür entfallenden Gebühren bezahlt der Adressat bei
Empfang der Depesche.
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Bestellung durch Telegraphenboten.

Der Bote hat die Depesche nebftEupfangsschein ohne Aufenthalt nach der Woh-
nung des Adressaten resp. nach der in der Depesche bezeichneten Adresse oder nach der
Post zu bringen und sich bei Abgabe derselben zu überzeugen, daß die richtige Zeit und
Unterschrift in die Empfangsbescheinigung eingetragen ist.

Dem Boten ist die Annahme von Geschenken untersagt.

Zur Bescheinigung der Abgabe einer Staatodepesche kann, wenn nicht eine besondere
schriftliche Verfügung barber getroffen ist, nur der Vorsland der betreffenden Behörde,
oder in dessen Abwesenheit sein Stellvertreter als berechtigt angesehen werden.

Frivat-Depeschen können, wenn der Adressat von dem Boten nicht zu Hause an-
getroffen wird, entweder an ein erwachsenes Mitglied seiner Familie, oder an dessen

Geschäftsgehülfen, Dienerschaft, Gast= oder Hauswirthe abgegeben werden, insofern derselbe
nicht für derartige Fälle einen besonderen Empfänger der Station schriftlich zihetgemacht, oder der Aufgeber verlangt hat, daß die Zustellung nur in die Hände
Apressaten staltfinden solle.

In allen Fällen, wo der Bote den Mdressaten nicht selbst antrifft und die Depesche
einem Anderenaushändigt, hat der Lettere in der Empfangsbescheinigung seiner eigenen

Namensunterschrist das Wort „für" und den Namen des Adressaten beizufügen.

S. 24.

Unbestellbare Depeschen.
Von der Unbestellbarkeit einer Depesche und den Gründen der Unbestellbarkeit wird

der Ausgabestation telegraphische Meldung gemacht.

Ist eine Depesche unbestellbar, weil der Adressat in seiue Wohnung nicht angetrof-
fen worden ist, die Depesche auch nicht an eine der im §.23Al. 4 erwähnten Personen
hat ausgehändigt werden können, so wird dieselbe bei der Adreßstation aufbewahrt, in
der Wohnung des Adressaten aber eine bezügliche Anzeige zurückgelassen.

Hat sich innerhalb sechs Wochen der Adressat zur Empfangnahme der Depesche nichtgemeldet, jo wird solche vernichtel.
In gleicher Weise wird mit „burenu restant“ Depeschen verfahren.

Hat eine semaphorische Depesche innerhalb 30 Tagen nach ihrer Aufgabe dem
Adrewschisfe nicht übermittelt werden können, sy wird sie als unbestellbar zurückgelegt.
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War es eine recommandirte Depesche und das Adrepßschiff hat sich ncht gezeigt, so giebt
die semaphorische Station dem Aufgeber hiervon am Morgen des Taages durch einedienstliche Rückmeldung Kenntniß. Der Aufgeber kann, gegen Ianhiurt einer besonde-
ren Depesche an die betreffende semaphorische Station verlangen, daß seine Depesche noch
sernere 30 Tage Behufs Beförderung an das Adrehschiff bereit gehalten werde u. f. f.

Geht ein solches Verlangen nicht ein, so legt die semaphorische Station die Depesche
den 30. Tag als unbestellbar zurc.

5. 25.

Garantie und Reclamationen.

Die Telegraphen-Venwaltungen leisten für die richtige Ueberkunft der Depeschen oder
deren Ueberkunft und Zustellung innerhalb einer beslimmten Frisl keinerlei Garantie und
haben Nachtheile, welche durch Verlust, Verstümmelung oder Verspätung der Depeschen
enlstehen. nicht zu verlreten.

ir Depeschen, welche durch Schum der Telegraphen-Verwaltung st in die Händedes s gelangt sind, sowiefürsolche Depeschen, welche in Folge wesentlicher
Verstümmelung oder bedentender Ver n erweislich ihren Zweck nicht haben erfüllen
können, werden die gezahlten Gebühren zurückerstattet, sofern deren Reclamation innerhalb
3 Monaten (bei Depeschen nach außereuropäischen Ländern innerhalb 6 Monaten) vom
Tage der Aufgabe der Depesche ab erfolgt.

Im Falle der Unterbrechung einer untersecischen Telegraphen-Linie kann der Aufgeber
die Rückerstattung des Theiles der Gebühren, welcher auf die nicht telegraphisch durch-
laufene Strecke entfällt, verlangen, nach Alzug jedoch der Kosten, welche etwa für die
nicht telegraphische Weiterbeförderung verauslagt sind.

Die Erstattung der Gebühren kaun versagl werden, wenn der Verlust, die Ver-
spätung oder die Verstümmelung der Depesche einer Verwaltung zur Last fällt, welche den
internationalen Verträgen nicht beigetreten ist und die Verpflichtung zur Gebühren-
Erstattung abgelehnt hat.

Die Reclamationen sind bei der Aufgabe-Station einzurelchen. Als Beweisstücke
sind beizufügen: eine schriftliche Erklärung der Bestimmungs-Station oder des Adressaten,
wenn die Depesche nicht angekommen ist, die dem Adressaten zugestellte Ausfertigung,
wenn es sich um Verstümmelung oder Verzögerung handelt.

Bei Reclamation wegen Verstümmelung muß nachgewiesen werden, daß und durch
welche Fehler die Depesche der Art verstümmelt ist, daß sie ibren Zweck nicht hat ersüllen
können.

Für Fehler in Handelé= und Börsen-Depeschen, welche in Form chiffrirter Depeschen
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geschrieben, aber ohne Recommandation zur #ierderung angenommen sind (elr. §. 15),findet eine Nückzahlung von Gebühren nicht Sta
Ein Aufgeber, welcher nicht in dem Staate vrann. wo er seine Depesche aufgegeben

bhat, kann seine Reclamation bei der Verwaltung des Aufgabeortes durch eine andere
Verwaltung anhängig machen.

§. 26.

Berichligungs-Depeschen.
In den im vorigen Paragraphen vorgesehenen Fällen bezieht sich die Rückerstattung

nur auf die Gebühren derjenigen Depeschen, welche verzögert, verstümmelt oder nicht
angekommen sind, nicht aber auf die Gebühren solcher Depeschen, welche ctwa durch 9
Verzögerung, Verstümmelung oder Richtankunft jener Depeschen nothwendig oder über-
flüssig geworden sind.

Dagegen hat der Empfänger einer jeden Depesche das Recht, die Wiederholung der
ihm zweifelhaften Stellen zu verlangen, wosür zu entrichten ist:

1) die Taxe einer hinbachen Depesche für das deshalb an die Aufgabe-Stationzu richtende Verlang
2) die Taxe einer 0 der Länge der zu wiederholenden Stelle berechneten

Depesche.
Ein gleiches Recht wird dem Aufgeber bewilligt, wenn er Gründe haben sollte, zu

vermuthen, daß seine Depesche verstümmeltsei.
Diese Taxen werden von der Station sofort zurückvergütet, wenn aus der Wie-

derholung hervorgeht, daß der Sinn der ursprünglichen Depesche durch die Telegraphen-
Anstalt verstümmelt worden ist.

§. 27.

Nachzahlung und Rückerstattung von Gebühren.
Gebühren, welche für beförderte Depeschen irrthümlich zu wenig erhoben worden

sind, oder deren Bezahlung vom Adressaten verweigert wird, hat der Absender auf Ver-
langen nachzuzahlen.

Irrthümlich zu viel erhobene Gebühren werden dem Absender erstattet.

S. 28.

Depeschen-Abschristen.
Der Aufgeber und der Adressat, falls sie sich als solche cchörig legitimiren, find

berechligt, sich beglaubigte Abschristen der von ihnen aufgegebenen oder empfangenen
5
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Depeschen ausfertigen zu lassen, wenn sie das genaue Datum derselben angeben können
und die Original-Dokumente noch vorhanden sind.

Für jede Abschrift kommt die fire Gebühr von 4 Sgr. u. in Berechnung.

Im internen Verkehr beträtgt die Gebühr pro Abschrist 212 Scr.

S. 29.

Aushebung der srüheren Telegraphen-Ordunng.
Die gegenwärtige Telegraphen-Ordnung tritt, an Stelle der Telegraphen-Ordnung

für die Correspondenz auf den Telegraphen-Linien des Norddeutschen Bundes rc. vom
24. Dezember 1867, am 1. Januar 1869 in Krast.

Berlin, im Dezember 1868.

Der Kanzler des Norddeutschen Bundes.

Graf von Bismarck-Schönhausen.



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

Gausgegeben den 2. M 1869.)
7. Bekanntmachung,

die Berichtigung eines Druckfehlers in dem Nachtrage zur Königlich
Preußischen Arzueitaxe betr.

In den Verander#ngen, der Königlich Preußischen Arzneitaxe von 1869 befindet
sich auf Seite 8 in der Pesition Oleum rosamum ein Drucksehler; es muß daselbst
stalt: 1 gramm (I1,0) heißen 1 (lecigramm (0,1) 2 Sgr., was hierdurch unier Be-
zugnahme auf Unsere Bekauntmachung vom 24. December v. J. (Gesesammlung von
1868 pak. 607) zur Berichtigung bekannt gemacht wird.

Greiz, den 30. Jannar 1869.

Fürstlich Reuß.Pl.Landesregierungdafs.
Dr. Herrmann.

Bruno Merg.

6. Bekanntmachung,
den Wegfall der Transitzölle in der Schweiz längs der Grenze des deutschen

Zollvereins betreffend.

Nach einer Mittheilung des Kanzlers des Norddeutschen Bundes hat
Bunderath der Schweiz die Verfügung getroffen, daß der Bezug von Transitzöllen,
welcher an der Französischen, Italienischen und Oestreichischen Grenze in Folge abge-
schlossener Vertrage wegfällt, auch längs der Grenze des deutschen Zollvereins in Weg-
fall kommen soll.

6
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Behufs Haudhabung der sisseäneneisten Controle wird dagegen fortan für
jede Durchsuhrpabsertihung eine Certificatsgebühr von 5 Centimes erhoben werden,jedoch mit der Maßgabe, daß da, wo der echenze Transitzoll weniger als 5 Centimes
betrug, auch diese Gertifiratsgebühr nicht zu entrichten ist.

Dies wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.
Greiz, den 24. Februar 1869.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung das.
Dr. Herrmann.

Biino Merz.

9. Regierungs-Verordnung,
die Abhaltung der gesetzlich frei gegebenen monatlichen Sonntagstänze in

den Städten betreffend.

In Anbetracht der den Tanzwirthen des platten Landes durch die Regierungs-
verordnung vom 7. August vorigen Jahres eingeräumien Befugnisse wird andurch mit
Höchster landesherrlicher Genehmigung verordnet:

In den Städten ist es gestattet, zu Abhaltung der gesetzlich frei gegebenen
monatlichen Sonntagstänze enbveder den zweiten oder den vierten Sonntag des Monats
zu wählen.

Tanzwirthe, welche von diesem Wahlrechte Gebrauch machen wollen, haben für
die noch folgenden Monate des gegenwärtigen Jahres im Laufe dieses Monats, für jedes
künstige Jahr im Laufe des vorhergehenden Monats December bei dem Fürstlichen Land-
rathsamte zu erklären, an welchem der beiden Sonntage sie den Sonntagstanz abhalten
wollen.

Wer innerhalb der bestimmten Frist eine deßfallsige Erklärung unterläßt, verliert
für den betreffenden Zeitraum das Wahlrecht und darf nur am ersten Sonntage des
Monats den Sonntagstanz abhalten.

Greiz, den 1. März 1869.

Fürstlich Neuß-Plauische Landesregierung das.
Dr. Herrmann.

Urune Mer
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Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

W 4.
usgegeben den 18. Mi 1869.)

10. —n Verordnun,
die Einführung von Arbeitsbüchern für das gewerbliche Hülfspersonal

betreffend.

Wir Heinrich der JZwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden älterer
Linie souveräuer Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,Krannichfeld, Gera, —- und Lobenstein2c.
verordnen hiermit in Ausführung des §. 57 der Gewerbeordnung vom 27. April 1868:

1.

Jeder Arbeiter und Gehülfe eines nach den Vorjchristen der angezogenen Gewerbe-

ordnung 1ur fetesttänenh zu achtenden Gewerbetreibenden hat, soweit nicht eine der in
den §§.2 23 gegenwartiger Verordnung hedachten Ausnahmen Matz Hreift,ohne Kechtert ai Auer und Geschlecht ein Arbeitsbuch zu führen.

F. 2.

Der Verpflichtung, ein Arbeitsbuch zu führen, sind nicht unterworsen:
1) die nur für einzelne Arbeiten tageweise und vorübergehend angenommenen

Arbeiter und Gehülfen:

) die nicht sowohl in einem Arbeits-, alo vielmehr in einem Gesindedienstverhält-
nisse zu Gewerbetreibenden stebenden Personen, mithin inobesondere das Haus-
personal in Fabriken, an Thürhütern, Wächtern, Kutschern und dergl.;

ohne alle Rücksicht auf eigene Arbeitsleistung mit festem Gehalte zur Leitung
und Beaussichtigung der Arbeiter angestellten Personen;

#

—i'
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4) die Zeichuer der Fabrikanten und Fabrikkaufleute;

5) das kaufmännische Comptoir= und Hülfspersonal, einschließlich des kaufmännischen
Büreaupersonals in Fabriken

6) die als Volontärs behufs Grr Ausbildung in einem Fabrik= oder Handels-
Ceschäfte arbeitenden Personen.

Die Einrichtung der Arbeitobücher leidet endlich auch auf Lehrlinge (vergl. 8. 72
der Gewerbeordnung) keine Anwendung.

Nicht minder ist von der Ertheilung ven Arbeitsbüchern an die mit Vorbehalt der
Nachverbüßung aus Straf= oder Correctionsanstalten Entlassenen abzusehen.

8. 3.
Inländische Arbeiter und Gehülfen haben ein Arbeitsbuch zu entnehmen, sobald sie

zum ersten Male innerhalb Landes in Arbeit treten und, salle sie sich gegenwärtig in
einem festen Arbeitsverhältnisse befinden, bei dem nächsten Eintritt in ein anderes Arbeits-
verhältniß.

Ausländische Arbeiter und Gehülfen haben in gleichem Falle ein inländisches Arbeits-
buch nur dann zu entnehmen, wenn sie nicht bereits ein im Wesentlichen nach der Art
der hierländischen Arbeitsbücher eingerichtetes dergleichen Buch führen.

8. 4.

Die Ertheilung eines Arbeilsbuches ist nicht von dem vorgängigen Nachweise eines
ausgemittellen Arbeitsverhältniises abhängig, ist vielmehr auch denjenigen nicht zu ver-
weigern, welche darum ansuchen, um sich erst ein Arbeitsverhältniß aufzusuchen.

5S. 5.

Die Ausstellung des ersten Arbeitsbuches erfolgt bei der Polizeibehörde entweder des
Aufenihaltoorts des Ansuchenden, oder deojenigen Ortes, an welchem er in Arbeit zu
treten beabsichtigt. Der Letztere hat zu diesem Behufe sich über seine Person genügend
auszuweisen, auch, fallo er noch unmündig ist, die Genehmigung seiner rechtlichen Ver-
treter (vergl. §. 60 der Gewerbeordnung) beizubringen.

Als Polizeibehörde gilt im Sinne dieser Verordnung für die Städte der betreffende
Stadtrath, für das platte Land das Landrathsamt, und, was die Herrschaft Burgk betrifft,
das dortige Fürstliche Instizamt auf die Dauer des demselben ertheilten bezüglichen Com-
missorium.

Kindern unter 14 Jahren darf unter allen Umständen, auch wenn sie nicht als
Lehrlinge zu betrachten sind, kein Arbeitsbuch ausgestellt werden (vergl. §F. 58 der Ge-
werbeordnung).
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S. 6.

Die Arbeitsbücher können auch als Reiselegitimationen benutzt werden. Wünscht
jedoch der Inhaber eines Arbeitsbuchs eine besondere Reiselegitimation zu erhalten, so ist
dieserhalb den bestehenden allgemeinen Vorschriften nachzugehen, das Arbeitsbuch aber dem
Inhaber desselben auch im Falle der Ertheilung einer besonderen Reiselegitimation zu
belassen. Ein Reisevisa ist solchenfallo, auch wenn es verlangt werden sollte, in das
Arbeitsbuch nicht einzutragen.

5. 7.

Die Arbeilsbücher sind nach dem unter 5 angefügten Schena einzurichten und miteinem Abdrucke gegenwärliger Verordnung, ingleichen behufs der darin zubewirkenden
Einträge mit 32 Blatt leeren Papiers, sowie ruschgng)g mit gedruckten Seitenzahlen
zu versehen, in Pappe einzubinden und mit einer seidenen Schnur, deren beide Enden
auf der letzten Seite mit dem Siegel der ausstellenden Polizeibehörde anzusiegeln sind,
zu durchziehen.

Sie haben auf dem ersten Blatte Vor= und Zunamen, Alter, Statur, Farbe der
Haare und Augen, Geburtsort, sowic elwaige besondere Kennzeichen des Arbeiters, die

Bezeichnung des Gewerbes esselben, ingleichen, dafern er lebteres gehörig erlernt und
hierüber ein Lehrzeugniß (vergl. §. 80 der Gewerbeordnung) beigebracht hat, eine hier-
auf bezügliche Bemerkung, aus welcher der Name des Lehrherrn, die Lehrzeit und das
Urtheil des Lehrherrn über die während der Lehre erworbenen Kenntnisse und Fertigkei-

ten, sowie das Velragen des Lehrlings zu 17 sind, endlich die Namensunterschrift desInhabers zu enthalten (vergl. übrigens §. 2
Bei Auoländern bedarf es außer der i der Vor. und Zunamen, des

Alters, der Statur, der Farbe der Haare und Augen, ferner der „etwvoigen besonderenKennzeichen und der Heimath des Inhabers des Arbeilsbuchs auchnochder Angabe der
ausländischen vegitimation, auf Grund deren die Ausstellung des Mreituchs erfolgt.

S. 8.
Die folgenden leeren Seiten des Arbeitsbuchs sind theils zu den Einträgen der

Arbeitsgeber und der Verwalter der Verpflegungscassen, zu welchen das gewerbliche Hülfs-
personal zu stenern hat (vergl. 8. 90 der Gewerbeordnung), theils zu den Einträgen
der Polizeibehörden (vergl. §§. 14 und 15) bestimmt.

5. 9.

Die Einträge der Arbeitsgeber haben sich auf Bescheinigung des Zeitpunkts des
Antrikts der Arbeit (Antriktsbescheinigung) und des Zeitpunkts des Austritts aus dersel-
ben (Austritlsbescheinigung) und die Bemerkung, daß der Arbeiler seinen Verpflichtungen
egen den Arbeitsgeber nachgekommen, oder in welcher Beziehung dies nicht behehen isl,
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zu beschränken, dagegen ein Zeugniß über Qualification, Leistungen und VBelragen des
Arbeiters nicht zu enthalten.

S. 10.

Von den Cassenvenwaltern (vergl. 8. 8) ist zu bescheinigen, daß der Inhaber des
Arbeitsbuchs seiner Verbindlichkeit gegen die Verpflegungscasse nachgekommen, be-
ziehentlich inwieweit dies nichl geschehen ist.

S. 11.

Kein selbstständiger Gewerbtreibender darf einen Arbeiter oder Gehülfen in Arbeit
nehmen, welcher nicht ein in Ordnung befindliches Arbeitsbuch vorzeigen kann.

Ebensowenig darf er einen Arbeiter oder Gehülfen in Arbeit nehmen, dessen letzte
Austrittsbescheinigung nicht in Ordnung ist (vergl. jedoch . 13 letzten Absatz).

8. 12.

Das Arbeitsbuch ist nach erfolgter Eintragung und, soweit nöthig, Visirung der
Antrittsbescheinigung (vergl. §. 14) während der Dauer des Arbeitsverhältnisses von
dem Inhaber selbst unuliwaßnen.

8. 13.

Dafür, daß die in den §§. 9 und 10 gedachten Bescheinigungen und Bemerkung
in das smrertobb hchörig eingetragen werden, hat zwar zunächsl der Inhaber des
Buches selbst Sorge zu tragen, der Eintrag darf aber nicht verweigert werden.

Sollte dem ungeachtet in einem einzelnen Falle der Gintrag nicht zu erlangen sein,
so hat auf Antrag des Buchinhabers die Polizeibehörde, nach vorgängiger Sichrorterung,eine behnfige, den Mangel des Eintrags erseende, gleichzeitig aberauch die Bewandtniß
und die dem Inhaber des Buchs elwa schuldgegebene Nichterfüllung seiner Verbindlichkei-
ten näher angebende Notiz zu dem Buche zu bringen.

Mit Rücksicht auf lebtere bleibt es solchenfallo anderen Gewerbtreibenden zrnirdad
men, den Arbeiter trotz der ermangeluden letzten Arbeitsbescheinigung (vergl. §. 1Arbeit zu. nehmen.

« §14

Dim§8cnvahatmUntkachekPolizeibehokdenbkstrthaußerdemmtvoks
stehenden Paragraphen Bemerklen, theils in der Visirung der Antritts= und Austritts-

bescheinigung (vergl. 9), iheils in der Ertheilung von W
theils endlich in der Ausstellung von Reisevisas, dafern dieselbe beantragt wird (s. S.1
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Vehufs der vorgedachten Visirung hat der Inhaber des Arbeitsbuchs, fallsdessen
Arbeitsort eine Stadt ist, dasselbe bei dem betreffenden Stadtrathe vorzulegen. Ist der
Arbeitsort eine Ortschaft desn platten Laundes, so isles dem Inhaber des Arbeitsbuchsgestattet, dasselbe statt dem Landrathsamte und bopehesuun dem kommittirten Fürstlichen
Justizamte Burgk dem betreffenden Ortsrichter zur Visirung vorzulegen.

Die Vorlegung ist, salls nicht durch örtliche Vorschrift eine kürzere Frist bestimmt
ist, sp testens binnen 3 Tagen nach erfolgtem Arbeiksantritte oder Arbeitsanstritte, die
Visirung in kürzester Weise unter den betreffenden Einträgen der Arbeitsgeber unter Bei-
sügung des Stempels oder Siegels der Behörde, beziehentlich des Orksrichters, zu bewirken.
Est durch diese Visirung erlangen die Arbeitobescheinigungen die nöthige formelle Glaub-
würdigkeit.

Wechselt jedoch ein Arbeiter oder Gehülfe nur an demselben Orte den Arbeits-
geber, so ist die polizeiliche Visirung nicht für jede Austritts= und Antrittsbescheinigung,
sondern nur für die ersie Autriltsbescheinigung und für die letzte Auskriltsbescheinigung an
dem belreffenden Orte, unbeschadet übrigens der Junehaltung der an letzterem, in Betreff
der An- und Abmeldung der Gewerbsgehülfen bei der Polizeibehörde, bestehenden Vor-
schriften erforderlich.

Der Eintrag von Aufenthaltsbescheinigungen geschieht in dem Falle, wenn ein
Arbeiler oder Gehülfe nach Beendigung eines Arbeitsverhältnisses nicht sofort wieder neue
Arbeit findet oder annehmen will, vielmehr kürzere oder längere Zeit an einem Orte
arbeitslos, oder doch mindestens ohne solche Arbeit, welche die Führung eines vorschrifts-
mäßigen Arbeitsbuchs bedingt, sich aufhält, burch die zur Visirung zuständige Behörde,
beziehentlich den Ortsrichter, jedoch nicht unbedingt und nothwendiger Weise, sondern nur
auf Ansuchen des Arbeiters.

Die Aufenthaltebescheinigungen sind in der Reihenfolge # Atrite und Ans-trittsbescheinigungen in dem Arbeitsbuche einzutragen und haben en Zweck, glaubhaftnachzuweisen, wo und wie lange der Inhaber außer festem W sich befun-
den hat.

S. 15.

Wünscht der Inhaber einco Arbeitsbuchs, welcher dasselbe als Reiselegitimation
benuhen, von Gewinnung einer anderen Reiselegitimation aber absehen will, (vergl. F. 6),
zu diesem Vorhaben ein besonderes Reisevisa zu erlangen, so hat auf desfallsiges Ansuchen
diejenige Polizeibehörde, bei welcher das Buch vorgelegt wird, in Mangel besonderer Be-
denken, dem Antrage stattzugeben.

Ein solches Reisevisa ist jedoch nicht in der Reihenfolge der im §. 14 gedachten
Einträge, sondern in einem besonderen, die lezten acht Blatt umfassenden Theile des Ar-
beitsbuchs, welcher für derartige Visas der inländischen sowohl als der ausländischen Po-
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lizeibehörden bestimmt und daher von anderen Cintrigen (der Polizeibehörden, Arbeitsgeberund Cassenverwalter) frei zu halten ist, einzutragen
Ein vollgeschriebenes Arbeilsbuch (vergl. §. 18) darf mit einem weiteren Reise-

visa nicht versehen werden.

§. 16.

Neue Arbeitsbücher dürsen von den Polizeibehörden nur dann ausgefertigt werden,
wenn

) die alten vollgeschrieben, oder
b) sonst unbrauchbar geworden, oder
J%) verloren gegangen sind.

8. 17.

Wenn ein Arbeilsbuch vollgeschrieben ist, so hat sich der Inhaber desselben, welcher
ein neues Buch zu erlangen wünscht, ein solches von der Polizeibehörde, entweder des
Ortes, wo er zuletzt in Arbeit gestanden hat, oder des Aufenthaltsortes, oder des Ortes,
an welchem er in Arbeit zu ltreten beabsichtigt, ausstellen zu lassen.

Das Anheften an vollgeschriebene Arbeiköbücher ist unstatthaft.
Bei Ausfertigung eines neuen Buches ist sowohl in diesem Falle, als auch, wenn

solche aus einem andern Grunde nöthig wird, ganz so, wie bei der Ausstellung des erstenrbenebucheo (vergl. §. 7), zu verfahren, es istjedoch des Grundes der Ausfertigung
des neuen Arbeitsbuches ausdrücklich zu gedenken, lön. sowett möglich, auf den letzten
Eintrag des alten Arbeitsbuchs hinzuweisen.

S. 18.

Das unbrauchbar gewordene Arbeitsbuch, an dessen Stelle ein neues ausgefertigt
worden ist, ist dem Inhaber zurückzugeben, jedoch auf geeicnete, leicht in die Augen
fallende Weise ausdrücklich als ein solches zu bezeichnen, welches nicht weitergeführt wer-
den darf.

Wenn der Inhaber eines Arbeiksbuchs dasselbe aus böswilliger Absicht unbrauch-
bar gemacht hat, soist ihm zwar die Ausstellung eines neuen nicht zu versagen, er is

jedoch rehal! mit Geldstrafe bis zu fünf Thalern oder verhältnißmähiger Gefängnißstrafe
zu belegen

S. 19.

Wird der Inhaber eines Arbeilsbuchs aus dem Fürstenthum ausgewiesen, so hat
die ausweisende Behörde eine, die Thatsache der Ausweisung, jedoch ohne weitere Angabe
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der Veranlassung, verlantbarende Bemerkung in das Buch an geeigneter, leicht ersichtlicher
Stelle einzutragen.

8. 20.

Wenn einem Arbeiter oder Gehülfen sein Arbeitsbuch abhanden kommt, so hat
er den Verlust ohne Verzögerung der Polizeibehörde seines jeweiligen Aufenthaltsorts an-
zuzeigen, welche nach Erörterung der Umstände entweder ein neues Arbeitsbuch ausstellt,
oder im Falle Bedenkens den Tanesurügr mit seinem Gesuchean gust Polizeibe=

hörde vewweis, von welcher die Ausfertigung des ersten Arbeitsbuchs erfolgtistn dei pflichtinäßigen Ermessen der Polizeibehörde hängt es ab, ob 6 in dem
einzelnen zale den Verlust eines Arbeitsbuchs zu Vermeidung einer mißbräuchlichen Be-
nutzung in dem Amtsblatte bekannt zu machen, für nöthig crachtet.

8. 21.
Ueber die Ausfertigung von Arbeitsbüchern haben die Polizeibehörden ein genaues

Register zu führen, aus welchem Vor= und Zunamen, Alter, Statur, Farbe der Haare
und Augen, elwaige besondere Kennzeichen, Geburksort und Gewerbe des Inhabers, sowie
Nummer und Datum des Buchs zu ersehen sind.

Weitere Register sind über die Visirung der Antritts= und der Austriltsbeschei-
nigungen, sowie über die Einträge von Aufenthaltobescheinigungen und über die Ausstellung
von Reisevisas zu halten (vergl. 9§. 14 und 15).

Die Haltung von Registern liegt auch den Ortorichlern ob, soweit von denselben
auf Grund der bezüglichen Beslimmung des §F. 14 Visirungen der Antritts- und Aus-
trittebescheinigungen und Einträge von Aufenthaltsbescheinigungen bewirkt werden. Für
die pünktliche Ausführung dieser und der in §. 14 gedachten Oblieenheiten sind dieOrtsrichter dem Landrathsamte, beziehentlich dem Ferstiche Justizamte Burgk, verankwort-
lich, sie haben die bezüglichen Weisungen der letztgedachten Behörden zu befolgen und an
diese auf deren Erfordern die zu haltenden Register von Zeit zu Zeit behufs der Durch-
sicht einzusenden.

§. 22.

Zür die Ausstellung eines Arbeitsbuchs sind an die Polizeibehörde 5 Silber-
groschen, wovon die Hälfte als Verlag für das Buch und die *m Hälfte als Gebühr
für die Ausfertigung zu - ist, zu entrichten (verhl. jedoch §.Ferner sind für die Visirung einer Antritts- oder Wroerdnbrig für die
Eintragung einer Aufenthaltsbescheinigung und für Ertheilung eines Reisevisa je 2½
Silbergroschen zu entrichten. Für Visirung der Ortorichter kommt letzteren diese Ge-
bühr zu.

Für die behufs Ausstellung eineb neuen Arbeitsbuchs im Falle des Verlustes
des alten erforderlichen Erörterungen, einschließlich der deshalb zu erlassenden öffentlichen

Bekanntmachung (vergl. S. 20), sind die tarmäßigen Sporteln au Gebühren, Verlägen
und Separatgebühren in Ansah zu bringen und von dem bisherigen Inhaber des verloren
gegangenen Arbeitsbuches einzuziehen.
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In allen sonstigen Beziehungen ist in Betreff der aAnsfertigung und Visirungder Arbcitsbücher von den Polizeibehörden kostenfrei zu expedirer
Dagegen hreifen, insofern es sich um Tancherhenuee beben die Vorschriften

gegenwärtiger Verordnung oder um Differenzen der oben im §. 13 erwähnten Art hau-
delt, sowohl was die Sportelpflichtigkeit, als auch was die Höhe der Sporteln anlangt,
die einschlagenden allgemeinen gesetzlichen Vorschriften Pap.

8. 23.

In Betreff derjenigen Angehörigen des Norddeutschen Bundes, welche in das
militairpflichtige Alter eingetreten sind, ist von den Polizeibehörden, so viel die an solche
Personen zu ertheilenden Arbeitsbücher anlangt, den Vorschriften F. 182 fg. der Militair.
ersahinstruction für den Norddeutschen Bund vom 26. März 1868 nachzugehen.

eurlaubte, der acliven Armee angehörige Militairpersonen, haben zwar gleichfalls
Arbeithbücher zu führen, wenn sie in ein, deren Besich bedingendes Arbeiloverhältniß ein-
trelen, dieselben haben jedoch zunächst allenthalben ibren dienstlichen Obliegenheiten Folge
zu leisten, sie dürfen sich daher insbesondere durch den Besig des Arbeitsbuchs zur will-
kürlichen Veräde#un des ihnen angewiesenen Urlaubsort nicht für ermächtigt halten.Befindet sich ein solcher VBeurlaubter noch nicht im Besicze eines Arbeitsbuchs, so
ist ihm von der Polizeibehörde seines Beurlaubungsorts ein solches, jedoch nur mit Ge-
nehmigung des Parleicommandanten, zu ertheilen. Im Uebrigen sind beurlaubte Militair-
personen mit Abforderung der im F. 22 gedachten Rosten, soweit dieselben nicht als Ver-
lag zu betrachten sind, zu verschonen

Der activen Armec angehörige Militairpersonen, welche bei den eben dahin ge-
hörigen Militairhandwerkern beschäftigt werden, unterliegen nicht der Verpflichtung, Arbeits-
bücher zu führen.

8. 24.
Der Druck der Arbeitsbücher, einschließlich des Einbandes und des Durchziehens

derselben mit seidenen Faden, wird ausschließlich durch die Landesregierung besor
on nurgenannter Behörde haben die Polizeibehörden ihren Bedarf an Arbeits.

büchern, die Stadträthe gegen Erstattung des baaren Verlags zu beziehen.
Verkauf von Arbeitsbüchern durch Privatpersonen ist ebenso wie das Ausgeben

derselben durch andere, als die dazu nach Obigem berechtigken obrigkeitlichen Behörden

untersagt.Zuwiderhandlungen gegen die vorstehenden, den Druck, den Verkauf und das
Ausgeben der Arbeitsbücher betreffenden Vorschriften sind mit Geld bis zu zwanzig Tha-
lern oder verhältnißmäßigem Gefängnisse zu bestrafen.

5. 25.
Zuwiderhandlungen gegen die in Obigem ertheilten Gebote und Verbote werden,

insoweit nicht schon hiernber in §. 18 Verfügung getroffen worden, an Arbeitsgebern
und Arbeitsnehmern mit Geld bis zu zehn Thalern oder verhältnißmäßiger Gefängniß-
strafe geahndet.
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Rücksichtlich der Untersuchung wegen diesfallsiger Contraventionen der Arbeitsgeber
und Arbeitsnehmer leidet die einschlagende Bestimmung des §F. 3 der Publicationsverord-

nung zur Strasproceßordnung vom 12. on 1866 Anwendung.26.

Die Vorschriften gegemwätiger n treten sofort in Krast.
Urkundlich haben Wir diese Verordnung eigenhändig unterzeichnet und Unser Fürst-

liches t beifügen lassen.„ den 3. März 1869.

(L. S.) Heinrich III.
Dr. Herrmann.

Schema zu einem Arbeitsbuche.
Dieses Arbeitsbuch enthält vierundsechszig paginirte Seiten.

8

Arbeitsbuch
ür

(Vor. und Zunamen.)
Gewerbe:
Geburtsort:
Alter:
Statur:
Haare:
Augen:
Besondere Kennzeichen:

Eigenhändige Namensunterschrift des Inhabers.
)

(Ort und Datum.) (Bezeichnung der Behörde.)
(I. S.)

!)) Aumerkung. Au dieser Stelle ist Alles zu bemerken, wasnach §§. 5 und 7, brschemich
nach ð. 17 vorsichender Veromun zu emstellan einco. Arbeiloduchs ersorderlich und für die Aus-** eines zanderweiten Arbeitsbuchs vorgeschrieben ist, ingleichen eintretenden Falls wesan

auf die Erlernung des 5n Iinen Gewerbeo (vergl. §. 7 der Verordnung) und auf die
Bctugeanl des Inhabers (vergl. §. 23) bezieht. 8
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11. Berichtigung

eines Ausfertigungsfehlers in det Achierungsverordnungvom 1. März

In Folge eines Ausfertigungsversehens ist im letzten Alinea der Negierungenerordnung vom l. dieses Monats statt des zweiten Sonntags des Monats der „eals derjenige Tag bezeichnet worden, an welchem Tanzwirthe in den e im *W
des Verlusts des Wahlrechts zwischen 2 Sonntagen des Monats den Sonntagstanz abzu-
halten befugt sein sollen.

Greiz, den 16. März 1869.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung dal.
Dr. Herrmann.

Brune Mer



43

Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

W5.
(Ansgegeben den 6. April 1869.)

12. Verordunng,
die Ausführung des Gesetzes über die neue Regulirung der Grundsteuer

vom 9. Mai 1857 zum Behufe der Katasteraufstellung 2c. betreffend.

Zur Ausfuhrung des oben genannten Gesetzes über die neue Regulirung der
Grundsteuer verordnen Wir mit Höchster Landesherrlicher Genehmigung Folgendes:

8. 1.

Anwendbarkeit älterer Bestimmungen.
Im Allgemeinen bewendet es bei den in den Paragraphen 2, 1 bis mit 21 des

Gesebes vom 9. Mai 1857 und bei den in den Paragraphen 2 bis mit 4 des Nach-
tragsgesetzes vom 13. Juni 1865 enthaltenen Bestimmungen.

§. 2.

Flurbücher und Kataster.
Für jeden Klurbezirk ist

n) ein Flurbuch nebst Croquis und
b) ein Grundstenercataster

aufzustellen.
KF. 3.

Inhalt des Flubuchs.
Das Flurbuch ist ein Verzeichniß aller in einer Flur befindlichen Grundstuckspar-

zellen und Gebäude in der Reihenfolge der Nummern, nebst Angaben der Besitzer, des
Flächeninhalts, der Kulturart und des definitiven Reinertrags.

9



8. 4.

Juhalt des Katasters.

Das Grundsleuercataster ist eine auf das Flurbuch gegründele Jusammenstellungder Steuerobjecte, Neinertragscinheiten und terminlichen Steuern eines Flurbezirks, worin
die gesammten grundsteuerpflichtigen Gegenstände eines und desselben Vesthert unter dessen
Namen unmittelbar hinter einander aufgeführt werden.

S. 5.

Zeitpunct der Einführung der neuen Grundslener.
 e Anlegung und Fortführung der Flurbücher und Kataster ist zunächstl für-ühnren zu bewerkslelligen, für welche die Vorarbeiten bereits beendigt sind.

Nach Feststellung der Flurbücher und Grundsteuercataster für das ganze Land
werden Wir den Zeilpunct bestimmen, mit welchem, unter Wegfall der dermaligen Steuer,
die Entrichtung der neuen Grundsteuer zu beginnen hat.

S. 6.

Catasterburean.
Behufs der Fertigung der Nachtragsverzeichnisse, Flurbücher und Kataster soll ein

unter der Oberleilung der Fürstlichen Landesregierung stehendes Catasterburean errichtet
werden, an welches, von dem zu machenden Zeitpuncte seiner Eröffnung an, sämmtliche
Anzeigen von Veränderungen des Besitzes und Bestandes der Grundsteuerobjecte zu
richten sind.

F. 7.

Neuberechnung der Reinerträge.
Bei Grundstücken und Gebäuden hat in folgenden gällen eine neue Berechnung

und Feslstellung der Reinerträge einzutreten:
1) in dem in §. 17 des Gesetzes von 9. Mai 1867 unter a. bezeichneten

e;2) menn neue Grundsteuerobjecte entstehen (F. 18 ibid.);
3) wenn von der Grundsteuer befreit gewesene Grundstücke und Gebäude die

Steuerfreiheit verloren haben (F. 9 alin. 2 ibidl.) und nicht bereits früher
der Abschätzung unterworfen worden sind;

4) wenn zur Kenntniß der Behörden kommt, daß Grundstücke und Gebäude,

welche zu den stenenheren gehören, der Abschähung aus irgend welchemGrunde entgangen sin5) wenn in Folge einer Ercndsluctszusanmenlegung ganz veränderte Parzellen
entstanden sind;



6) wenn Veruichtungen der Substanz vorkounnen (S. 17 unter b. ibid.);
7) wenn ein Gebäude dergestalt erweitert und umgewandelt wird, daß der nach

Reinertragseinheiten zu bemessende Werth sich um 110 erhöht
8) urn Parzellen in mehrere Theile zertrennt worden sind (. 16 ulin. 2

bid.)
S. 8.

Verfahren dabei.

a) In dem hale unter 1 hat das Galasterbureau den Fehler von Amtswegen zu
berichtigeb) In dese HPälen unter 2 bis mit 7ist die Berechnung der Reinerträge, be-

ziehentlich nach vorrriger neuer Einschätzung vorzunehmen und diese vom GCa-taslerburcau anzuordnen
In dem Falle unter 6 ist der Grundsat festzuhalten, daß die auf einer Par-
zelle haftenden Reinertrahseinheiten durch die eintretende verhältnißmäßige
Vertheilung derselben auf die Trennstücke eine Erhöhnuß oder Verminderung
nicht erleiden dürfen, sondern die vertheilten Beträce bei ihrer Zusammenrech-
nung derSumme der vor der Vertheilung auf der ganzen Parzelle gehaftet
habenden Reinertragseinheiten gleich sein müssen.

Diese Vertheilung geschicht entweder lediglich nach dem Flächeninhalte,
oder nach diesem und der Ertragsfähigkeit zugleich.

Nach dem Flächeninhalte der Trennslücke wird sie vom Catasterbureau vor-
genommen, wenn

1) die zu trennende Parcelle blos einer Bodenklasse angehört,
2) wenn beim Vorhandensein verschiedener Bodenklassen auf der zu trennen-

den Parzelle nach dem Ermessen des Catasterbureaus nicht mehr als eine
halbe Steuereinheil auf das Trennstück zu vertheilen sein würde.

Außer den vorstehend unter c. 1 und 2 gedachten Fällen ist die Vertheilung
nach dem Flächeninhalte und der Etrago fähigkeit zugleich vor-
zunehmen und das Theilungsverhältuiß durch eine vom Catasterbureau zu ver-
anlassende anderweite Ginschätzung zu ermitteln.
Hinsichtlich des Versahrens bei Berechnung der Reinerträge bewendet es bei
dem, was in §. 104 des Gesebes vom 13. Juni 1865 unter 1 bestimmt
worden ist, doch liegt das Geschäft der Berechnung künftig dem Catasler-
bureau o

S.

x“

—

S. 7.

Nacheinschötzungen.
Zur Vornahme der nach §. 8 oben durch vorkommende Veränderungen nothwendig.

werdenden Einschätzungen wird dem Calasterburrau ein von der Fürstlichen Landesregie-
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rung verpflichteter Einschähungscomissar Mgtwicsen, welcher sich nach der in der Beilageunter B. ersichtlichen Instruction zu achtenDas Catasterburcau hal nur #gehen Grundstücke, bei denen eine neue Ein-
schätung Statt zu finden hal, in die dem Commissar auozuhändigenden Formularbogen
einzutragen. -

8. 10.

Auwendbarleit früherer Vorschriften.
Die Einschähungen geschehen im Allgemeinen nach den Vorschriften der bereits in

Beziehung auf die Regulirung der Grundsteuer erlassenen Gesebe, Verordnungen und
Instructionen, insoweit diese der Natur der Sache nach auf die weiter vorzunehmenden
Einschätzungen überhaupt Anwendung leiden können und der Zweck solches erfordert. Ins-
besondere sind alle diejenigen Vorschriften festzuhalten, welche sich auf die technische Er-
wittelung !des Werths der einzuschäbenden Gegenstände beziehen.Dagegen ruleide keine Anwendung die Vorschriften über

1) die behördliche Orgauisalion des Ab- und Einschähungspersonalo,
2) die Zuziehung von Ortsbeiständen,
3) die bereits erfolgte Ermittelung der Klassenwerthe und
4) diejenigen sonstigen Bestimmungen, welche mit den in der bereitb bestehenden

Gesetzgebung und in gegenwärtiger Ausführungsverordnung enthaltenen neuen
Bestimmungen über die Einschätzungen und das Verfahren dabei in Wider-
spruch stehen und deohalb als aufgehoben anzusehen sind.

Innerhalb der aus dem Vorstehenden sich ergebenden Grenzen bleibt es der Fürst-
lichen Landesregierung als Oberbehörde für das Cataslerbureau vorbehalten, elwa nöthig
werdende nähere Bestimmungen über die Andwendbarkeit der ergangenen Gesebe und
Verordnungen über die nachträgliche Abschätzung des Grundeigenthums im Junstructions-
wege zu erlassen.

F. 11.

Conemrenz der Betheiligten und Behörden.

Die betheiligten Grundstückevesitzer, sowie stadträthliche Delegirte in den Städten
und Steuerschulzen, Amtoschulzen und Gemeindebeamte sind berechtigt, aber nicht ver-
pflichtet, der Einschätzung in Person beizmvohnen, haben sich aber aller eignen Einmischung
in das Einschähungsgeschäft zu enthalten.

S. 12.

Zeilpunlte der Nacheinschähungen.
ie durch eintretende Veränderungen nothwendig werdenden Einschähungen sind

in der Regel nicht einzeln vorzunehmen, sondern es werden alljährlich zweimal, hinsicht-
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lich der Häuser in den Städten nur einmal, sämmtliche bei dem Gatasterburean einge-
gangene Anzeigen von vorgekommenen Veränderungen unmittelbar hinter einander ausgeführt.

gedachten Zeitpunkte sind die Monate April und October und für die
Häuser in den Städten der Monat Sebruar.

Aupßer diesen Zeilpunkten ist das Cataslerbureau einzelne Einschätzungen vornehmen
zu lassen uur dann ermächtigt, wenn selbige von ringeluen Steuerpflichtigen mit der Er-
klärung zur Uevernahme der Kosten beantragt werden

8. 13.

Ladungen.
Von dem Tage der bevorstehenden Einschätzung in einer Flur sind die betheiligten

Grundstäcksbesitzer unter Anheimgabe der Beiwohnung und mit der Aufforderung, der
Eröffnung der Einschätzungsergebnisse gewärtig zu sein, in Kenntniß zu setzen. Diese
Venachrichligung geschieht durch die hierzu von dem Commissar zu veranlassenden Steuer-
schulzen.

S. 14.
Natnralleistungen.

Naturalleistungen an den Einschähungscommissar finden nicht slatt.

S. 15.

Antrag auf Verminderung der Grundsiencr.
Wenn ein Steuerpflichtiger auf Grund von §. 1 7b. des Gesetzes vom 9. Mai

1857 einen Anspruch auf Verminderung oder gänzliche Abschreibung der be-
züglichen Stenereinheiten geltend machen will, so hat er dies bei dem Gatasterbureau
mündlich oder schriftlich anzubringen

Lehleres hat hierüber die erforderliche Sacherörterung anzustellen, nach Befinden
von dem Stenerpflichtigen die nöthigen Nachweise zu verlangen und, wenn es den An-
spruch begründet oder zweifelhaft findet, der Fürstlichen bandesregierung den Fall
zur Entschließung berichtlich vorzulegen.

Erachtet es dagegen den Anspruch sofort bein zalnbringen oder in Folge der er-hobenen Erörterungen für unbegründet, so hates denselben abzuweisen.
Dem Steuerpflichtigen steht gegen diese Abweisung Berufung an die Fürstliche

Landesregierung zu.
F. 16.

Erhöhung der Grundsteuer.
In denjenigen Fällen, wo gesetzlich eine Erhöhung der Grundsteuer stattzufinden

hat, ist das Catasterbureau zu deren Vornahme ohne Berichtserstattung an die Fürstliche
Landesregierung verpflichtet.
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Die Steuerschulzen haben von allen in Absicht auf Steuererhöhung zu berücksich-
tigenden Vorfällen und Umständen in ihren Ortssteuerbezirken dem Galasterbureau behufige
Anzeige zu machen und auf Crfordern die nöthige Auskunft über stenerpflichtige Personen
und Sachen zu ertheilen.

S. 17.

Eintritt der verönderten Grundsteuer.
Wenn bei einem bereiks besteuerten Grundslück oder Gebäude aus irgend einem

gesetzlichen Grunde eine Veränderung der Steuereinheiten eintritt, die endgiltige Brliftelungderselben aber bis zum nächsten Steuertermine noch nicht hat erfolgen können, so istzu dem Termine, wo die neue Regulirung erfolgt ist, der frühere Stenerbetrag *
zuentrichten.

Mit dem ebengedachten Termine dagegen beginnt nicht nur die Stenerentrichtung
nach Maßgabe der neuen Negulieung. sondern es hat in Gemäßbeit derselben auch soforteine Ausgleichung wegen der seit Eintrilt des Grundes des der Steuerveränderung in-
mittelst abgelaufenen Stenerlermine durch Nachzahlung des Mehrbetrags oder Zurüccker-
stattung des zu viel erhobenen Steuerbelrags einzutrelen.

5S. 18.

Versahren bei Veränderungen der Grundsteuer.

Nachdem die Reinertragseinheiten neu berechuet sind, muß der Betrag derselben
nebst den Ergebnissen der Einschätzung und Werthsermiltelung dem betheiligten Besitzer
amtlich eröffnet werden.

der Berechnung der Reinertragseinheiten eine Einschäbung vorausgegangen
und hat hierbei der Commissar schon während seiner Anwesenheit in der lur (F. 13)
dem betheiligten Grundstücksbesitzer die Cinschätzungsergebnisse bekannt gemacht und die
schriftliche Anerkennung desselben beigebracht, so berechnet das Catasterbureau die Rein-
ertragseinheiten und eröffnet deren Belrag dem Betheiligten mit dem Bedeuten, daß etwaige
Reclamationen dagegen binnen einer vierwöchigen unerstreckbaren Präckusivfrist bei ihm
anzubringen seien.

Da aber, wo eine schriftliche Anerkennung der Einschätzungsergebnisse Seiten des
Betheiligten noch nicht vorliegt, wirft das Catasterburcau die Neinertragseinheiten auf

Grund der erfolglen Einschähung ebenfalls aus und eröffnet dem Betheiligten gleichzeitig
das Ergebniß der Einschähung und der Reinertragsberechnung unter der vorgedachten
Bedentung.

In denjenigen Fällen, wo eine Einschähung nichtvorherzeht, hat das Gataster-
bureau dem Betheiligten die Reinertragseinheiten nach erfolgter Berechnung unter gleicher
Bedeutung zu eröffnen.



8. 19.

Verfahren bei Reclamationcn.

Gehen innerhalb der gesetzten Präckusivfrist. Reclamationen ein, so hal das Ca-
lasterbureau solche späteslens binnen acht Tagen der Fürstlichen Landesregierung berichtlich
zur Entscheidung vorzulegen.

Mit der legalen Erledigung des Reclamationsverfahrens werden die berechneten
Ertragseinheiten als feststehend in das Flurbuch eingetragen.

8. 20.
Reclamationen bei Diemembrationen.

Sind die Reinertragseinheiten in Folge von Grundstückszertrennmungen auf Grund
einer Einschätzung neu berechnet worden, so sind Reclamatienen dieser Art binnen vier-
zehntägiger Präclusiofris. vom Tage der Gröffnung an gerechnet, anzubringen und
binnen einer gleichen Frist zu begründen.

§. 21.

Kosteugeltung bei Reclamationen.
Die in §. 119 unker 2 der Ausführungsverordnung zu dem Nachtragsgesetze vom

13. Juni 1865 normirte Kestenpflicht trifft den Neclamanten schon dann, und zwar nach
Ermessen der Fürstlichen Landesregierung ganz oder theilweis, wenn die Ergebnisse
der anderweiten Einschätzung nicht um mehr alo ein ½10 von dem durch die Reclamation
angefochtenen Einschäbungsergebnisse abweichen.

8. 22.

Flurbcher, Uebersichtslarlen und Cataster.
Die Anlegung, Instandhaltung und Fortführung der Flurbücher, Uebersichtskarten

und 2 liegt dem Catasterbureau ob.

8. 23.

Anlegung der Flurbücher.
Als Flurbücher sollen bis auf Weitereo die Einschätzungstabellen dienen.
Das von dem Gatasterbureau für jeden Flurbezirk angefertigte Verzeichniß, welches

unter fortlaufenden Nummern die Namen der Besitzer und den Betrag der Steuereinheiten
angiebt, bildet einen integrirenden Theil deo Flurbuchs.

8. 24.

Instandhaltung der Flurbücher.
Die Rurbücher sind von dem Catasterbureau dergestalt im Stande zu erhalten



50

und fortzusetzen, daß dieselben mit den Besitzfstandeverzeichnissen und mit den Nachtrags-
Vergeichnise sowohl, als auch mit der Wirklichkeil selbst in Uebereinstimmung erhaltenwerde

8. 25.

Anzeige von Veräuderungen der Grunosticke.

Wem bei Erundstickaveräußerungen Veränderungen in dem Bestande der Parzellenbeabsichtigt werden, durch welche alte Grenzen entweder gänzlich wegfallen oder verlegtwerden, oder auch ganz neue #nene# entstehen, so sind die belheiligten Grundstückebesitzer
bei 5 Thalern Strafe solches der Gemeindebehörde anzuzeigen verbunden und haben der-
selben gleichzeitig mit dem Antrage auf gerichtliche Bestätigung des Vertrags eine von
dem zu verpflichtenden Geomeler im Landesvermessungsmaßstabe gefertigte geomekrische
Zeichnung der betreffenden Parzellen nebst zwei auf den Maßstab der Uebersichtskarte zu-
rückgeführten Exemplaren derselben, welche sowohl den bisherigen als den künftigen Zu-
stand darstellen und auf denen zugleich der vom Feldmesser berechnete jebige und künftige
Flächeninhalt angegeben ist, zu überreichen.

F. 26.

Desgleichen bei Gebänden.
Ferner sind Grundstücksbesitzer, deren Gebände im Laufe eines Kalenderjahres

ganglich oder theilweise niedergelegt, oder erweilert worden sind, bei einer Ordnungsstrafe
von 5 Thalern verpflichtet, bis zum Schlusse des Kalenderjabres, innerhalb dessen die
Veränderung vollendet worden ist, solches bei dem Catasterbureau unter Beschreibung der

Vaustelle schriftlich anzuzeigen.
Ist die vorgekommene Veränderung von der Ark, daß der neue Grenzlauf derdeuuäl des Gebäudes von dem früheren merklich abweicht, so sind, bei Vermeidung

obiger Strafe, der Anzeige zugleich von dem verpflichteten Geomeler gefertigte Zeichnungen
nebst Flächenberechnung in gleicher Weise, wie solches in F. 25 bestimmt ist, beizusügen.

8. 27.

Desgleichen bei der Besteuerung entgangenen Objecten.

Zu einer gleichen Anzeige sind auch diejenigen Grundstücksbesitzer, welche Objecte
besitzen oder benutzen, die aus irgend einem Grunde der Abschähung entgangen sind (§.

7 unter 4) verbunden. Im Falle züsc Unterlassung dieser Anzeige sind die Be-treffenden mit einer dem vierfachen Bekrage der von dem verschwiegenen Steuerobjecte zu
erlegenden Jahressteuer gieihtommenden (Kasnafe zu belegen und zur Nachzahlung der
Steuer von der Zeit an verpflichtet, zu welcher er erweislich Kenniniß erhalten hat, daß
das betreffende Object der Besteuerung entgangen sei.



S. 28.

Desgleichen bei grundsteuerfreien Objecien.

Diegesetzliche Grundsteuerfreiheit W die Besitzer ven Grundsiclen micht der
· Verpflichtung zur Erstattung der in §§. 25 und 26 vergeschriebenen Anzeigen.

i Besihungen in tedter Hand sind die vertrelenden Behörden oder sonstigen
Organe für gehörige Befolgung der vorstehenden Vorschriften verankwortlich.

8. 29.

Anzeigen von Veränderungen.
Die Gemeindebehörden haben bei einer Ordnungsstrafe von 5 Thalern

1) von jeder von ihnen vorgenommenen gerichtlichen Zuschreibung, durch welche
die Person der Besihzer von Grundstücken und Gebäuden verändert wird,
innerhalb der nächsten 8 Tage von der erfolgten Zuschreibung an dem Ca-
tasterburean kostenfreie Nachricht zu geben;

2) in solchen Fällen, in denen es sich um Zertrennung von Parzeslen und um
Vertheilung der Reinertragseinheiten handelt, dann, wenn die Zulässigkeit
der Dismembration an sich statthaft ist. dem Katasterburean hiervon Mit-
theilung zu machen und bei demselben die Vornahme der Vertheilung zu
beantragen;

3) Veränderungen in dem Bestande der Grenzen der Flurbezirke ebenfalls
binnen acht Tagen bei demselben anzuzeigen.

8. 30.

Nachtrag der Veränderungen in den Flurbüchern.

Das Catasterbureau hat nach Maßgabe der ihm zugehenden behördlichen Nachrich-
ten und Mittheilungen und der bei ihm unmittelbar erfolgenden Anzeigen und Anträge,
owie der elwa durch die Steuerschulzen oder sonstwie an dasselbe gelangten amtlichen

Nachrichten über Vorkemmnisse, welche vorschriflsmäßig bei der Belegung mit Gruntstener
oder bei der Instandhaltung der Slurkücher zu berücksichtigen sind, die eingctretenen Ver-
änderungen in letzteren nachzutragen und dabei namentlich wegen anderweiter Feststellung
der Stenereinheiten, wo nöhig nach erfolgter Ginschälung allenthalben das Erforderliche
wahrzunehmen.

8. 31.

Mitzheilungen der Ergebuisse an die Gemeindebehörde.
Wenn das Catasterbnreau die in §. 29 unter 2 oben gedachte Mittheilung er-

halten hat, so liegt ihm die Vornahme der in 8. 8 erwähnten dieserhalb erforderlichen
Verfügungen, sowie die Mittheilung des Endergebnisseo der von ihm vorgenommenen

Steuerrepartition an die Gemeindebehörde ob.
10



S. 32.
Nachtragsverzeichnisse.

Das Gatasterburean hat die eingetretenen Veränderungen hinsichtlich de Flächen-
gehalls und der Reinertragseinheiten, welche von ihm in den Flurbüchern nachgetragen
worden sind, in besondere, flurenweise anzulegende Nachtragoverzeichnisse zu briugen, und
diese — nachrBefinden einen Vacatschein — allvierteljährlich und zwar innerhalb der
ersten 8 Tage der Monate Januar, April, Juli und October an die zuständigen Ge-
Krrindebeherlbe mitzutheilen. Letztere dagegen sind verpflichtet, die ihnen in dieser Weise
zugehenden Nachrichten in den bis auf Weiteres fortzuführenden Besitzstandverzeichnissen
nachzutragen.

5. 33.
Form der Nachtagsverzeichnisse.

Die äußere Form, in welcher die in S. 30 zurordneen Nachtragungen in denFlurbüchern zu geschehen haben, und inwelcher die in §. 32 erwähnten Nachtragsver-zeichnisse zu halten sind, hat die Fürstliche nn–-hßele im Instructionswege zu
bestimmen.

S. 34.
Geometrische Zeichnungen.

Von den geometrischen Zeichnungen, welche nach den Paragraphen 25 und 26
oben bei den Gemeindebehörden einzureichen sind, verbleibt die im Landesvermessungsmaß-
stabe aufgenommene Zeichnung, sowie das eine der beiden auf den Maßstab der Ueber-
sichtskarte redueirten Exemplare bei dem Catasterbureau als Grundlage für die Berich-
ligung der Uebersichtskarte, das andere Exemplar aber bei der betreffenden Gemeindebehörde
und es hat demgemäß eine wechselseitige Abgabe dieser Zeichnungen zwischen letzlerer und
dem Cataslerbureau zu erfolgen.

35.

Vebersichtskarten.
Die be dem Calasterbureau und den Gemeindebehörden befindlichen Uebersichs.

ind von Ersterem in Stand und mit den Flurbüchern, in forlwährender Ueber-kastimh r erhalten, daher forklaufend zu berichtigen.
8. 36.

Berichtigung der Karten.
Die fortlaufende Berichtigung der Karten geschieht unter Aussicht des Calaster-

bureaus durch den von der Surstlichen Landesregierung zu verpflichtenden Geometer und
soll jährlich ein Mal vorgenommen werden.

Zu dem Ende haben die Gemeindebehörden die in ihrer Verwahrung befindlichen
Uebersichtskarten für die zur Berichtigung erforderliche Zeit dem Katasterbürean auf dessen
Verlangen mitzutheilen.
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5. 37.
Allgemeine Bestimmungen über Inhalt und Forlführung der Flurbücher und Uebersichtskarten.

Um Uebrigen gelten für den Inhalt und die Instandhaltung der Flurbücher und

Uebersichtskarten noch folgende Oestimmungen-1) Jede einzelne Parzelle soll auf der Karte und im Flurbuche mit gleichen
Nummern bezeichnet werden.2) Verschiedenheit in der Benutungeart einer Parzelle soll in den Flurbüchern
und Uebersichtskarten nur dann hervorgehoben werden, wenn der Flächen-

inhalt der Benuhungsart des kleineren Theils der Parzelle 20 Quadratruthenüberstei3) eheenn im Glächengehalte der Parzellen sind nur dann in den Flur-
büchern, beziehentlich Karten einzutragen, wenn die Differenz zwischen dem

Erorbife giner neuen Messung und der bisherigen kobe bei Parzellen
s zu 1 Morgeun Hülcheninhatg swh als 5 Procenun I bis 10 Magen d ergl. 1

7 ½# # * n 3 ½% 1

2 30 n 1“# ½ 2 n 7
„ 80 Koche dergl. „ „ 1

beträgt.
Der Morgen ist zu 180 Quadratruthen, die Ruthe zu 12 Rheinlän=

dischen Juß angenommen.
4) Nur innerhalb der vorstehend unter 2 und 3 angeführten Grenzen können von

den betheiligten Grundstückobesihern Einwände gegen die Richtigkeit der Au-
gaben der Flurbücher, insbesondere über Flächeninhalt und Benugungsart bei
dem Katasterbüreau erhoben werden. Der Einwand, daß der für eine Parzelle
im Flurbuche eingetragene Flächengehalt von der wirklichen Größe mehr ab-
weiche, als die geseliche Fehlergrenze (Nr. 3) gestaltet, ist von dem Kataster-
büreau stets auf so lange als unberücksichtlich zurückzuweisen, bis derselbe von
dem Besitzer mittelst eines von einem verpflichteten Feldmesser auf Grund einer
vorgenommenen geometrischen Messung ausgestellten Zeugnisses als begründet
nachgewiesen wird.

5) Geomekrssche Messungen zum Behufe der Berichtigung und Instandhaltung der
Flurbücher und Uebersichtskarten unmittelbar und auf Kokostender Landescassevomehmen zu lassen, ist das Katasterbnreau nur mit im bingelam Falle aus-
drücklich ertheilter Genehmigung der Fürstlichen Landesregierung ermächtigt.

6) Wenn sich die Nachträge in den Uebersichtskarten so anhäufen, daß durch wei-
lere Einzeichnungen in dieselben der Deutlichkeit Eintrag geschehen würde, oder
wenn bei Zusammenlegungen die Einzeichnungen ganz unthunlich erscheinen, so“
sind die Karten mit Genehmigung der Fürstlichen Landesregierung zu erneuern.

7) Umarbeitungen und Erneuerungen des Flurbuchs sind ebenfalls an vorstehend
gedachte Genehmigung gebunden.

10“



8) Deu Ermessen der Fürsllichen Landebregierung bleibl erforderlichen Falls die
Anordnung zur Vornahme von Flurrevisienen an Ort und Stelle vorbehallen.

C. 38.
Aulegung und Instandhaltung der Grundsteuerlataster.

Während das Flurbuch alle in einer Ju- befindlichen Grundstückoparzellen r
Gebäude — mit Einschluß der nach §. 4 des Gesetzes vom 9. Mai 185
Grundfteuer befreiten —, und zwar in der Reihenfolge der Vakellemmummern der hari
enthallen mus, sind dagegen in das — für dieselbe Flur nur die jeweilig
grundstenerpflichtigen Gegenstände nebst aufhaftenden Ssdsn aus dem
Flurbuche zu übertragen und nach den verschiedenen Besitzern in einzelne forklaufende
Besitz-Konli zusammenzustellen dergeslalt, daß sich aus dem für jede einzelne Flur auf-
gestellten und durch Vormerkung der Zu- und Abgänge in fortwährender Evidenz erhal-
lenen Grundstenerkataster der jeweilige gesammte Grundsteuer-Stockbesland nicht
allein jedeo einzelnen Besitzers von den in einer Flur befindlichen Grundsteuergegenstäu-
den, sondern auch ven sämmtlichen in der Flur befindlichen Grundstenerobjecten zusam-
men, A ergeben must.e Katasler nut mit alphabetisch geordnelen und gehsrig forlzuführenden Namens-
vugsen C versehen.

S. 39.
Justandhaltung der Kalaster.

Die Grundsteuerkalaster sind vom Katasterbüreau in gehörigem Slande und in
sortwährender Uebereinstimmung mit den Flurbüchern zu erhalten. (7s sinddsich in Bezug auf den Besitzstand und die Steuereinheilen bei einzelnen Konti rar
Veränderungen aus den Nachträgen der Flurbücher in die Kalaster zu übertragen

Neu entstehende Besitzkonti sind den im Kataster bereits enthaltenen mit sortlaufender
Nummerfolge anzufügen.

8. 40.
Form der Grundstenerlataster und Nachlräge.

Ueber die Form und (inrichtung der Grundsleuerkalaster und Nachträge, sowie der
später neben den Katastern zu haltenden, beziehungsweise an die Stenerschulzen und
S#teuereinnehmer auszuhändigenden Heberegister wird das Nähere im Instructionswege
von Fürstlicher Vandeoregierung geregelt.

8. 41.
Ertheilung von Abschriften.

Jeder Steuerpflichlige kann bei dem Katasterbürcau auf sein Verlangen abschriftliche
Auszüge über seine Besihungen aus den Flurbüchern sowohl, wie aus den Katastern,
ingleichen Gxtlracte oder vollständige GCopien der Uebersichtslarten gegen Grlegung der
Copialgebühren erhalten.



8. 42.
Competenzbestimmungen für Strafbesuguisse.

1) Die Ahndung der in den Paragraphen 27 und 29 oben mit Geldstrafe be-

drohten ntertafsungen und Versäumnisse hat im gewohnlichen Disciplinar-
wege durch die dem Säumigen unmittelbar vorgesetzte Behörde zu erfolgen.

2) Ueber die in den Paragraphen 25 und 26 angedrehten Ordnungsstrafen hat
vorkemmenden Falls die betreffende Gemeindebehörde erstinstanzlich zu entschei-
den. (s bleibt jedoch die nähere Untersuchung und Siesteisheideertbeilung,
wenn derSchuldige die verwirkte Ordnungsstrafe auf Erfordern sofort erlegt

Die zweite Instanz gegen gemeindebehördliche Strafbescheide bildet die
Fürstliche Vandesregierung.

8. 43.

Kostenpunkt.
1) Das Katasterbüreau expedirt allenthalben kostenfrei, selbst wenn es sich um das

specielle Interesse eines Steuerpflichtigen handelt.
2) Ebenso sind die durch Localerörterungen, sowie durch die von dem Kataster-

büreau veranlaßten Einschähungen erwachsenden Verläge und Kosten aus der
Landescasse zu übertragen3) dr Verbindlichkeit belheiligter Steuerpflichtiger zur Kostenzahlung tritt ein:

u) in Genähhei der Bestimmung in den Paragraphen 12 (ulin. 3)
tud

5) sclnan der nosten, welche nach S. 21 oben, den Reclamanten treffen
c) enichtic der Kosten für solche amtliche Localerpeditionen, Vermessungen

und Einschähungen, welche durch unbegründete Beschwerden und Vor-
stellungen der Betheiligten, oder durch Streitigkeiten der Parteien ver-
antaßt worden, von den Schuldigen ganz oder zum Theil aus eigenen
Mitteln zu tragen und zu erstatten sind und worüber im einzelnen Falle
die Zürstliche Landesregierung zu entscheiden hat.

8. 44.
Schluß.

Die gegenwärtige Ausfübrungsvererdnung trikt in Krast, wenn . Verwesung. *
Abschähung des Grundeigenthums nach den Gesepen vom 9. Mai 1357, 28. Febru1858 und 13. Juni 1865, sowie der Ausführungsverordnung von sbate Tage An-

der Instructionen vom 31. ic 1858 und 13. Juni 1865 vollendet sein wird.
Greiz, den 25. Mäz 1869

Firllich Reuß-Plauische Landesregierung das.
Dr. Herrmann.

Vinno Merz.
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13. Bekanntmachung,
die Excommunalisirung des Nitterguts Bernsgrün

betreffend.

In Folge eines von dem bemigen Besitzer des Rilterguto r mil Bezug=
nahme auf den Anhang sulh CÖ des Gesetzes vom 28. Märzd.J. anher gestelltenAntrags auf Excommunalisirung * Nilterguts ist das Niltergut Bernogrün als eigner
Gemeindebezirk constituirt worden.

Solches wird unter Hinweis auf die in der obengedachten Gesebesstelle enthaltenen
Bestimmungen zur öffentlichen Kenniniß gebracht.

Greiz, den 27. März 1869.

Fürstlich Reuß. Pl. Landesregierung das.
Dr. Herrmann.

Bruno Merz.

14. Bekanntmachung,
die Ueberweisung des dritten Impfbezirks an den praktischen Wundarzt

Rotermund hier
belreffend.

Der durch das Ableben des Dr. motl. Riedel hier erledigte dritte Impfbezirk ist

dem nttiihen Wundarzte Rotermund allhier überwiesen worden.Dies wird unter Bezugnahme auf die Verordnung vom I#. Mai 1858 (ef. XV.
(27) der Gesesammlung von 1858) hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Greiz, den 31. März 1369.

Fürstlich Reuß-Planische Landesregierung das.
Dr. Herrmann.

Bruno Merz.



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

66.
(Ausgegeben den 4. Mai 1869.)

15. Regierungs-Verordnung,
einige Aenderungen der zeitherigen Organisation der Landeskassenverwaltung

beireffend.

Im weitern Verfolge der bereits durch die Verordnung vom I17. September
vorigen Jahres und durch H. 3 des Gesetzes vom 1. desselben Monats angebahnten
Vereinfachung der Landeskassenverwaltung wird andurch mit Höchster Genehmigung
verordnel:

1.

Die für Vereinnahmung des Sporteleinkommene bei den Furstlichen Justiz= und
Polizeibehörden und für Bestreitung entsprechender Ausgaben an Besoldungen rc. ge-
Hründete Landessalarienkasse wird hiermit aufgehohen und mit der allgemeinen Landeskasse
dergestalt vereinigt, daß sämmtliche Einnahmen und Ausgaben von letzterer übernommen
werden.

2.

Die bis jetzt bei der Landstraßenbaukasse vereinnahmten Abgaben ven Kollateral-
Erben, vom Erwerbe von Grundbesitz und von neuen Bürgern — in den Städten —
und neuen Hausbesilzern — auf dem Lande — werden ebenfalle der allgemeinen Lande-
kasse überwiesen.

3.

Die Ablieferung der der allgemeinen Landeskasse überwiesenen Ginnahmen hat an
diese durch die betreffenden Behörden und Beamten in denselben Fristen und in derselben
Weise zu erfolgen, wie solche zeither an die Landessalarienkasse, bezüglich die Landstraßen-
baukasse zu bewirken war.

11
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Beamte und sonstige Bezugsberechtigte haben diejenigen Zahlungen, für welche die
Landessalarienkasse aufzukommen hatte, gegen entsprechende Quittung aus der allgemeinen
Landeskasse zu erheben.

Greiz, den 14. April 1869.

Fürstlich Reuß. Pl. Landesregierung das.
Dr. Herrmann.

Bruno Merz.

16. Negierungsverordnung,
die Versteigerung von Waaren betr.

Zu Beseitigung entstandener Zweifel über die Besugniß zur Waarenversteigerung
und zu Regelung der hierauf bezüglichen Verhältnisse wird mit Sorenissimi Höchster
Genehmigung in Kraft eines Nachtrage zu der unter'm 28. Oktober 1868 erlassenen
Ausführungsverordnung zur Gewerbeordnung hiermit Folgendes bestimmt:

Da Versteigerung von Waaren, gleichviel, ob solche nur in einem einzelnen Fall
oder zu öftern Malen geschieht, alo Ausübung einee Handelsgewerbes zu betrachten ist,
so ist. zwar Jedem zur Ausübung eines Gewerbes berechtigten Inländer unbenommen,
an seinem Wohnsitr eigene oder Commissionsweise übernommene Waaren zu versteigern
oder versteigern zu lassen; die Berechtigung zu Versteigerung von Waaren an andern
Orten des #anoes steht ihm jedoch nur dann zu, wenn er in Gemäßheit der Gewerbe-
Ordnung daselbst ein Zweiggeschäft gehörig angemeldel und demselben einen Siellvertreter
vorgesect hat.

Als Stellvertreter kann ein an demselben Orte concessionirter Auctionator an-
gegeben werden.

2.

Gewerbetreibende aue andern Staaten des Norddeutschen Bundes, welche in einem
Orte des Fürstenthums Waarenversteigerung selbst vornehmen oder durch Auctionatoren
ausführen lassen wollen, haben in dem bekreffenden Orte ihr Gewerbe gehörig anzumel-
den, den nach §F. 9 der Ausführungsverordnung zur Gewerbe-Ordnung vorgeschriebenen
Erfordernissen zu genügen, und ebenfalls einen Stellvertreter zu bestellen.

aeren (usländern steht eine derartige Berechtigung zu Waarenversteigerungennur in so weit zu, als in deren Heimatbstaat diesseitigen Staatsangebörigen die gleicheVerzinuigung zugestanden ist.



3.

Ueber die an ausländische Gewerbetreibende erbheie Gewerbescheine ist Seiten
des betreffenden Gemeindevorstandes sofort nach de sstellung der Regierungs-commission für Gewerbe= und Einkommensteuer duhene 9 erstnen.

4.

Von ausländischen Gewerbetreibenden kann, wenn der Stellvertreter nicht ansässig oder
nicht notorisch bemittelt ist, oder wenn am Ort der Waarenversteigerung kein ständiges
Waarenlager errichtet wird, wegen der zu entrichtenden Staats= und Communabgabe
eine Sicherstellung erfordert werden; geschieht die Waarenversteierung durch einen ver-
pflichteien Auctionator als Stellvertreter, so hat dieser für die Berichtigung der Abgaben
einzustehen.

Greiz, den 16. April 1869.

Finstlich Reuß-Plauische Landesregierung daf.
Dr. Herrmann.

VBruno Merz.

17. Bekanntmachung,
die zollfreie Einführung von Mustern in den Zollverein durch britische

Handelsreisende betr.

Es wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß nach einer auf rund
eines Beschlusses des Zollvereins-Bundesrathes unter dem 1. d. M. vollzogenen Dekla-
ralion eingangspflichtige Gegenstände, welche als Muster oder Proben dienen und
von britischen Hondel reisenden in den Zollverein oder von Handelereisenden
der Zollvereinsstaaten in Grohkrütennen eingeführt werden, unter denselben Förmlichkeiten
zollfrei zugelassen werden sollen, welche in dem Haudelsvertrage zwischen dem Zollverein
und Frankreich vom 2. August 1362 Artikel 27 und unter I. I). des Schlußprotokello
dazu (S. 129 und 216 der Gesebsammlung von 1865) vereinbart worden sind.

Greiz, den 19. April 1869.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung das.
Dr. Herrmann.

Bruno Merz.

11“
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18. Nachtrag
zur Ausführungsverordnung zu dem Gesetze, die Besteuerung der Hunde betr.

vom 19. September 1868.

Zur Ausführung des Gesetzes vom 19. September 1368, die Besteuerung der
Hunde betr., wird nachträglich zur Verordnung von dem nämlichen Tage mit Höchster
Genehmigung hiermit Folgendes bestimmt:

S. 1.
(Zu F. 2 der Ausführ.-Verordn.)

Nach Revision der in Gemäßheit des §. 1 der Ausführ.-Verordnung von den
Gemeindevorständen eingereichten, an die Bezirkseinnehmer abzugebenden Verzeichnisse der
vorhandenen stenerbaren Hunde hat das Fürstliche Landrathtamt Behuss der ihm zu-
stebenden Controle eine Abschrift dieser Verzeichnisse zu seinen Acten zu nehmen.

8. 2.
(Zu F. 3 der Ausführ.-Verordn.)

Die Vorstände von Landgemeinden (Amtsrichter, Amtsschulzen) sind verpflichtet,
nach Anweisung der Bezirkeinnehmer in ihren Ortschaften die Hundesteuer einzufordern
und an den Einnehmer abzuliefern.

. 3.

Die Bezirkseinnehmer haben wegen Beitreibung der in Rückstand verbliebenen
Steuerbeträge sowohl, als der verwirkten Strafen (F. 5 des Gesees) bei dem betreffenden
Instizamte geeignete Anträge zu stellen und der allgemeinen Landeskasse nur die Vaar-
Einnahme mittelst Lieferscheino zuzustellen. Die entgegenstehende Anordnung in §. 7 der
Ausführungsverordnung vom 19. September 1868 wird hiermit aufgehoben.

S. 4.
(Zu §. 8 der Ausführ.-Verordn.).

Die zufolge S. 4 der Verordnung vom 12. October 1860 zur Legitimation der
Eigenthümer von Hunden dienenden Karten sind von dem Fürstlichen Landraths#amte
auszustellen und durch die Bezirfbeinnehmer an die Gemeindevorstände (Stadträthe, Richler,
Schuszen) abzugeben, welche für die Aushändigung an die Hundebesitzer Sorge zu tragen,
dagegen auch die für die Ausstellung der begitimationskarlen festgesetzte Gebühr von je
2 Sgr. zu bezieben baben.

§. 5.
Der Bezirk des Hundesteucr-Einnehmers zu Zeulenroda, welcher sich bioher auf den

Bezirk der ehemaligen Fürstlichen Stadtvoigkeigerichte daselbst beschränkte, wird auf den
Bezirk des Fürstlichen Justizamis Zeulenroda ausgedehnt.

Greiz, den 30. April 1869.

Furstlich Reuß-Plauische Landesregierung daselbst.
Dr. Herrmann.

Bruno Ment.



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

iie
usgegeben den 27. Mai 1369.)

13. Verordunng,
die gegenseitige Verwendung von Beamten der zum Bezirk des gemeinschaft-
lichen Appellationsgerichts in Eisenach gehörigen Staaten in Strafsachen

betreffend.

Wir Heinrich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden älterer
Linie sonveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c.
verordnen unter Vorbehalt der nachträglichen Zustimmung des Landtags, was folgt:

Werden einem nicht im Staatsdienste de Fürstenthume, wohl aber im Dienste eines
der nach Maßgabe des Staatsvertrages vem 17. Juli1868 mit dem Fürstenthume zu
einer Justizgemeinschaft vereinigten Staaten angestellten und verpflichteten Beamten auf
Grund der Art. 20, 12, 43, 71, und 72 der Strafprezeßordnung vorübergehend bei
einer gemeinschaftlichen Behörde oder auch zur Stellvertretung für einen Staatsdiener des
Fürstenthums ven der zuständigen Behorde Obliegenheiten übertragen, so bedarf es einer
besonderen Verpflichtung des betreffenden Beamten auf diese Obliegenbeiten nicht, sondern
seine desfallsigen dienstlichen Verrichtungen geschehen mit derselben Wirkung und Verant-
wortlichkeit, als wenn er für sie besonders in Pflicht genemmen worden wäre.

Werden einem Fürstlichen Staatsdiener auf Grund der angezogenen strasprozeßnali-
schen Bestimmungen vorübergehend bei einer hgemeinschaftlichen Behörde oder Zur Stell-
vertretung für Beamte eines der nach Maßgabe des Staatsvertrages vom 17. Juli 1868
mit dem SBürstenthume zu einer Juslizgemeinschaft vereinigten Staaten von der zuständigen
Behörde Obbiegenheiten übertragen, so bedarf es für dieselben einer besonderen Verpflich-tung nicht, sondern der betreffende Beamte hat auf Grund seiner Anstellung und Ver-

pachmng als Jrsticer Staatediener die ihm übertragenen Geschäfte geie mit
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derselben Treue und Verantwortlichkeit zu verwalten, als wenn er für sie besonders in
PRflicht genommen worden wäre.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz eigenhändig vollzogen und Unser Fürstliches In-
siegel beidrücken lassen.

Gegeben Greiz, am 12. Mai 1869.

(L. S) Heiurich XIII.

Dr. Herrmann. M. Kunze. R. Reiz. B. v. Geldern-Crispendolf.



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

M8.
¶usgegeben den 10. Juli 1860)

20. Belannimachung,
Zusätze zur Telegraphenordnung vom 22. Jannar d. J. betreffend.

Vom 1. Juli cr. ab sollen für den innern Verkehr auf den Linien des Nord-

deutschen Tlegraphengebietes und der innerhalb desselben gelegenen Eisenbahnen folgende
zusähliche Bestimmungen zu den betreffenden Paragraphen der Telegraphen- Ordnung
(Gesetzsammlung von 1869 p. 13) für die Correspondenz auf den Linien des Telegraphen=
Vereins versuchsweise in Kraft treten:

„Im mnternen Verkehr wird jedes unterstrichene Wort, Zahl, einzelnstehen-

der Buchsabe den Buchstaben. Gruppe doppelt gczählt.“
5t Suler Verkehr werden auch bei nicht rekommandirten Depeschen die von

dem Aufgeber unterstrichenen Worle r2c. von allen Stationen, welche bei der telegra-
phischen deserderung, bezichungsweise Aufnahine, mitwirken, collationirt.“"

Seznn Verkehr werden im Fall der Verstümmelung nicht rekommandirter
Depeschen die gezahlten Gebühren nur dann zurückerstattet, wenn die Verstümmelung bei

solchen Worten, Zahlen, einzelnstehenden Buchsiaben oder Buchstaben-Gruppen vorgekommenist, welche von dem Aufgeber unterstrichen wareDies wird auf Antrag des Junnebanglers andurch zur öffentlichen Kenntniß
gebracht.

Greiz, den 23. Juni 1869.

Fürstlich Neuß-Plauische Landesregierung daf.
M. Kunze

i. P.
Bruno Mergz.
13



21. Bekanntmachung,

die Einstellung der Erhebung der Uebergangsabgabe von Tabaksblättern und
Tabaksfabrikaten, sowie die Herstellung der Verkehrsfreiheit mit Branntwein

und Bier an den Grenzen zwischen dem Norddeutschen Bundesgebiete
und Hessen betreffend.

i Folge des Bundesgesebes vom 26. Mai v. J., betreffend die Besteuerungdes Lass (Seite 319 des Bunbdesgesetzblattes), hat der Bundesrath des Norddeutschen
Bunde" beschlossen, die Erhebung der Uebergangsabgabe von den aus den Süd-
deutschen Staaten eingehenden Tabaken und Tabaksfabrikaten vom 1. Juli
1860 ab einzustellen. Diese, bisher mit 20 Sgr. für den Ceniner zu entrichten ge-
reene Uebergangöabgabe wird demnach in dem Bereiche des Norddeuischen Bundes vom

. Juli d. J. ab nicht mehr erhoben werden, und es trikt mil diesem Tage zwischen denHock- und Süddentschen Staaten ein völlig freier Verkehr mit Tabaksblättern und
Tabaksfabrikaten ein.

Ferner wird nach Artikel 1 und 4 des Vertrags zwischen dem Norddeutschen
Bunde und Hessen vom 9. April 1868, betreffend die Besteuerung des Branntweins und
Biers in dem nicht zum Norddeutschen Bunde gehörigen Theile des Großherzogthums
Hessen (Bundesgeseblatt Seite 466), und nach F. 70 des Bundesgesehzes vom 8. Juli
1868, betreffend die Besteuerung des Branntweins in verschiedenen zum Norddeutschen
Vunde behörenden Staaten und Gebictstheilen (Bundesgesetzblatt Seite 384), ebenfalls
vom 1. J. ab zwischen den Staaten des Norddeutschen Bundes und den ver-

schiedenen wi des Großherzogthums Hessen volle Verkehrsfreiheit mit Brannt.
wein zugelassen werden. Mit demselben Termine soll nach einem Beschlusse des
Bundesrathes des Norddeutschen Bundes die Verkehrsfreiheit mit Bier zwischen den
Norddeulschen Staaten und dem Großherzogthume Hessen eintreten. Es hört demnach
und nach Artikel 9 des vorbezeichucten Vertrags von dem genannien Zeitpunkte ab für
diesen Zwischenverkehr mit Branntwein und Bier sowohl die Erhebung der Uebergangs-
abgabe, als auch die Gewährung der Ausfuhr vergütung auf.

Dies wird andurch mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß
der Verkehr mit dem Bezirke des Grohherzoglich Sächsischen Vordergerichts Osbeim,
ebenso wie mit dem Hoczogiiche Sachsen-Coburgschen Amie Königsberg, welche hinsichtlich
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der indirekten Steuern mit dem Königreiche Bayern imVerbande stehen, in den vor-
slehend bezeichneten Beziehungen, wie der Verkehr mit dem Königlich Bayerischen Gebiete
zu behandeln ist.

Greiz, den 25. Juni 1869.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung das.
M. Kunze

#. V.

Bruno Merz.

22. Bekanntmachung,
den Anschluß eines Theils der preußischen Elbinsel Wilhelmsburg und der

Hamburger Voigtei Moorwärder an den Zollverein betreffend.

Nachdem der Vundesrath des Zollvereins auf Grund des Art. 6 des Vertrags
vom 8. Juli 1867 wegen Forkdauer des deutschen Zoll- und Handelsvereins (Bundes-

Auepttat! Seite 91) beschlossen hat, daß die Art. 3 bis5und 10 bis 20 des gedachten
ertrags wie in der Hamburgischen Voigtei Moorwärder, so auch in demjenigen

Theile der zur Preußischen Monarchie gehörigen Elbinsel Wilhelmsburg, woelcher sstlich
und südlich zwischen dem Deiche und Ufer gelegen ist, in Wirksamkeit treten sollen, und

nachdem der Zeitpunkt hierzu durch Altrchfte Bestimmung des Präsidiums auf den 1Juli d. J. festgesetzt worden ist, werden die bezeichneten Landestheile von diesem —
punkte an in den Verband des Gesammt-Zollvereins aufgenommen werden, in der Art,
daß hinsichtlich der Zölle und der innern indirekten Steuern die Führung der Verwaltung
daselbst dem Königlich Preußischen Provinzial- Steuer= Direktor zu Hannover unter der
obern Leitung des Königlich Preußischen Finanz.Ministeriums üUbertragen wird.

Das Vorstehende wird hierdurch mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß
gebracht, daß die Grenzbesetzung gegen die vorgedachten Gebietstheile wegen der zu er-
hebenden Nachsteuer einstweilen fortdauert und die Bekanntmachung des Zeilpunktes, mit

welchem der neint freie Verkehr eintritt, noch vorbehalten bleibt.
InAbsicht der einer innern indirekten Steuer unterliegenden Erzeugnisse —

Vranntwein und Bier —findet zwischen Preußen und den dieserhalb mit Preußen ver-
13
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bundenen Theilen des Norddeutschen Bundes einer Seits und den vorgedachten Landes-
theilen anderer Seits künftig ein völlig freier Verkehr stalt, so daß beim Uebergange der
gedachten Gegenstände gegenseitig weder eine Abgabe erhoben noch erstattet wird. Vor
dem Zeitpunkte des Eintrikts der vollen Verkehrsfreiheit findet jedoch der abgaben-
freie Uebergang von Branntwein und Bier aus den neu angeschlossenen Landestheilen
nicht statt.

Greiz, den 29. Juni 1869.

Fürrstlich Reuß.Pl.Landesregierungdafs.
M. Kunze

i. V.
Bruno Menz.

23. Bekanntmachung,
die Ausdehnung der Vergünstigung der zeitweisen zollfreien Einfuhr von
Musterstücken für Handlungsreisende auf den Verkehr zwischen dem Zoll-
vereinsgebiete und sämmtlichen zum Norddeutschen Bunde und den Sid-
deutschen Vereinsstaaten gehörigen in den Zollverein nicht eingeschlossenenFebirketheilen betreffend.

Es wird zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß nach einem Beschlusse des Bun-
desrathes des deutschen Zollvereins die laut unserer Bekanntmachungen vom 25. August
und 26. November vorigen Jahres (Gesetzsammlung p. 597 und 602) für den Verkehr
mit Hamburg, Altona und Wandobeck zugestandene Vergünstigung der zeilweisen zollfreien
Einfuhr von Musterstücken für Handlungsreisende in gleicher Weise auch auf
den Verkehr zwischen dem Zollvereinsgebiete und sämutlichen zum Norddeutschen Bunded den Süddeutschen Vereinsstaaten gehörigen, in den Zollverein nicht eingeschlossenenGebieteheisen ausgedehnt worden ist.

Greiz, den 30. Juni 1869.

Furstlich Reuß-Plauische Landesregierung daselbst.
M. Kunze

i. V.
Bruno Menz.
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24. Regierungs.-Verordnung,
das Verfahren bei plötzlichen Todesfällen und bei Auffindung todter

Personen, sowie bei ausgebrochenen Bränden
betreffend.

Zu Beseitigung von Zweifeln, welche sich bei der veränderten Organisation der
Justiz= und der Polizeibehörden in Bezug auf das Verfahren bei plötzlichen Todesfällen
und bei Auffindung todter Personen, sowie bei ausgebrochenen Bränden ergeben haben,
und zu Herstellung möglichster Uebereinstimmung mit den bezüglichen Einrichtungen der
mit dem Fürstenthmme in Gerichtsgemeinschaft stehenden Staaten wird mit Serenissimi
Höchster Genehmigung hierdurch verordnet, was folgt:

A. Das Verfahren bei wusicen arKodegällnundbeiAuffindung todter
I. #eOrtsvorstände — in den Slädten die Stadträthe, auf dem Lande die

Acan (amteshuczed — und die Ortepfarrer sind verpflichtet, darüber zu wachen,
d eichnamm eines Menschen, der uicht nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge
nach wussbsepen Krankheit verstorben ist, nicht ohne Beerdigungsschein begraben
werd

II. Ist Jemand unter den Augen seiner unbescholienen Hausgenossen oder anderer
bekannten und unverdächtigen Personen plöglich, jedoch *1 unzweifelhaft ohne konkurri-rende Schuld eines Dritten gestorben oder verunglückt (z. B. vom Schlage getroffen,
vom Blitze erschlagen, durch einen Sturz zerschmeltert, bei dem Vaden ertrunken) oder
hat sich Jemand unter den Augen der gedachten Personen ganz unzweiselhaft selbst.
ermordet, so genügt es, wenn der Ortovorstand dieses durch Besichtigung der Leiche und
durch Befragen der betreffenden Personen konstatirt, und den Beerdigungsschein unter
seinem Amtssiegel und Unterschrift ertheilt. Niederschristen werden hier nicht erfordert.

III. Ist Jemand nicht nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge in Folge voraus-
behangene Krankheil gestorben und liegt der Fall unter II. nicht vor, ist alsoder plötliche Tod oder die Vrrunglückung, ohne daß sich ein Verdacht der kon-wuirionen Schuld eines Dritten äußert, nicht unter den Augen der Hausgenossen oder

anderer znverdichtiger Personen erfolgt (z. B. bei dem Auffinden eines Erhängten,Ertrunkenen 2c.)02) ist der rP zwar unter den Angen unbescholtener Personen erfolgt, es zeigt sich
aber, wenn auch nur ganz entfernter Verdacht der Schuld eines Dritten (z. B. Er-
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scheinungen vor dem Tode, welche auf Genuß von Gist deuten könnten, als Er—
brechen 2c.), so hat der Ortsvorstand sofort dem Amtsphysikus und in dessen Abwesen-
heit dem nächsten Arzte Anzeige zu machen.

Dieser hat sich sofort an Ort und Stelle zu begeben, die Leiche zu besichtigen
und n säne Information mit Hülfe der Ortspolizei die nöthigen Erkundigungen ein-
zuzie Dise Cognition kann zu einem zweifachen Resultate führen.

1.

Der Arzt findet nichts, was nach einer sorgfältigen und gewissenhaflen Prüfung auf
die konkurrirende Schuld eines Dritten hindeutet. In diesem Falle ertheilt er den Ve-
erdigungsschein —als Amtsphysikus allein, unter Siegel un Unterschrift, als Privat-
arzt in Verbindung mit dem Ortsvorstande. — verfaßt über den Befund eine Nieder-
schrift und sendet diese sofort an den Staatsanwalt ein. Dieser prüft auch den Vericht

28 veranlaßt entweder noch Schritte zur Aufklärung oder läßt die Sache auf sicheruhen.

2.

Vindet der Arzt wegen äußerer Verlehung der Leiche oder aus anderen Gründen
auch nur binigen wenn auch nur entfernten Verdacht der konkurrirenden Schuld eines
Dritten, so ertheilt er keinen Beerdigungsschein. Er sorgt mit Beihülfe des Orts-vorstands für scieicn Unterbringung und Aufbewahrung der Leiche und zeigt den Fall
mit seinen Vermuthungen sofort dem Staatsanwalte an. Findet der Staatsanwalt, daß
offenbar und unzweifelhaft gar kein Verdacht eines Verbrechens vorhanden ist, so ertheilt
er sofort den Beerdigungsschein unter Siegel und Unterschrift und stellt denselben dem
Ortsvorstande oder den Angehörigen des Vorstorbenen zu.

dagegen der Staalsanwalt der Ansicht, daß der Fall des Art. 167 der
Straf=Prozeß-Ordnung vorliege, so veraulaßt er die gerichtliche Obduction bez. Section
durch Requisition des Untersuchungerichtert (Art. 169) oder des Einzelrichters im Falledes Art. 181 der Str.-Pr.-O

Den Beerdigungsschein eit in diesem Falle der Staatsanwalt, wenn er bei der
Obduction bez. Sectien zugegen ist (Art. 82), wenn nicht, der die Leichenschau und begz.
Section leitende richterliche Beamte. Das Obductions- brz. Sectionsprotokoll muß jeden-
salls dem Staatsanwalte sofort zur Stellung seiner weiteren Anträge (Einholung von
Gutachten und dergl.) vorgelegt werden.

Ist der durch den Orlsvorstand herbeigerufene Arzt der Ansicht, daß die gerichtliche
Obduction bez. Section der Leiche so schleunig vorgenommen werden muß, daß dieVenachrichtigung des zu entfernt nopenen Staaltamwaltes zu zeitraubend sein aeure
so erstattet er seine Anzeige bei dem Vorstand des Justizamts. Dieser nimmt auf Grund
des Art. 64 der Sir.-Pr.-Ordn. sodann die Obduction bez. Section vor, ertheilt den
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Beerdigungsschein und sendet die aufgenommenen Verhandlungen sofort zur weiteren
Veranlassung an den Staaksanwalt ein.

IV. Läßt sich bei Auffindung eines Verunglückten der wirklich erfolgte Tod besselben
nicht durch unmittelbar in die Sinne fallende entscheidende Erscheinungen (absolut töhticheäußere Verletzungen, z. B. zerschlagene Hirnschale, vom Leib gelrennter Kopf,bereits eingetretene Verwesung) ohne allen Zweifel erkennen, so ist derselbe Aege
schnell, doch auch, damit ihm nicht eine weitere Verlezung zugefügt werde, möglichst
behutsom an einen, für Reltungsversuche geeigneten Ort zu bringen, ein Arzt oder
Wundarzt auf das Schleunigste herbeizurufen, aber auch unerwartet der Ankunft eines
solchen, mit Wiederbelebungsversuchen zu beginnen und damit mehrere Stunden lang
fortzufahren (S. 3 a. der Orksrichterpflicht).

B. Das Verfahren bei ausgebrochenen Bränden berr.
I. Die Orlaorichter (Schulzen) haben bei einem ausgebrochenen Feuer dem Vorstande

des betreffenden Instizamtes sofort Meldung erstatten zu lassen, zugleich aber sich un-
verweilt an Ort und Stelle zu begeben und daselbst ihr Augenmerk vornehmlich dahin zu
richten, ob und welche Spuren einer absichtlichen eder schuldvollen Brandstiftung etwa
vorhanden sind. Nicht weniger haben dieselben die zur weiteren Verfolgung solcher
Spuren erforderlichen Maßregeln (§. 39 der Sir.-Pr.-Ordn.), auch insonderheit die etwa
pothig erscheinenden vorläufigen Verwahrungen zum Zwecke der Vorführung (Art. 111der Str.-Pr.-Ordn.) anzuordnen und zu verfügen.

II. Der Vorstand des betreffenden Justizamtes hat sich sosort nach der, Seiten des
Ortörichlers (Schulzen) eingegangenen Meldung oder sonst erhaltenen Kenntniß von
einem in seinem Bezirke ausgebrochenen Brande entweder selbst an Ort und Stelle zu
begeben oder einen seiner Unterbeamten dahin zu entsenden, um daselbst in Gemäßheit
des Art. 64 der Str.-Pr.-Ordn. eine vorläufige Untersuchung bez. der Herstellung des
objektiven und nach Umständen auch des subjektiven Thatbestandes einzuleiten und dem-
nächst die weiter erforderliche Anzeige enlweder bei dem Kreisgerichte oder bei dem Staats-
anwalte zu erstatten, worauf letztere in dem Kreise ihrer Zuständigkeit das Weitere zu
veranlassen, bez. zu verfügen haben.

III. Beim Ausbruch eines Feuers in der Stadt Greiz ist die Anzeige des Stadt-
ratbs dem Vorstande des Justizamts I. hier zu machen, welcher wie vorstehend zu ver-
fahren hat. Beim Ausbruch eines Feuers in der Stadt Zeulenroda ist die gleiche Anzeige
sofort dem Kreisgerichte oder unmittelbar dem betreffenden Untersuchungsrichter zu erstat-
ten, welcher seinerseits sofort nach eingegangener Meldung oder eiwa vorher schon
Sangier Kenntniß von dem enistandenen Brande, in Gemäßheit des Art. 74 der
Str.-Pr.-Ordn. an Ort und Stelle in Thätigkeit zu treten, sowie auch dem Staats-
anwalte, wenn dieser nicht bereits an der Brandstelle amvesend sein sollte, die im Art. 74
äit. vorgeschriebene Nachricht unverweilt zugehen zu lassen hat.
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Die in dieser Verorbnung den Ortsrichtern (Ortsschulzen) auferleglen Verpflichtungen
liegen in Gemäßheit des F. 5 der Beilage zu dem Gesetze vom 28. März 1368 eben-
mäßig den Vertretern ritterschaftlicher Gemeindebezirke ob.

Greiz, den 1. Juli 1869.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung das.
M. Kunze

i. V.

Vruno Merz.

25. Regierungsverordnung,
die Ausstellung von Geburtsscheinen, Todtenscheinen und sogenanntenEhezeugnissen in Bezug auf Angehörige der Thiingischen Staaten

betreffend.

Mei- (&amp;iZufolge einer mit den Regierungen von SachsSachsen-Altenburg, Sachsen-Coburg-Gotha, “*“FRt seeemeigingen
Ruvolstadt und Reuß jüngerer Linie getroffenen Uebereinkunft soll bei der gegenseitigen
Mittheilung von Geburts= und Todtenscheinen, sowie von sogen. Chezeugnissen künftig
ein abgekürztes Verfahren eintreten und wird demgemäß Folgendes verordnet:

1.

e zufolge der Regierungöverordnung vom 2. Noveniber 1868 ellendenGebue — sowie die nach der Regierungsverordnung vom 17. Decemb
1857 augzufertigenden Todtenscheine — sofern sie Angehörige der Fen-
genannten Staaten betreffen, —sind ferner von den Pfarrämtern nicht mehr
an die betr. Justizstelle und von da weiter an die Fürstliche Regierung abzugeben, son-

dern durch die zitelee Piartäe ummittelbar an die betreffende auswärtige
Iasrlebehrd. (s.Pass. 2) zu übersenderbenso sind die Anzeigen über rrfolg Tranungen (sogen. Ehezeugnisse), sofern die
runi nicht am künftigen Wohnorte der Eheleute statigesunden hat und soweit es sich
um Angehörige der obengenannten Staaten handelt, durch diehiesigen] Pfarrämter an die
betreffenden auswärligen Bezirköbehörden zu senden.
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Als solche Bezirköbehoörden gelten
I) für das Großherzogthum Sachsen-Weimar-Eisenach:

ie Bezirködirektoren zu Weimar, Apolda, Eisenach, Dermbach und Neu-

2) für das Herzogthum Sachsen-Meiningen:
die Verwaltungsämter zu Salzungen, Meiningen, Römhild, Hildburghausen.
Sonneberg, Saalfeld und Camburg, bezüglich der Residenzstadt Meiningen
deren Polizeidirektion;

3) für das Herzoglhum Sachsen-Altenburg:
die unteren Gerichtobehörden und zwar

das Stadtgericht zu Allenburg, dieGerihweänter I. und II. zu Altenburg,
die Gerichtsämter zu Lucka, Gößnitz, Schmölln, Ronneburg, Eisenberg,
Roda und Kahla, das Gericht zu Meuselwitz;

4) für das Herzogthum Sachsen--Coburg:
das Landrathsamt zu Coburg, das Justizamt Königsberg und bezüglich der
Städte Coburg, Neustadt und Rodach die Magistrate daselbst;

5) für das Herzogthum Sachsen-Gotha:
die Landrathsämter zu Gotha, Ohrdruf und Waltershausen, die Justizämter
zu Nazza und Volkenroda und bezüglich der Städte Gotha, Ohrdruf und
Waltershausen die Stadträthe daselbst;

6) *)r das Fürstenthum Schwarzburg-Sondershausen:
die Landrathsämier zu Sondershausen, Ebeleben, Arnstadt und Gehren;

7) für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt:
die Landrathsämter zu Rudolstadt, Königsee und Frankenhausen;

8) für das Fürstenthum Neuß jüngerer Linie:
die Landrathsämter zu Gera, Schleiz und Eberodorf, die Stadträthe zu
Gera und Lobenstein und der Stadtgemeindevorstand zu Schleiz.

8.

Competent zur Eupsangenahme der von den Pfarrämtern und sonstigen
Behörden der obengenanuten Staaten auszustellenden Geburts= und Todten-scheine, sowie Ehezengnisse, zhpun der hiesigen Staatsangehörigen, sind:

für die ländlichen Ortschaften der Herrschaft Greiz das Fürstliche Landrakhsamt
hier,

für die Herrschaft Burgk das Fürstliche Justizamt Burgk,
für die Städte Greiz und Jeulenroda die Stadträthe daselbst.
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Die genannten Behörden werden wegen der in den einzelnen Staaten beslehenden
Bestimmungen über die Competenz zur Ausstellung der fraglichen Zeugnisse, sowie urgen
der Venachrichtigung der Justiz= resp. Pfarrämter und Betheiligten besondero instruirt
werden.

Greiz, den 7. Juli 1669.

Fürstlich Neuß-Plauische Landesregierung daf.
M. Kunze

i. V.

Brune Mert



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

MO.
(Ansgegeben den 27. Juli 1869.)

26. : .MWrt 4 A

die Einführung der Freizigigret der Aerzte, Wundärgte rc. in mehreren
Thüringischen Staaten

beirrsfend.

Mit Serenissimi Höchster Genehmigung wird andurch bekannt gemacht:

Auf dem Grunde schon vot längerer Beit angeknüpfter Verhandlungen ist Hischen
den Regierungen von chs ch, Sachsen-AltGotha, Schwarzburg-Rudolstadt, asbne abpun Neuß älterer Linie und
Reuß jüngerer Linie eine Uebereinkunft dabin getroffen worden, daß die, einem dieser
Staaten angehörigen, in ihrem Heimathsstaat mit günstigem Erfelg von der zuständigen
Stelle geprüften und zur Praxis zugclassenen Aerzte, Wundirzte Zahnärzte, Geburts-
helser und Thierärzte zur Ausübung ihres Bernss, sowie zur Niederlassung in sämmtlichen
vorgenannten Vereinsstaaten Behufs der Ausübung der Praxio innerhalb der in ihrem
Heimathsstaat ihnen eingeräumten Befugnisse unter den, für den Inläuder geltenden
Bestimmungen berechtigt sein sollen, ohne daß indeß irt ihre Niederlassung an sich in
ihren bisherigen Heimathsverhällnissen etwas geändert wird.

Greiz, den 14. Juli 1869.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung das.
M. Kunz=

Bruno Merg.

15



27. Bekanntmachung,
die Eröffnung der Zollabfertigungen des vereinsländischen Hauptzollamtes

zu Hamburg für den Elbverkehr
betreffend.

Unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom 22. Oktober 1868 (Gesetz-
sammlung p. 578) wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß das zu Ham-
burg errichtete zollvereinsländische Hauptzollamt vom 1. dieses Monats ab auch die
Befugniß zur Zollabfertigung der elbaufwärks von Hamburg nach dem Zollverein gehen-
den Waaren zugewiesen erhalten hat, und daß in Folge dessen das Hauptzollamt zu
Wiltenberge, als Grenzeingangsamt des Jollvereins außer Wirksamkeit tritl.

Greiz, den 15. Juli 1869.

Fürstlich Reuß-Planische Landesregierung das.
M. Kunze

i. V.

Bruno Merz

28. Nachtrag
zu §. 46 der Statuten der Greiz-Brunner Eisenbahngesellschaft.

Auf Autrag des Direktoriums der Greiz-Brunner Eisenbahngesellschaft und nach
hierzu erklärter Zustimmung der Generalversammlung gedachter Gesellschaft wird als
Nachtrag der unterm 19. März 1864 Höchsten Orts bestätigten Staluten mit Ge-

nehmigung Sr. Hochfürstlichen Daurchsaucht Folgendes bestimmt:
Die Autzzeit der nach §. 44, 46, alin. 1 von dem Ausschusse auf 6 Jahre zuwählenden Directorialmitglieder katen und endel ferner nicht mit dem 23. October, als

dem Jahrestage der Bahnbetriebseröffnung, sondern mit dem Schlusse des betreffenden
Kalenderjahres.

Greiz, den 16. Juli 1869.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung daselbst.
M. Kunge

i. V.
Bruno Men.



29. Verordunung,
die Ausführung des Gesetzes vom 9. Mai 1857

belreffend.

Zur weiteren Ausführung des vorgenannten Gesetzes über die Regulirung der
Grundsteuer wird andurch verordnet:

Das in Gemäßheit der Verordnung vom 25. März l. J. zu errichtende, unter der
beitung Fürstlicher Regierung stehende Katasterbüreau tritt mit dem 16. August
dieses Jahres in Wirksamkeit. Dasselbe expedirt auf dem Fürstlichen obern Schlosse
alhier, in den obern Räumen des vormaligen Fürstl. Criminalgerichts.

2.

Von dem gedachten Zeitpunkt an sind alle Anzeigen von Veränderungen des Besies
und Bestandes der Grundsteuerobjerte (§J. 6, 26- ff. der cil. Verordnung) an das
Fürstliche Katasterbüreau zu richten.

3.

In sämmtlichen Ortschaften, in welchen die Reinerlragsberechuungen nach F. 105
der Verordnung vom 13. Juni 1865 bereits ausgelegen haben, sind alle seit der
geschehenen Auslegung eingetretenen Cultur= und BauveränderungenbeW½h die Besitzer der betr. Besteuerungsobjecte, bei 1 Thlr. Strafe, spälestens bis zum
12. August dieses Jahres bei den Feldgeschworenen des Orts schriftlich an-
zuzeigen.

4.

Die beltgeschmorcnen haben bei gleicher Strafe die ihnen zugegangenen Anzeigenalsbald nach Ablauf obiger Frist und spätestens bis zum 16. August d. J. an die das
Auslegungsverfahren leitende Gemeindebehörde (an das berehenre Fürstliche Justizamt)
abzugeben, dabei auch zu melden, ob ihnen noch andere Cultur= und Bauveränderungen
in ihrem Orte bekannt geworden sind.

Sind derartige Veränderungen in einem Orte seit Anslegung der Reinertrags-
berechnung Uberhaupt nicht vorgekommen, so haben die Feldgeschworenen dieses durch
Uberreichung eines Vakalscheins an die vorgedachte Behörde binnen gleicher Frist zubekun

15“
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Die Beslinunungen der Justruklion für die Felsgeschworeuen vom 30. März 1858
8. 6 und der Regierungsverordnung vom 24. April 1864, wornach sowohl die Feld-
geschworenen als die Grundstücksbesitzer zur soforligen Anzeige elwaiger Grenzmängel
verpflichtet sind, werden andurch in Erinnerung gebracht.

Greiz, den 24. Juli 1869.

Fürstlich Renß. Pl. Landesregierung daf.
M. Kunze

#. V.

Bruno MWerz.

30. Negierungs-Verordnung,
die Ausführung des Bundezgesetzes vom 26. Mai 1868, die Besteuerung

des Tabaks betreffend.

Unter Vchronahme auf §. 13 des Gesetzes vom 26. Mai 18686, die Besteuerung
des Tabaks betr. (S. 319 des Bundesgesebblattes vom Jahre 1868), wird nachstehendevon dem Vundeorath des Jollvereins festgestellte

„Anuweisung
zur Ansführung des Gesetzes, die Besteuerung des Tabaks betr.

Zur Ausführung des Gesetzes vom 26. Mai 1868, die Bestenerung des
Tabaks betreffend, werden nachstehende Vorschriften ertheill:

KS. 1.

Wer eine Grundfläche von 6 Quadratruthen Preußisch oder mehr mit
Tabak bepflanzt, ist verpflichtet, vor Ablauf des Monaks Juli der Steuersielle die
von ihmbepflanzten Grundslücke nach ihrer Lage und Größe in Landesmaß (in
Morgen undQuadratruthen) nach Anleilung des beiliegenden Musters a., genan
und wahrhaft, schriftlich anzugeben.



79

Das Muster, mit welchem dieObrigkeiten der tabakbauenden Orte in hin-
länglicher Anzahl zeitig vorher zu versehen sind und welches unentgeltlich ver-
abfolgt wird, muß von dem Stenerpflichtigen, oder in seinem Auftrag von einem
Andern, jedoch in diesem Fall unter Beglaubigung des Gemeindevorstehers oder
dessen Stellvertreters, ausgefüllt werden.

Jeder Anmeldende erhält darüber eine Bescheinigung nach dem Muster b.

8. 2.

Die Eintragung der bei der Stenerstelle eingereichten Aumeldungen geschieht
in die drei ersten Spalten des Anmelderegisters, welches nach dem Muster unter c.
Veführt wird, in einer für jeden Ort sortlaufenden Rummer.

Für jeden tabakbanenden Ort wird ein besonderes Heft dieses Registers
angelegt. Ende Juli werden diese Hefte geordnet und es wird daraus das voll-
ständige Anmelderehister für jede Hebestelle gebildet, in einen Band zusammen.
gebunden und mit einer n“] aen versehen, welche ergiebt, wie viel
Tabakland in jedem einzeluen Orte und in dem ganzen Bezirk der Hebestelle zur
Steuer gezogen worden isl. Der Obercontroleur prüft und visirt diese Zusammen-
stellungen vor der Einreichung zur Register-Revision.

5. 3.

Nach der Eintragung in die drei ersten Spalten des Anmelde-Registers
sind die Anmeldungen dem Ober-Controleur gegen Bescheinigung zu übergeben.
Derselbe hat sich durch Bereisung seines Bezirks um die Zeit der Tabakpflanzung
zu versichern, ob und wo Tabak gepflanzt worden ist, oder den Bezirks-Sieuer-
ausseher für einzelne Theile seines Bezirks mit dieser Bereisung zu beauftragen.
Die darüber eingesammeten Notizen hat der Ober-Gontroleur zur Prüfung zu
benuben, ob die Tabakspflanzungen vollständig angemeldet und zu Buche gebracht
worden, und demnächst dem Generalinspector des Thüringischen Joll= und

Handelsvereins vorzulegen, damit von ihm zubehußdeen Auordnungen zu dem-
selben Zweck gleichfalls davon Gebrauch gemachtweür die Revision der Anmeldungen selbst, din in der Regel vom Ober-
Gondraleur und, wenn thunlich, unter Zuziehung eines zweiten Stener-Beamten

vorzunehmen ist, wird von dem Erstern für jeden einzelnen Ort der Zeilpunkt
bestimmt, wann solche geschehen soll. Derselbe veranlaßt die Steuerstelle, in
deren Bezirk die Tabackspflanzungen sich befinden, daß dieselbe den Gemeinde-
vorsteher des Orts und durch diesen die Inhaber des Tabaks-Landes von dem
angesetzten Termin zeitig vorher benachrichtigt, mit der Aufforderung, der Unter-
suchung beizuwohnen.

Leisten lebtere dieser Aufforderung keine Genüge, so braucht deshalb die
Revision nicht aufgeschoben zu werden. Wird dabei in Ansehung der Fehlenden
elwas Anderes, als sie angegeben haben, ermittelt, so ist solches einstweilen, mit



Zuziehung des Gemeindevorstehers oder dessen Stellvertreters, festzustellen und
der Behlende nöthigenfalls vorzuladen, um sich über seine Einwendungen dagegen
vernehmen zu lassen.

S. 4.

Durch die Revision ist die richtige Angabe der Größe der Tabaks-Pflanzungen
festzustellen. In den meisten Fällen, zumal bei vierseitigen, rechtwinkeligen Boden-
flächen, wird es genügen, die Länge und Breite durch Abschreitung zu messen,
nachdem ermittelt worden, wie sich die Schrittlänge des Abschreitenden zum Lau-
desmaße verhält, und daraus nach den Regeln für die Berechnung des Inhalts
einer Fläche denselben zu ermitteln.

Unregelmäßige Flächen sind in der, dem rechtwinkeligen Viereck am nächsten
kommenden Figur auf dieselbe einfache Weise zu ermitteln und die Ein= und
Ausspringe besonders ab= oder zuzurechnen. In Streitsällen ist die Mehkette
anzuwenden, oder auf Antrag des Bodeninhaber#s auf seine Kosten ein sach-
verständiger Feldmesser zuzuziehen. Hat schon früher eine amtliche Vermessung
des bekreffenden Grundstücke staltgefunden oder wird die schriftliche Angabe eines
vereideten Feldmessers über die von ihm vorgenommene Vermessung vorgelegt,
so kann darauf, wenn der Augenschein nicht erhebliche Zweisel übrig läßt, ohne
Weiteres gesußt werden. Liegen mehrere Pflanzungen im Zusammenhange, so“
genügt die Ausmittelung der Gesammtfläche, wenn sie mit der Summe der
einzelnen Angaben genau genug übereinstinnnt.

S. 5.

Sowohl über die zälle, in denen die Anmeldung eines Grundstückes ganz
unlerlassen worden ist (F. 10 Ziff. 1 des Gesetzes), als über solche entdeckte
Unrichtigkeiten der Anmeldung, welche nach dem Gesetze (F. 10 Ziff. 2) Be-
strafung nach sich ziehen, ist ein sortlaufendes Protokoll — und von
dem Gemeindevorsteher und dem Aumeldenden, wenn er gegenwärtig ist, mit zu
unterschreiben, welches demnächst an die Beczirks-Steuerstelle zur Einleitung des
nöthigen Verfahrens gegen die Straffälligen eingesandt wird. Der behufs Ein-
leitung des Prozesses einzureichenden Denunciation ist ein beglaubigter Auszug
aus diesem Protokoll beizufügen.

5S. 6.

Die Nevision liegt dem Ober-Controleur und dem von ihm zugczogenen
Steuerbeamten (§. 3) zunächst ob, doch ist diesen dabei, soweil es erforderlich,
die nöthige sachverständige Hülse zu geben. Die Steuerbeamten werden sich
indeß besonders angelegen sein lassen, mit den Regeln für die Ausmessung ebener
heradliniger Figuren und dem Gebrauche der Meßkette hinlänglich bekannt zu
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werden. Tag und Ergebuiß der Revision werden in die dazu bestimmien Spal-
ten 5 und 6 der Aumeldungen eingetragen und in Spalte 7 und 8 mit kurzer
Bemerkung, durch welches Verfahren ein etwa abweichendes Resultat gefunden
worden, bescheinigt. Der Generalinspector des Thüringischen Zoll, und Handels-
vereins hat probeweise Nachrevisionen anzuordnen, um sich zu überzeugen, daß
die Angabe auf Grund vorschriftsmäßiger Revisionen (58. 3, 4) bestätigt ist
und die gesundenen Abweichungen gebörig begründet sind.

S. 7.

Nach der Revision kommen die so vervollständigten Ammeldungen zur Hebe-
stelle zurück, welche danach die Spalten 4 und 5 des Ammelderegisters ausfüll
die Steuerschuld jedes Einzelnen festsetzt und ihn hiervon nach Muster d. in
Kenntniß setzt. Die Sleuerzahlungen sind demnächst in dem Hebe-Register
(Muster c) einzutragen und auf dem Steuerzettel (Muster d.) zu gquittiren.“

hierdurch zur Nachachtung bekannt gemacht.
ZugleichJ wird zur Ausführung des gedachten Bundesgesetzes in dem Fürstenthum

weiter zur öffentlichen Kenntniß gebracht:
Die in Art. 17 des Verlrags wegen Errichtung des Thüringischen Joll= und

Handelsvereins vom 10. Mai 1833 bestimmte Compelenz des General-Inspektors des
Thüringischen Zoll- und Handelsvereins findet auch auf die gemein schaftliche Tabaks= Steuer
in gleicher Weise Amwendung, wie dieses hinsichtlich der übrigen bemeinschaftichen Ab-gaben — mit Ausnahme zur Zeit noch der Biersteuer — bereits der Fall ist.

Greiz, den 17. Juli 1869.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung das.

N. K 8 uze

Bruno Merz.





Muster a.
E. 1)

Aumeldun
der Grundstücke, welche mit Tabak bepflanzt sind.
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Steuer-Hebebezirk N. N.

Angobe. 1 Nevoision.
I. v2. 9 4. 5.6 6. 7 8.

Inhaber Tag Bei Eigenhändise.Vor- und Zuname ver Lage sJAngemeldelt der RNevision Nanennbenbersacch des
deojenigen, un der Gröe der befundene Sleuer· Gemeinde#tuce .. einsten,

welcher den Tabal suf weläaen! Grund- — Nevision. Größe. woelcher von de b
bank. der Tabak] siücke. rundstücke. deb Grundftücks Ueber

gebaut wird et Aib. Nn C.-aut.geugung genommen hat.

5) welches belcheinigt

der Gemeinde.

Abgegeben,

.

1.

1
den len

In das Hebe-Register eingetragen unter Nr.

(Benennung der Amtösielle und Unlerlschrift.)

*) Diese Worte s#d zu durchstreichen, wenn der, welcher den Tabak baut, seldft die schriltliche Anmeldung macht.
16
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Muster b.
(F. 1.)

escheinigung.
Anmelde-Register kr.

Der

zu

hat heute angemeldet

Morgen . . . . ORiuthenLand mit Tabak bepflanztl-zu haben.

den ten 18

(Benennung der Amisslelle und Unterschrift.)



Muster e.

Anmelde-Register
für die

Tabaksstener des Ernte jahres 18
der

Hebestelle . ..

und zwar für die Ortschaften:

Geführt von N. N.

(Amis Charakter.)
Mil Hesten-Beläge.

Geprüftden e 18

Der Ober-Kontroleur
N. N

Vorschriften für den Gebrauch.
1) Nachdeßt dee, Flnttnen Veste des nach 1 2. der Anwelsung in einen Band zusannnen.

ebunden ner General. Spinltoaverleka Int«llldsostezlitekmltelaeksvndecad-
2) 26 Aumelde Negister muß zu id G del He. treff der Ilt. Einnahme mit den Anschreibungen imn Ein-nahme Journal übereinstimmen, nt in 4 5 wachen, daß die zum Soll gestellten Beräge rechtgeiung

4 Siean gelangen.3) unl des u die e sosgenden Jahred isl das Anmelde. Register abzuschließen die Aufrechnung
der elngezahltienBelräge wirken und nach Uebertragung der Summen in die General-Rekapitulation der
an mibel

ldem Pochuest eun ,bötestene bis zum10.Jullist das Aumeldungs-Register unter Beisügung der An-aansen ad · Protolosle anst des Einnahme Journals an den General-Inspektor zur Kal.—— hen hiarteeh.
16“



Vor- nnd Zuname Der Grundflücke Große ihl:
van der — * Die 4

Eigenihnmer, x# oder sonstigen bei der Revision .. SMMMICSIHm- qh Gnmum angemeldel zu vesunden zu sienerpflichtig m remnach

Nr. au —der Tabal nrasn wird. Morgen UNuth. Morgen###bMergen]##hiG

1. 2. 3. 1. 5. si.
i «

i



Die Sleuer ist eingezgahlt:

n gehen Vleibi
an Remis. 4 noch im Lause des Ernteiahrec im darauf solgenden Jahre

#e u willlicher - - Be.
rszen « unterdes » merkungen.(... mit am ignah mil9* me Jour· Datum) ime· Jour·5½ EIIIIE (Da 5 .i 11. . 4 " —WNNin

7. *. 3. 10. 11. i2. 13. 1. 15.

l
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Muster d.

Die von dem zu angemeldete Fläche Tabals-

Land (Ammelde-Register Rr. )ist festgestellt zur Größe von Morgen

UNuthen und trägl demnach Steuer

Thaler Silbergroschen

Diese Steuer ist gezahlt:

» Namens-Unterschrift
am mit des

Thir. Sar. Hebungsbeamien als Empfangéschein.



Musler e. Aul zu
(S. 7

Einnahme-Journal
4 der

Stenern vom inländischen Tabaks-Bau
für

das Erntejahr 18

(III. und lIV. Ouartal 18 und J. und II. Qnartal 18 )

(Wegen der Voschien für den Gebrauch
(s. d. letzte Seite.)

Diesetz Journal enthält Blätter, mit einer
Schum durchzogen, welche mit dem Siegel des Unter-
zeichnelen angesiegell sind. Geführt von

den. en 18
Name:

Name: Charaller:

Gharakter:
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Am Schlusse des Ernteiahre
Lau . * Des Der Steuernden Betrag slud rücsländig geblieben:

ragungAnmelde. '
fendel Monat « eingezablten Angeschrieden

ANRehisters Rame. Wohnort] Tabals- Betrag. i Mana
M. Ta - *- Steuer. »

A- l-"ol..-G ums-sw-Ist-.cg-.I·.k·"l-I«"-

Vorschriften für den Gebrauch.
1) Das Einnahme-Journal umfaßt den Zeitraum des Erntejahres. Bis zu seinem, Ende

10½

Juni des auf die (Erute folgenden Jahres stattfindenden Abschlusse sind die eingehenden
Steuerzahlungen der Reihe nach, wie sie erfolgen, unter fortlaufender, von Eins an-
fangender Nummer anzuschreiben.
Die Einnahmen am Schlusse jeden Tages werden mit den übrigen Einnahmen an in-
direkten Abgaben in die Kassenbücher übernommen und es wird demnächst das Ein-
nahme-Journal monatlich abgeschlossen, aber forllaufend bio zum Quartal-Schlusse
summirt. Die Summen aller 4 Quartale werden beim Abschluß des Einnahme-Jour=
nalo wiederholt und aufgerechnet. Die in dieser Weise dargestellte Einnahme des
Erntejahres muß mit dem Betrage in den Spalten 11 und 14 der General-Rekapitu-
lation für das abgeschlossene Anmelde-Register übereinstimmen.
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Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

 10.
Gungegeben den 31. August 156%

31. Bekanntmachung,
die Herstellung des freien Verkehrs zwischen den vom 1. Juli d. J. an in
den Verband des Gesammt-Zollvereins aufgenommenen Hamburgischen und
Preußischen Gebietstheilen und den übrigen Theilen des Zollvereins

belreffend.

In Verfolg der Bekanntmachung vom 29. vorigen Monats (Gesetzsammlung P. 67.)
wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß, nachdem die Revision der nach-
stenerpflichtigen Waaren in denjenigen Königlich Preußischen und Hamburgischen Gebiets-
theilen breudigt ist, welche nach der vorgedachten Bekanntmachung in den Verband des
Gesammt-Zollvereins aufgenemmen eden sind, vom 18. Juli d. J. an zwischen diesenGebietstheilen und den übrigen Theilen des Zollvereins der den Zollvereinoverträgen ent-sprechende freie Verkehr eingetreten 4

Greiz, den 31. Juli 1869.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung daf.
M. Kunze

. V.

Bruno Merz.



32. Regicrungs-Verordnung,
die Beschränkung der Creditfristen für Zölle, Salzsteuer und Branntweinsteuer

beirefsend.

Aus Anlaß der von dem Bundesrathe des Zollvereins des Norddeutschen Bundes
in Bezug auf die Veschränkung der Creditfristen für Zölle, Salzsteuer und Vranntwein=
steuer gefaßten Beschlüsse wird hierdurch Folgendes verordnet:

1.

Die vom 1. September 1869 ab zur Gestundung kommenden Zollbeträge sind,
insoweit für deren Einzahlung nicht schon eine kürzere Frist bestimmt ist, spätestens nach
Ablauf von sechs Monaten zu berichtigen.

2.

Für die Zeit vom 1. Oktober 1870 ab wird die längste Frist, welche Kaufleuten
und Fabrikanten zur Berichtigung gestundeter Zollgefälle bewilligt werden darf, auf drei
Monate festgesetzt. Die Creditfrist für die einzelnen Zollbeträge beginnt mit dem An-
fange desjenigen Monats, welcher auf den Monat folgt, in dem jeder einzelne Gefälle-
betrag nach dem Gesetzefiun Vheworden ist, und die Abtragung hat nach Ablauf der be-
willigken Frist von Monat zu Monat ohne Räücksicht auf den in beselbe etwa fallendeJahres= oder Kssenschluh 5nn erfolgen. Jedenfalls müssen alle vor dem I. Oktober
kreditirten Beträge bis zum 1. Jannar 1871 baar eingezahlt werden.

3.

Die Kreditirung der Salzsteuer wird von jetzt ab gleichfalls auf einen dreimonat-
lichen Zeitraum beschränkt.

4.

Die längste Frist, welche zur Uerichtigung gestundeter Branntweinsteuer denVronnereltelbonen bewilligt werden darf, volm 1. September 1869 an auf sechs
Monate bis auf Weiteres festgesett, dergestalt. ben der Beginn und Lauf der Krediltfrist
für die einzelnen Steuerbeträge auf die sub 2 bezeichnete Weise zu bemessen ist.

Greiz, den 5. August 1869.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung das.
M. Kunze

i. V.
Vruno Merz.



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

X 11.
(Ausgegeben den 16. September 1869.)

33. Bekanntmachung,

die Ansfuhrung des Bundesgesetzes vom 26. Juni d. J.,die Besteuerung des Zuckers
betreffend.

Unter Bezugnahme auf 8. 5 des Bundesgesehco vom 26. Jumi dieses Jahres, die
Vesteuerung des Zuckers betreffend (Bundregesebblatt Nr. 26) werden folgende Be-
stimmungen einer von dem Ausschusse des Bundesraths des Zollvereins für Zoll- und
Steuerwesen in Gemäßheit eines Bundeorathsbeschlusses festgestellten Anweisung zur
Ausführung jenes Bundesgesetzes hierdurch zur Nachachtung bekannt gemacht:

Anweisung
zur Aussührung des gesetzes, betressend die Besleuerung des Zuchkers.

1.

Zu 8. 2 des Gesehes.

Rohzucker, für welchen der Vollsatz von 5 Thalern für den Centner durch Zusätze
zur Angabe der Waarengaltung, wie „Nr. 19 oder darüber" oder auch „über Nr. 19“,
sowie auch bei geringerer Güte, durch besonderen Antrag, in der Eingangs-„Deklaration

ausdrücklich angeboten wird, darf über alle Jolstellen, nach Maßgabe der denselbenallgemein beigelegten Hebebesuguiß eingeführt wer
Wird aber für Rohzucker die Zulassung zu ** niederen Zollsabe von 4 Thalern

für den Centner beansprucht, so darf seine Einfuhr bis auf weitere Bestimmung des
Bundesraths des Zollvereins nur über die nachstehend bezeichneten, öffentlich bekannt
zu machenden Aemter, bei welchen Muster niedergelegt worden sind, erfolgen:

18
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A. Preußen.Haupt- Steueramt Königsberg, Hanpiehwlann Danzig, Haupt-Steueramt Stettin,
Haupt-Zollamt Stralsund, Haupt. Steueramt Breslau, Haupt-Steueramt Magde-
burg, Haupt-Steueramt für ausländische Gegenstände Berlin, Haupt-Steueramt
Potsdam, Vereinsländisches Haupt-Zollamt Hamburg, Vereinsländisches Haupt-
Zollamt Lübeck, Haupt-Zollamt Ihehoe, Haupt-Zollamt Flensburg, Haupt-Zollamt
Ottensen, Haupt-Zollamt Kiel, Vereinsländisches Haupt-Zollamt Bremen, Haupt-
Zollamt Harburg, Haupt-Zollamt Emden, Haupt-Zollamt Leer, Neben-Zollamt I.
Ventheim, Neben-Zollamt I. Neuhaus a. d. Oste., Haupt-Steueramt Hannover,
Haupt-Steueramt für ausländische Gegenstände Cöln, Haupt-Steueramt Uerdingen,
Haupt-Steueramt Wesel, Haupt-Steueramt Duisburg,

außerdem
im Großherzogthum Luremburg:

das Haupt-Zollamt Luxemburg.
B. Bayern.

Haupt-Zollamt Furih a. W., HartteFZollamt Passau, Neben-Zollamt I. a. V.Salzburg, Neben-Zollamt I. a. B. Kufstein, Haupt-Z3ollamt Lindau, Neben-
Zollamt I. Schaidt, Haupt-Zollamt München, Haupt-Zollamt Nürnberg.

C. Sachsen.
Haupl-Zollamt Zittau, Haupt-Zollamt beipzig, Haupt- Steueramt Dreeden.

D. Würlkemberg.
Haupt--Zollamt Stuttgart.

E. Baden.
Haupt-Zollamt Mannheim, Haupt-Zollamt Kehl, Haupt-Zollamt Schufterinsel,
Haupt-Zollamt Carlsruhe.

F. Großherzogthum Hessen.

Haupt-Zollamt Mainz, own innn Vingen.
i. Mecklenburg-Schwerin.Haupt-Steueramt —*' Haupt-Steueramt Rostock, Neben-Zollamt I. Wismar.

II. Oldenburg.
Haupt-Zollamt Varel, Haupt-Zollamt Brake, Haupt-Jollamt Delmenhorst,
Haupt. Steueramt Oldenburg.

I. Braunschweig.
Houpt-Steueramt Braunschweig, Steueramt Wolfenbültel, Steueramt Holz-

K. Thüringische Staaten.
Haupt-Steueramt Coburg.



I.. Anhalt.
Haupt. Steucramt Dessau, Zollabfertigungsstelle Wallwiczhafen bei Dessau.

Geht Rohzucker, für welchen der Zollpflichtige den Zollsatz von 5 Thlrn. für den
Centner nicht entrichten will, bei einer anderen Jollstelle, als den oben bezeichneten ein,
so ist, falls die Absertigung unter Begleilschein-Controle auf eine kompetente Zollstelle
nicht beantragt wird oder dem Eingangsamt die Befugniß zur Begleilscheinausfertigung
mangelt, der eingeführte Zucker auf dem kürzesten Wege unter Zoll-Controle in das
Ausland zurückzuschaffen.

iu Beireff der Controle der Verwendung zollfrei einzulassender Melasse zur
Branntweinbereitung kommen die in der Anlage A. enthaltenen Bestimmungen zur
Anwendung.

2.
u 8. 3 des Gesetzes.

Die Ausfuhr von Zucker, mit dem Anspruch auf Zoll= oder Steuervergütung kann,
bis auf weitere Bestimmung des Bundesraths des Zollvereins, über die nachstehend
bezeichneten Aemter erfolgen:

A. PreußenStetlin, Haupt-Zollamt Stralsund, Haupt-Steueramt Breslau,
Görlitz, Haupt-Steneramt Halle, Hawpt-Steueramt Magdeburg,
für die ausländischen Gegenstände Berlin, Vereinsländisches

Hamburg, Haupt-Zollamt Kiel, Haupt-Zollamt Flensburg,
Haupt-Zollamt Bremen, Haupl- Steueramt für ausländische

B. Bayern.
Haupt-Zollamt Regensburg, Haupt-Zollamt Ludwigshafen a. Rh.

C. Sachsen.
Haupt-Zollamt Zittau, Haupt-Zollamt Leipzig, Haupt- Steueramt Dresden.

D. Württemberg.
Haupt-Zollamt Friedrichshafen.

E. Baden.
Haupt-Zollamt Mannheim.

F. Großherzogthum Hessen.
Haupt--Zollamt Mainz.

G. Mecklenburg- Stwen.
Haupt-Steueramt Nostock, wvo ann! . Wiemar.

I. Anhalt.Haupt-Steueramt Dessau, gellejensahan . Wallwitzhafen bei Dessau.
mit dem Anspruch auf Zoll= oder Steuervergütung auszuführende Zucker

ist. mitunt einer nach beiliegendem Schema in einfacher Ausfertigung abgugebenden
18°

4.

8.
 DJ

—
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Deklaration anzumelden, in welcher in Betreff des nicht als Kandis oder in weißen,
harten vollen Broden zur Versendung kommenden Zuckers der Gehalt an reinem Zucker
in Prozenten anzugeben oder aus welcher doch mit Sicherheit #e wutnehmen ist, fürwelche Klasse die Vergütung in Anspruch genommen wird, also 3.

„weißer Slampfmelis über 98 Prozent Zuckergehalt“,

#„blonen Rohzucker über 88 Prozent",

„Hetenn unter 96 Prozent und über 88 Prozent Zuckergehalt.“

Greiz, den 3. September 1869.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung das.

M. Kunze
i. V.

Bruno Men.



Anlage 4.

Bestimmungen
über

die Nontrole, unter welcher Melsosse zur Prannimeinbereitung zoufrei

n

—N

)

zuzulassen isl.

Wer Melasse zur Branntweinbereitung gollsrei einführen will, hat, unter An-
habe der zu beziehenden Menge, bei der Zolldirektiv-Behörde die Ertheilung
eines Erlaubnißscheins zubeomragen. Der Erlaubnißschein wird für die Dauereines Kalenderjahres ausgestell
Die zollsreie Ablassung der brr Brauntweinbereitung eingehenden Melasse
erfolgt nach vorheriger Denaturirung Seitens des Abfertigungsamtes durch
einen Zusatz von 1 und ½ Prozent EnglischerSchwefelsäure, welche mit der
drei bis vierfachen Menge von Wasser verdünnt worden ist.

Die zur Denaturirung erforderliche Schwefelsäure haben die Betheiligten
zu liefern.
Die Abfertigung kann bei dem Grenzzollamte oder bei einem Amte im Innern
statifinden, wohin auf den Antrag der Betheiligten die Melasse im Ansage-
verfahren oder mit Begleitschein I. abgulassen ist.
Der ertheilte Erlaubnißzschein ist dem Abfertigungsamte vorzulegen. Dasselbe
hat die abgefertigte Menge auf dem Erlaubnißschein zt vermerken.Der Zollverwaltung bleibt vorbehalten, von der wirklichen Verwendung der
Melasse zur Vranntweinbereitung auch in anderer Weise, namentlich durch
spezielle Uebenwachung des Brennereibekriebes, Ueberzeugung zu nehmen.

.



98 Anlage B.

Uh terzeichnete Zuckersiederei-Compagnie meldet hiermit dem Königlichen Haupt-
Steucr-Amte für ausländische Gegenstände zu Berlin, daß sie beabsichtigt, den nach

über das
Gattung, Menge und Kollizahl nachstehend deklarirten Zucker ei#nn Amt

zu... mittelst der Berlin-Hamburger Eisenbahn nach Hamburg err. und
egen

Ausfuhr
trägt darauf an, ihr nach erfolgter Miederlegung und auf Grund der desfallsigen Be-
scheinigung die angeordnete Steuervergütung zu gewähren.

Angabe der Versender. Revisions-Befund des Abfertigungs-Amtes.

7„ Der einzelnen Kolli Gattung Der einzelne Kolli Bemerkungen,
 . ß Gatt ri über0 ewi ewicht. attun ie Anwendung" JZahl Marke * Nent Sahl 5 "7 Taresaenhes

3 Aun d dnd des 3 Kür— er Un un die unmittelbare
 *iies Jachr- Brutto! Netto. Zuckers. liscliehung.
Sppackung. Nummer. gehalt Art. 2. äag. esdesselben. 2***—2—- s z4k

1. Beispiel.
 2 Fässert 1 Zucker in 1. Fässer 14 12 7 I. Der 8.

&amp;2 weißen 13 50 11 68 weißen den Fässern -
FSa. 23 8 u. befand sich inollen vollen Unschließung

harten (ab 2½ 7/) harten von Papier undBroden 2. 9 roden aden.0 3 8½ er ilitiwa.

1 Kiste K 3 12 650 11gestobener 1 Kiste 12 5011 .gan 8b P ist ver
neberhaurt 34 18/ Brod(drei 31 &amp;trockener chlossen.

zucker Uüber Kolli (Uoeberhauyt und ganz
98 pCt. (Vierunddreißig Ctr. weißer ge,
Polari= achtFiel- Pfund.) stoßener

sation Brod-
2. Beispiel. zucker nicht

polaristrt.

100 RAV 100
Säcke glroo 1. 2 22 Rüben= Säcke1 2 2 . hellblon-

2. 2 22 rohzucker 22 22 % der Rü-
rc. unter 98 c. benroh-

u. über 88 zucker
pCt. Po- nicht po-

larisation. larisirt.

Berlin, den 18. Februar 1870. nvorstehendertGemittelungenbescheinigenDie FAlenkeeserDie Zuekersiedoerei-Compagnie. * erschriften.
Die AusbegleitungüberdieieGrenzelescheinigen.««-.....- cn..-·.--.-. .

Hinterschan des Ausstellers.) kaseren 
Daßdie oben bezeichnet Ctr. Pfd. Zuckerin über die

Grenze ausgeführn worden, wird Ferun. beichinige.
. .. "dern (Benennungdes Grenzamts.)

(Stempel.) (Unterschriften.)
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Oder:
Die umstehend bezeichneten Vier und dreissig Ctr. acht #2#e#Pfd. Zucker in

zwei Fässern und einer Kiste sind in den Güterwagen Nr. 811 der Berlin-Hamburger
Eisenbahn verladen, welcher heut Nachmittag 5 Uhr mit zwei Schlössern Ser. fünf und
neunzig verschlossen, der Eisenbahn-Verwaltung zur Vorführung bei den Zollvereinslän-
dischen Hauptzollamt zu Hamburg übergeben worden ist.

Berlin, den 18. Februar 1870.

Königliches Haupt-Steuer-Amt.
(Stempel.) (Unterschriften.)

Der oben bezeichnete Güterwagen ist am neunzehnten Februar 1870, Nachmit-
tags ein Uhr, hier eingetroffen und nach Abnahme des unverletzten Verschlusses gleich-
zeitig über die Grenze ausgegangen.

Hamburg, den 19. Februar 1870.

Zollverein Sländisches Haupt-Zollamt.
(Stempel.) (Unterschriften.)

Auf Grund vorstehenden Ausgangs-Ateestes wird nunmehr bescheinigt, daß die
umstehend bezeichneten Vier und dreissig Ctr. acht Pfd. Zucker über die Grenze
in das Ausland geführt worden sind.

Berlin, den 23. Februar 1870.

Königliches Haupt-Steuer-Amt.
(Stempel.) (Unterschriften.)

rh

(Die Bescheinigungen über die Ausfuhr und Niederlegung sind nach den Umständen
zu ertheilen und nur für einzelne Fälle beispielsweise vorstehend angedeutet.)

–
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34. Bekanntmachung,
die Liquidationen der Gemeinden über Militärleistungen betreffend.

Nachdem in Gemäßheit des §. 11 der Beilage A. zum Quartierleistungs-
Gesetz vom 25. Juni 1868 (Bundesgeseyblatt vom Jahre 1868 p. 523) die bisher

besonders bewirkte vLiquidation für Lagerstroh, Heizung und Brleuchtung zu den nach S. 7
genannter Beilage Seitens der Communen zu stellenden Wacht= un d Arrestlokalen in
Wegfall gekommen ist, werden diese vokale künftig Seilens der Truppen in die auszu-
ftellenden Quartierbescheinigungen aufgenommen werden und sind die dafür zu leistenden
Entschädigungen von den Communen in die auf Grund jener Vescheinigungen aufzustellen-
den Servieliquidationen ebenfalls mitaufzunehmen, so daß es einer Treunung der Ligqui-

dationen über Servis die ulerbrigung der Mannschaften und für die Wacht- undArrestlokale nicht mehrbies wird unter ### auf Unsere Bekanntmachung vom 17. April v. J.
(Gepesaet p. 145) aus Veranlassung einer Miltheilung der Intendantur des
Königlich Preußischen IV. Armee-Corps zu Magdeburg zur Nachachtung andurch bekannt
gemacht.

Greiz, den 14. September 1869.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung daselbst.
M. Kunze

*ril
Bruno Wen.



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

X 12.
(Ausgegeben den 2. October 1869.)

35. Landesherrliche Verordnung
zur Ausführung der Gewerbcordnung für den Norddeutschen Bund.

Wir HHeinrichder Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden älterer
Linie souveräuer Fürst Neuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein rc.
verordnen, da die Gewerbeordnung für den Norddeutschen Bund hinsichtlich der Bestim-
mungen über den Gewerbebetrieb im Umherziehen in Tit. III. am 1. Jannar 1870, bin-
sichtlich aller übrigen Bestimmungen bereils am 1. Oktober 1869 in Kraft trelen wird,
bezüglich der, der Regelung der einzelnen Bundesstaaten überlassenen Competenzverhält-
nisse, unter Vorbehalt der Zustimmung des Landtago, Folgendes:

Zu den 5§. 16 bis 25, 30, 32, 34, 49, 51, 53, 58 Abs. 2, 62.
Art. I.

Die zuständigen Behörden zu Entscheidung der in den angczogenen §§. des Bun-
bnsgereen Frwähnten antgenit Dsind

Uür die erste Instanz die in Gemähheit der nachfolgenden Bestimmungen zu bil-
dende Commission für Gewerbesachen,

für die zweite Instanz Unsere Landesregierung.
2. Die Commission für Gewerbesachen wird gebildet von

dem Vorstande Unseres Landrathsamtes, als Vorsitzenden,
und

vier von Uns jedesmal auf 3 Jahre zu ernennenden Beisitzern. Unter letzteren
sollen mindestens ein verfassungsmäßig geprüfter Rechtskundiger und mindestens
ein Angehöriger ded Handels= und Gewerbestandes sich befinden.

19
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Der Stellverlreter des Vorsitzenden wird aus der Zahl der Beisiher von Uns im
Voraus bestimmt. Die Beisitzer werden bei Unserer Landesregierung in Pflicht genommen.

Das Amt der Beisitzer ist ein Ehrenamt. Nur Wegegelder werden denjenigen,
welche nicht am Siße der Commission wohnen, mit einem Thaler für die Mcile der Ent-

fernung ihres (Bohnortes vom Sitze der Commission aus der Landeskasse vergütet.
Commission für Gewerbesachen tritt auf Einladung des Iorstbendene ev. dessen

Suellüertretes zusammen, so oft die derselben übertragenen Geschäfte es erforderEs muß an sämmtliche Mitglieder die Einladung ergehen. Zu * gltiger
VBeschuse n jedoch die Anwesenheit und Mitwirkung von 3 Mitgliednischeidet Stimmenmehrheit und bei Stimmengleichheit giebt u Stimme des
arin oder dessen Stellvertreters den Ausschlag.

eben den ordentlichen Beisiyern der Commission werden noch 2 stellvertretendeLeisi-. von Uns ernannt. Diese sind zu den Verhandlungen nur dann zuzuziehen, wenn
nicht mindestens drei ordentliche Mitglieder der Verhandlung beiwohnen können.

Art. II

Zur Erläuterung und Ergänzung der für das Verfahren im Allgemeinen maß-
- Bestimmungen des Bundesgesetzes gelten die nachstehenden Vorschriften:er Vorsitzende der Commission sur Gewerbesachen bereitet die Entscheidungelblisinn unter Benuhung aller zulässigen Beweismittel und mit geeigneter Berückssch-

ligung der Anträge der Parteien vor. Nach dem Schlusse der Instruktion macht er die
Parteien mit dem Slande der Sache bekannt und fordert sie auf, etwaige Anträge auf

Vewollständigung binnen einer ausschließlichen achttägigen Frift zu stellen.
e Entscheidung der Couwmissie erfolgtin öffentlicher Sihung nach Ahörungder u Parteien, jedochauchin Abwesenheit der letzteren, wenn dieselbend

beschehenen Ladung ungeachn nicht hien sind.
3. Wird gegen die erstinstanzliche Entscheidung Rekuro rinewenet (5 20 des Vun-

desgesebes) so ist der Gegentheil unter Zufertigung einer, von dem Rekurrenten mit zu
überreichenden Abschrift der Rekursschrift und der elwaigen Rechtfertigungsschrist hiervon
zu beuachrichtigen und ihm die Einreichung einer Gegenschrift binnen einer ausschließlichen
Frist von 14 Tagen zu überlassen.

4. Nach Ablauf dieser Frist sind die Acten unverweilt an Unsere Regierung einzu-
senden, welche nach ctwaiger Vervollständigung der Instruction ihre mit Gründen ver-
sehene Engcheidung an den Vorsitzenden der Commission zur Eröffnung an die Parteien
gelangen läßt.

5. Der Vorsitzende der Gammissson hat die ordnungsmäßige Ausführung der ge-ebenen Enischeidungen wahrzunehmen
Zu 8. 33.
Art. III.

Die zuständigen Behörden zur Entscheidung der im vorgedachten §. erwähnten An-
träge (Erlaubniß zur Schank= und Gastwirthschaft, Kleinhandel mit Branntwein oder
Spiritus) sind
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für die erste Instanz, bezüglich des flachen Landes die Commission für Gewerbe-
sachen, bezüglich der Städte der betr. Stadtrath,

für die zweite Instanz Unsere Landesregierung.
Für das Verfahren Telten die obigen Vorschriften. Die Stadträthe haben in der

gleichen Angelegenheiten in öffentlicher Sitzung zu anscheiden und es ist die Anwesenheit
und Mitwirkung von mindestens 3 Mitgliedern erforderli

Der Vorsihende des Stadtraths hat in diesen Hällen die gleichen Befugnisse und
Mlichten, wie solche in Art. II. dem Vorsihenden der Commission überwiesen sind.

Zu den 6§. 15 Abs. 2, 35, 37, 43, 58 Abf. 1.
Art. IV.

Die Versagung und Untersagung des in den angezogenen §§. gedachten Gewerbe-
betriebs geschieht durch den Gemeindevorstand und ein etwaiger Rekurs dagegen geht an
die Commission für Gewerbesachen.

Die Erörterung und Feststellung des Thatbestandes erfolgt durch die Behörden
* gr das Verfahren und die Entscheirung gelten, neben den Bestimmungen

in den §§.20und 21 des Bundesgesebes, in derAielursinstamt die unter Art. II. dieserVerordnung 60n die Commission gegebenen Vorschriften.
Zu S. 155.

Art. V.
Unter den in der Gewerbeordnung für den Norddeutschen Bund erwähnten „Ge-

meindebehörden", „Ortebehörden“, „Unterbehörden“, „Ortspolizeibehörden“ ist regelmäßig
der Gemeindevorstand — Stadtrath, Ortsrichter, Schulze — zu verstehen. Unter „Po-
lizeibehörde“ (§F. 58, 62, 130, 147) ist das Fürstliche Landrathsamt zu verstehen, welches
auch zur jederzeitigen Revision der Fabriken (I. 132 des Bundesgesetzes) neben den

Ortsbehörden ermächtigt ist.
Wo in der Gewerbeordnung für den Norddeuischen Bund von „einer höheren Ver-

waltungsbehörde“ die Rede ist, soll darunter in der Regel die Commission für Gewerbe-
sachen verstanden werden. Indeß ist der Vorsitzende der letztern, der Landrath, befugt,
im Auftrage derselben nicht nur alle, die Entschließungen der Commission vorbereitenden
und ausführenden Verfügungen zu treffen, sondern auch die Entschließung in solchen Zällen
zu fassen, wo die nachgesuchte Genehmigung im Mangel eines Widerspruchs und sonstigen
Bedenkens ertheilt werden kann und in dem BundeSgesetze die Beobachtung des in den

§55. 20 und 21 gerdpeten Verfahrens unter aln Umständen nicht vorgeschrieben ist.
In denZällen der 8 28, 39, 94, 99, 140, 142 ist Unsere Landesregierung zmitändig.Im Uebrigen i die „zuständiger Pahisre- für die Fälle in den 55. 14nU

und alin. 2 Saß 2, 15, 35, 44 (untere Berwaltungobehärde) 61I, 106
r Gemeind worstanin den 55. 16, 24, 25, 32, 34, 77 (untere Verwaltungsbehörde) 147 a. E.

die W für Gewerbesachen,
in §. 30 a. E.

19“
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das Physikat,
in den 88. 65, 70, 30, 128 alin. 3, 133 alin. 1

Unsere Landesregierung,
in S. 128 alin. 2.

Unser Consistorium.
Die Anzeige wegen Uebernahme der Agentur für eine Feuerversicherungsgesellschaft,

sowie wegen Einstellung dieses Geschäfts (5. 14 alin. 2) ist in den Städten bei den
Stadlräthen, in den Ortschaften des platlen Landes bei dem Landrathsamte zu machen.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz eigenhändig vollzogen und Unser Fürstliches
Insiegel beisügen lassen.

Greiz, den 27. September 1869.

(L. S.) Heinrich IIII.
M. Kunze. R. Reiz. B. v. Geldern-Crispendorf.

36. Negierungs-Verordnung,
vom 28. September 1869, die Ausführung der Gewerbeordnung für den

Norddeutschen Bund betreffend.

Zu Ausführung der Gewerbeordnung für den Norddeutschen Bund vom 21. Juni
d. J. wird mit Höchstlandesherrlicher Genehmigung hierdurch Folgendes verordnet:

Zu F. 1 des Bundes-Gesetzes.
Von dem Tage ab, mit welchem die Gewerbeordnung in Wirksamkeit tritt, werden

die Bestimmungen derselben für die Ordnung des Gewerbewesens in erster Reihe maß-
gebend. Sovweit die Vorschriften des bestehenden Rechto damit nicht vereinbar sind, ver-
lieren sie ihre Kraft; nur soweit sie neben der Gewerbeordnung bestehen können, bleiben
sie in Geltung. k„

Die Gewerbeordnung, indem sie die Verechtigung zum Gewerbebetrieb grundsätzlich
keinen anderen, als den von ihr besonders hervorgehobenen Beschränkungen unterwirft,
bezweckt dagegen nicht, die Gewerbetreibenden von der Beachtung derjenigen Veschrän-=
tuungen zu entbinden, welche sich aus allgemeinen polizeilichen, theils in Gesetzen, theilsin Verordnungen der Behörden enthaltenen Vorschriften ergeben und die für Jedermann,
er mag ein Gewerbe betreiben oder nicht, Amwendung finden. Diese allgemeinen polizei-
lichen Vorschristen sind daher bei dem Betriebe eines Gewerbes auch ferner noch zu

eachten.
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Zu §. 33.
Die Erlaubniß zum Ausschenken von Branntwein und zum Kleinhandel mit

Branntwein und Spiritus ist von dem Nachweis des Bedürfnisses abhängig zu machen.

Bezüglich des Handels mit Giften bewendet es bei der Verordnung vom 10.
Juni 1859, jedoch mit der Abänderung, daß die erforderliche Erlaubniß nicht mehr von

iiche Landesregierung, sondern von der Commission für Gewerbesachen zu er-theilen ist.
u 8. 38.

Hinsichtlich der von Trödlern, Mandleihern und Gesindevermiethern zu führenden
Bücher, bewendet es bei den Bestimmungen in F. 16 der Laesährungsverordnung vom

26. O-tober 18668 zur Gewerbeordnung vom 27. April 1668. (Ges.-S. 86868).
Zu 8.8

Bei der dermaligen Einrichtung von — für Schornsteinfeger behält es
bis auf Weiteres sein Bewenden

Zu §. 63.

Ein Legitimationsschein zum Gewerbebetrieb im Umherziehen za. nicht erforderlichzum Verkaufe oder Ankaufe roher Erzeugnisse der Landwirthschaft und Forftwirthschaft,
des Garten- und Obstbaues, zum Verkaufe von Viktualien und Brennmaterialien, sowie
der in §. 20 Abs. 5 der Ausführungsverordnung vom 28. October 1868 zur Gewerbe-

Tonung vom 27. utr 1868 verzeichneten Gegenstände des gemeinen Verbrauchs (Ges.=. 1868 S. 570.)

Zu 8.8
Hinsichtlich der Taxen für die * ingleichen für approbirte Aerzte 3

bewendet es bei denbestchenden Vorschriften (Ges. S. v. 1863 S. 66, v. 18368 S.6
219, 608, auch v. 1859 S. 136, 149

Zu F. 133.
Mit Rücksicht darauf, daß durch die alsbaldige Ausführung der Bestimmungen

in den §§. 128 und 129 des Iunderclsede bereits bestehenden gewerblichen Anstalten
die nöthige Arbeitskraft entzogen werden würde, soll die vollständige Durchführung ge-
dachter Bestimmungen erst mit dem 1. October 1870 bintanen. Bis dahin bleiben die
Vorschriften der Landesherrlichen Verordnung vom 24. Mai 1855, die Verwendung schul-
bülchtiger Kinder zur Arbeit in Fabriken und anderen W nstale betreffend,

in neu entstehende gewerbliche Anstalten finden die Bestimmungen des Vundes-

gesetzes lesent Anwendunm Uebrigen *nt darauf hingewiesen, daß die Bestimmungen in den §5.2
21 der Vemrrbeuchmm für den Norddeutschen Bund und in der Landeöherrlichen re“
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orbnung vom 27. d. Mis. über das Verfahren in Gewerbesachen nur in den durch das
Bundesgesetz ausdrücklich angegebenen dällen zur Anwendung zu bringen ijl, während es
in andern Fällen bei dem bisher beobachteten Verfahren sein Bewenden behält. Dies
gilt namentlich in den Fällen, in welchen über den Nachweio der Befähigung zum Be-
triebe eines Gewerbes, insbesondere im Wege einer Prüfung (88. 29. 30. 31. 34) oder
über die öffentliche Austellung eines Gewerbtreibenden durch eine Behörde oder Corpora-
tion (F. 36) zu befinden, oder über die Statthaftigkeit seccher Aulagen zu ascheiden ist,deren Betrieb ungewohnliches Geräusch erregt(F. 27), oder in welchenessich um die
Zulassung von Musikaufführungen, Schaustellungen u. s. w. auf den Straßen handelt
(5. 42). Ebenso ist auch die Ausübung der polizeilichen Exekutivbefugnisse gegenüber einer
gewerblichen Anlage, welche der nach dem Gesee erforderlichen Genehmigung entbehrt
oder den Bedingungen derselben in ihrer Einrichkung nicht entspricht (5. 147), an jene
Formen nicht gebunden.

Greiz, den 28. September 1869.

Firrstlich Reuß-Plauische Landesregierung des.
M. Kunze

i. V.

Bruno Werz.

37. Bekanntmachung,
Abänderungen des Reglements zu dem Gesetze über das Postwesen des

Norddeutschen Bundes
belreffend.

Nachstehend werden die ven dem Herrn Bundeskanzler anhen (hitgetheitten Abän-derungen des unterm 30. December 1867 (Gesetzsammlung von 8 S. 5) veröffent-
lichten Reglements zu dem Gesetze über das Posltwesen des zu#risuhie Bundes zur
öffentlichen Kenntniß gebracht.

Greiz, den 30. September 1869.

Fürstlich Reuß-Planische Landesregierung daselbst.
M. Kunze

# V.
Brano Ne#.
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Abänderungen des Reglements
zu dem Gesetze über das Postwesen des Norddeutschen Bundes.

Das unterm 11. December 1867 erlassene Reglement zum Gesetze über das Post-
wesen des Norddeutschen Bundes vom 2. November 1867 erfährt einzelne Abänderungen,
welche auf Grund der Vorschrift im F. 57 des angeführten Gesehes nachstehend zur öffent-
lichen Kenniniß gebracht werden.

1. Dem §. 5 des bezeichneten Reglemento — Erfordernisse eines Begleitbriefes —
tritt als neuer Absatz folgende Bestimmung hinzu:

„III. Ist der Verschluß des Packets vermittelst Plombe hergestellt, so muß der
Lauf dem Begleitbriefe befindliche Siegel= oder Stempel-Abdruck ebenfalls dem
„Stempel:=Abdrucke auf der Plombe nach Form und Inhalt im Wesentlichen
ventsprechen.

2. Die Absätze III und IV des §. 10 — Verschluß —erhalten folgende veränderte
Fassung:

„III. Bei Packeten mit declarirtem Werthe hat die Befestigung der Schlüsse
„stets durch Siegellack mit Abdruck eines ordentlichen Petschafts statlzufinden.
„Bei Packeten ohne Werthsdeclaration ist es gestattet, den Verschluß, statt
„durch Versiegelung, in der Weise herzustellen, daß die Euden des Bindfadens
„welcher zum Vernähen oder zur Verschnürung des betreffenden Packels dient,
„durch Anlegen einer oder mehrerer Plomben vereinigt und solche Plonbm#mit einem Stempel-Abdrucke versehen werden, welcher dem Siegel. resp.d„Stempel-Abdrucke auf dem Begleitbriefe nach Form und Inhalt im Werseat

r* entspricht.„IV. Wird eine Verschnürung angebracht, so muß dieselbe so beschaffen und
besestigt sein, daß sie ohne Verlehung des Sichelverschlusfeg, resp. Plomben=vverschlusses nicht abgestreift oder geöffnet werden kam

Im §F. 14 — Druucksachen — erhalten die Absätze VII und XI folgende ver-
änderte Fassung:

„VII. Die Versendung der bezeichneten Gegenstände gegen die ermäßigte Taxe
* unzulässig, wenn dieselben, nach ihrer Fertigung durch Druck u. s. w.,
„irgend welche Zusätze, — mit Ausnahme des Orts, Dalums und der Namens-
„unterschrift, beziehungsweise Firmazeichnung —, oder Aenderungen am Inhalte
verhalten haben. Es macht dabei keinen Unterschied, ob die Zusätze oder Aen-
„derungen geschrieben oder auf andere Weise bewirkt sind, z. B. durch Stempel,
odurch Druck, durch Ueberkleben von Worten, Ziffern oder Zeichen, durch Punk-
„tiren, Unterstreichen,Durchstreichen, Ausradiren, Durchstechen, Ab= oder Aus-
„schneiden einzelner Worte, Ziffern oder Zeichen u. s. w. An- und Unter.

5
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streichungen sollen jedoch gestattet sein, soweit dieselben nicht bestimmt sind,
Leine briefliche Mittheilung zu ersetzen.
„XI. Den Correcturbogen kännen Aenderungen und Zusätze, welche die Correctur,
„die Ausstattung und den Druck betreffen, hinzugesügt, auch kann denselben
edas Manuseript beigelegt werden. Die bei Correcturbogen erlaubten Zusähe
„können in Ermangelung des Naumes auch auf besonderen, den Correctur-
ebogen beigefügten Zetteln angebracht sein. Auch bei fertigen Drucksachen soll
„die nachträgliche Correctur bloßer Druckfehler gestattet sein.“

4. Im K. 32 — an wen die Bestellung geschehen muß — fällt in Absatz II der
Schlußsatz
i der Ageichnungen ozu Händen des“" und „abzugeben an“ siehe am
„Schlusse des AbsatzV.

 Der Absatz VI desselben Paragraphen erhält folgende veränderte Fassung:
VI. Die Behändigung an drilte Personen ist unzulässig, wenn es sich um die
„Bestellung von

„1) recommandirten Sendungen (5. 10)
„2) Post-Anweisungen (F. 17
„3) Depeschen-Anweisungen (.1*4) Formularen zu kunn (G. 1000 c (5. 30 Abs. I)

„handelt, vielmehr müssen diese Gegenstände stels an den Adressaten oder
„dessen legilimirten Bevollmächligten selbst bestellt werden. Lantet die Adresse:

„An A. zu erfragen bei B.“

„An A. abzugeben bei B.“"so muh die Bestellung girhetal an den„An A. im Hause des B.“" zuerst genannten AdressatenA
„An A. wohnhaft bei B.“
„An A. logirt bei B."“

„Lautet o „4. zu Händen des B.“z 8 abzugeben an B.“ so muß die Bestellung jedesmal an den
n A. uux soins de B.“ zuletzt genannten Adressaten (B) erfolgen.

uin A. care of B."

„Wenn die Adreh lautet: An A. per adresse des B.“, so darf die Bestellungsowohl a n zuerst genannten Adressalen (A), als auch an den zuletzt ge-nannten on (3) stattfinden.
Verlin, den 16. September 1869.

Der Bundeskanzler.
Im Auftrage

v. Philipsborn.
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Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

 13.
(Ansgegeben den 9. December 1869.)

.38. Bekanntmachung,
Abänderungen des NReglements vom 11. December 1867 zu dem Gesetze

über das Postwesen des Norddeutschen Bundes betr.

Die nachstehende Verfügung des Herrn Bundeskanzlers vom 30. vorigen Monats,
betreffend einige Abänderungen des zu dem Geseze über das Postwesen des Norddeutschen
Bundes vom 2. November 1867 erlassenen Reglements vom 11. December 1867, wird
hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Greiz, den 9. Oktober 1869.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung das.
M. Kunze

u. V.
Bruno Merz.

Abänderungen
des Reglements vom 11. December 1867 zu dem Gesetze über das Postwesen

des Norddeutschen Bundes.

Das unterm 11. December 1867 erlassene Reglement zu dem Gesetze über das
Postwesen des Norddeutschen Bundco vom 2. November 1867 erfährt vom 15. October
d. J. einzelne Abänderungen, welche auf Grund der Vorschrift im § 57 des ange-
führlen Gesetzes nachstehend zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden.

20
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dassung
II. In die Briefkasten können nur gewöhnliche unfrankirte Briefe, insofern sie dem

Der Absatz II des § 22 — Ort der Einlieferung —erhaält folgende veränderte

Grankozwange nicht unterliegen, ingleichen solche gewöhnlichen Briefe, Drucksachen
oder Waarenproben, für welche das Porto durch Postwerthzeichen entrichtet ist,
gelegt werden. Es ist auch gestattet, dergleichen Sendungen den Conducteuren,
Postillionen und Postfußboten (Beforderern der Botenposten), wenn dieselben sich
unterwegs im Dienst befinden, zu übergeben.

III. Den Landbriefträgern dürfen auf ihren Bestellungsgängen zur Abgabe bei der

nichto

Post-Anstalt ihres Stationsorts oder zur Bestellung unterwegs die nachbezeichneten
Gegenstände übergeben werden:

Gewöhnliche Briefe, Drucksachen und Waarenproben,
rekommandirke Sendungen,

Postanweisungen, im Einzelnen bis zum Werth, beziehungs-
Sendungen mit Werthodeckaration, eise Postvorschußbetrage von 25 Thalern

Postvorschußsendungen 4 n.
Eine Verpflichtung zur Annahme von Potessendungen liegt den Landbriesträgern

r 432, Guld

IV. Zusosern in einzelnen Bezirken die Mitgabe von Postsendungen in einem weiteren
Umfange als im Absatz II und im Absat III angegeben, Zestatket ist, bewendet
es vorerst bei den desfallsigen besonderen Bestimmungen.

V. Die Ertheilung eines Einlieferungsscheins über die von Landbriefträgern ange-
nommenen Sendungen mit declarirtem Werthe (5 8 Absah V), recommandirten
Sendungen (5 16 Absatz II) und Yostamweisungen (§5 17 Absahz VII) erfolgterst durch den Beamten der Annahmestelle der Postanstalt; der Landbriefträger
ist verpflichtet, den Einlieserungsschein dem Absender, wenn möglich beim nächsten
Bestellungsgange, zu überbringen. Dieselben Grundsähze gelten auch im Betreff
der bei Sendungen mit Postvorschuß nach § 19, Absah V Amwendung findenden
Bescheinigungen.

Am Schlusse des § 25 — Einlieferungsschein —tritt hinzu:
n Betreff der Einlieferungöscheine ber die von Landbriefträgern eingesammeltenJ

Sendungen gelten die Vorschrifter im § 22 Absatz V.

Berlin, den 30. September 1869.

Der Bundeskanzler.
In Vertrelung:

Delbrück.



39. Nachtrag
Landesherrlichen Verordnung vom 20. Januar d. J. zur Ausführung

es Bundesgesetzes vom 4. Juli 1868, die privatrechtliche Stellung der
Erwerbs= und Wirthschafts-Genossenschaften

betreffend.

Wir Heinrich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden älterer
Linic souveräuer Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein rc.

verordnen nachträglich zu der in Ausführung des Bundesgesetzes vem 4. Juli 1868, die

beatrechuh Stellung der (rwerbs= und Wirthschafts- Genossenschaften betreffend, unterm20. Januar d. J. erlassenen Verordnung (Gesetzsammlung S. 5 t folgt:
Di für „eingetrageneGenossenschaften“ anzulegenden Folit in dem Landels- (Ge-
- Register erhalten von jetzt au nur zwei Rubriken.

In die erste, die Ueberschrist „Cirma“ führende Rubrif werden die in § 2 der
Ausführungs-Verordnung vom 20. Jannar d. J., in die zweite Nubrik, welche die
Ueberschrift „Verlreter“ erhält, werden die in § 4 der bezeichneten Ausführungs--Ver-
ertumg vorgeschriebenen Eintragungen bewirkt.

Der § 3 sowie sonstige mit obiger Vorichrift in Widerspruch flebende Bestimmungen
der Be vom 20. Januar 1869 sind aufgehobendlich haben Wirdiesen Verordnungs-Nachtrag. Höchsteigenhändig vollzogen und
Unser he Insiegel beidrucken lassen.

Se geschehen und gegeben Greiz, den 27. November 1869.

— Feinrich XIn.
M. Kunze

i. V.





Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

 14.
(Anggegeben den 30. December 1869.)

140. Landesherrliche Verordnung,
Abänderungen in der Stadtordnung für Greiz

betreffend.

Wir Heinrich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden älterer
Linie sonveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c.

sügen hiermit zu wissen:

Nachdem der Stadtrath alhier, im Einverständnisse mit den Gemeindevertretern,
auf Aenderung der hiesigen ESiadterrnung. in einigen, die Zusammensetzung des Raths-
kollegimme und die bezüglichen Dienstverhältnisse betreffenden Punkten angetragen hat
und Wir auf erstatteten Vortrag hierzu Unsere Landesherrliche Geuebmigung ertheilt
haben: So verordnen Wir Kraft slalutarischer Bestimmung das Folgend

Die Stellen dee Stadtschreibers und des besoldeten NRathaassessors (S. 159 ff. der
Stadtordnung) werden *m“ oben. (Is wird dagegen noch eine weitere unbesoldete
Rathsassesfur, und zwaralserste Stelle nach der des Bürgermeisters, errichtet und einrechtskundiger Rathsaktuar uin

2.

Der erste Nathö#assessor ist Vertreter des Bürgermeisters in Verhinde nngsällen
(5. 160 der Stadtordnung) auch Mitglied und Vorsleher der zweiten städtischen Depu-
lation (S. 183, 185).

21
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Die Wahl desselben erfolgt besonders, getrennt von der der andern Rathgsassefsoren.
Uebrigens sind hinsichtlich der Wählbarkeit, der Ablehnung des Amts, der Wahl und
deren Bestätigung, der allgemeinen Befugnisse und Dienstpflichten und der Amtsdauer

die nach der Stadtordnung für ztesoldeie Nathtasfesoren überhaupt geltenden Bestim-mungeng maßgebend §. 68, 709 f. 1 ff.).as im §. 92 der Salorhn dem ie athe eingeräumte Recht, die aus den
unbesoldeten Rathsmännern ernannten Deputationêmitglieder jederzeit durch andere zu
ersetzen, findet auch auf den ersten Rathsassessor Anwendung.

Die Vertretung des Bürgermeisters kommt lediglich dem ersten Rathsassessor zu.

3.

Der Nathsaktuar wird vom Stadtrathe, als dessen Unterbeamter, ohne Mitwirkung
der Gemeindevertreter erwählt und mit einer festen Besoldung bis zu Fünfhundert Thalern
unter Vorbehalt halbjähriger Kündigung angestellt.

Er muß die versungtmähige juristische Präsung bestanden haben. Einer Be-
sislihung der Wahl durch üssere Rehierung bedarf es nicht.Der Rathsaktnar ist Protokollant, und Archikar“ des Stadtraths. Er hat nach
Maßgabe der von letzterem ihm zu ertheilenden Instruction die Kanzleigeschäfte zu besor-
den und zu leiten, auch auf Verlangen seine gutachtliche Ansicht über jeden der Berathung
unterliegenden Gegenstand dem Stadtrathe mitzutheilen.

Die Ausübung der advokatorischen Praxis ist ihm nicht gestattel.

4.

Die Handhabung der städtischen Polizei, soweit solche zeither noch dem Stadtschrei-
ber oblag, kommt dem Bürgermeister zu.

5.

Die bisher dem Stadtschreiber obgelegenen Geschäfte als Vorsteher und Mitglied
der fünften städtischen Deputation werden einem vom Stadtrath zu bestimmenden unbesol-
deten Rathsassessor übertragen

Die Bestimmung in Af. 55 F 135 der Sladtordnung kommt in Wegfall, nach-
dem der Landbaumeister auf sein Ansuchen der ihm übertragenen besondern Dienstoblie-
genheiten in Ansehung des städtischen Bauwesens enthoben worden ist

Urkundlich haben Wir diese Verordnung eigenhändig vellzogen und Unser Fürstliches
Insiegel beidrucken lassen.

Greiz, den 10. December 1869.

(L. S.) Heinrich II.
M. Kunze

“. V.



41. Verorduung,
die Regelung der Grundsätze und Ausführung der allgemeinen Vertheilung

der Einquartierung
belreffend.

Wir Heinrich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden älterer
Linie souveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c.

verordnen zur Ausführung der Bestimmung in §. 7 ukl.2des Gesebes des Norddeutschen
Bundes, betreffend die QOuartierleistung für die bewaffncte Macht während des Friedens-

äustandes, vom 25. Juni 1868, was folgt:

Für die Ortschaften deo flachen Landes hat das Landratheamt albbier *: Grundsätzeund Ansführung der allgemeinen Vertheilung der Einquartierung zu reg
lirkundlich hbaben Wir diese Verordnung Hechsteigenhändig wolligen und Unser

Fürstliches Insiegel beidrücken lassen.
So geschehen und gegeben Greiz, am 20. December 1869.

¶. s) Feinrich I# .
NM. Kunze

i. V.

42. Regierungs-Verordnung,
die Publikation einer homöopathischen Apotheker-Taxe

betreffend.

Zu Beseitigung bestehender Ungleichheiten in der Preisbestimmung für die in öffent-
lichen Apotheken nach hemöopathischen Grundsätzen bereiteten Arzueimittel und Atzuei-
formen und im Anschluß an §. 21 der Apothekerordnung vom 10. Juni 1359 wird
mit Serenissimi Höchster Genehmigung die nachstehende, unterm 5. August d. J. im
Königreich Preußen eingeführte Taxe für homöcpathische Arzuei-VWerordnungen mit dem
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Bemerken bekannt gemachl, daß solche jür das hiesige Fürstentbum vom I1. Februar 1870
ab in Praft trilt.

December 1869.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung dafs.
M. Kunze

u. V.

Greiz, den 21.

VBruno Merz

Tarxe
für homöopathische Arzuei-Verordnungen.

I) Urlinciuren oder Essenzen im äuherlichen Gebranch aus wild wachsenden oder
angebauten Pflanzen bereitet,

Arnien, Cnlendula. Heftoime. ut Thuju. Urtica ctc.
30 Gramm (30,0) 4

„ 1600) 7* 6 Ff.9
· « 10

2) Urliucinren zun innerlichen K0 3 Aubnahme der aus besonders thruren
Dreguen, z. Ambm, (’'ustoreum, Woseh ctc. bereiteten:5 Gramm (50) 1 Sg P.

15 4 (1 5, 5 S
30 » (30.0) .

Verdünnungen, ohne Rücksicht auf die Potenzirung derselben, mit Ausnahme der
aus theuren Drognen bereiteten:

4 Gramm (4,0) 2

— –

Sgr. 6 Pf.
Sgr.7 7 6 ". (6,o

« « 10 » (10,0) 4 Sgr.
„ „ 15 „ (15,0) 5 Sgr.

„ "“ l „ (30%% 7 rn 6 M.(60,)1
4) Verreibungen, ohne *- auf die P#enbure derselben, mit Ausnahme der

aus theuren Droguen bereiteten:

bis inel. 2 Gramm J 1 S- 6 Pf.77 I7# 4 7 (4, Sgr.
7 “ 6 “ (40 Sgr.

! 8 I? (8.0) Sar.

r ½ 15 n E 8 oVn 6 f.
- n 30 u (300
„ „ 60 „ (4%  Sr 6 Pf.
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5) Stteuliigelchen werden wie Verreibungen berechnet.
erkung. Wenn zur Anfertigung der Arzueisormen ad 2 bis5Rehstenn# E* werden sollen, deren Einkaufspreis pro Gramm 5 Sgr.

überschreitet, so werden die betreffenden Tax. Positionen, bei den Verdünnungen
und r jedoch nur bio zur 3. Potenzirung incl., um die Hälftehöher angese

6) Solutionen aus Urtincturen oder Vechinmungen und einem Vehikel bereitet:
30,0 Gramm 3 Sgr. 6 P.

„ 12000 „ 25 Sgr.
„ 180,o " 6 -

7) Gememge, nicht dividirte oder dispensirte Pulver werden auf die Weise tarirt,e dazu verwendeten Pulverpotenzen nach den obengenannten Preisen, derli- und das Mengen nach den weiter unten bestimmten Preisen berech-
net wird.

8) Diepeusirte oder dividirle m
Pulver 1 W

„ 1½ Sgr.
2 Srr

u. s. w. jedes Stück um Pf. wehr.

 Aqua destillata, methodo homocoputhicu paruta: 30 Gramm 8 Vf.
Saccharam,metodo homocopathicu prneparntum: 30 Gramm 4 Sgr.
Spiritus vini, methodo homocopnthica parutus: 30 Gramm 2 Sgr.

10) Arbeiten: Mengen von nicht dividirten * diepensuten Pulvern:
bei Hummtitten bis 30 Gra 33für jede weitere 30

Dispensiren von nitun, un degeamute Shheinhuren) für jedes Pulver
inel. Papierk apfel 6 P

11) Gefä
u. Convolue bis zu 12 Stück incl. 1 Sgr.

über 12 Stück bis 24 Stück incl. ½% Sgr.
über 24 Stück . Sgk

).thtlcwctveGlnIc-:
biszneinenIJnhaltnonlemnnninoLngrzCPL
n» « » u 100 u n 1 Sgr. 9 Pf.

* „ u u „ 200 „ u 2 Sgr. 3 Pf.

„3 Sgr.» » » 1½ 300

c. Chlindergläschen: pro Stück 2½ Sgr.



118

43. Bekanntmachung,
die Abänderung des §. 20 der Telegraphenordnung vom Dercember 1868

betreffend.

Für die Folge werden die per Post weiler zu befördernden Depeschen, — wie im
internationalen Verkehr, mit Ausschluß Frankreichs, bisher schon geschehen — auch im

Wechselverkehr mit Frankreich aae Kosten für den Aufgeber und den Empfänger frankirtzur Post gegeben. Der F. 20 der Telegraphen-Ordnung vom Dezember 1868 erhält
deshalb folgende veränderle Fassung:

„§. 20.
Depeschen, — recommandirt oder nicht—welche per Post weiter zu befördern

sind, werden von der Ankunfts-Slation als reconnnandirte Briefe frankirt zur Post
gegeben, ohne Kosten für den Aufgeber und den Empfänger, mit Ausschluß solcher
Depeschen, welche über das Meer binaus zu senden sind, sei es in Pelge Unterbrechungunterseeischer Telegr aphen= Linien, sei es Vehufs Erreichung solcher Länder, welche mit
Europa keine telegraphische Verbindung haben. Die hierfür tisalenden Postgebühren
sind om Aufgeber zu entrichten und bekragen pro Depesche 20 Sgr.e Kosten für. die Weiterbeförderung der Expressen werden in der Regel vomArrsie erhoben. Der Aufgeber einer recommandirten Depesche oder einer Depesche
mit Endsange vineig hat jedoch das Recht, diese Weiterbeförderung zu frankiren, indem
er einen von der Aufgabe-Station festzustellenden Betrag hinterlegt, worüber abgerechnet
wird, sobald die wirklichen Auslagen bekannt sind.

Für die semaphorische Beförderung der Depeschen von den semaphorischen Stationen
nach den Schiffen ct vice versa ist eine besondere Zuschlagstaxe zu den tarifmäßigen
Gebühren zu entrichten.“

„lm Auslande findet eine Weiterbelbrderung der Depeschen über die
Telegraphenlinien hinaus in der RBegel nur ber Post statt. In welchen
Staaten auch Weiterbelördcrungen dureh expresse Boten oder Estaletten
zulässig sind, ist bei den Telegraphen-Stationen zu erlingen.

Bei Vereins- und internalionulen Depeschen, die per Post weiterzu-
Delbördern sind, ist eine streckenweise Beförderung durch Telegraphen der
innerhalb des Norddeutschen Telegraphen-(ichictes gelegenen Eisenbahnen
nicht statthast, und werden dergleichen Depeschen daber event. von der
letzten Bundes-Telegraphen-Station unmittelbur der Post zur Weiterför-
derung übergeben.
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Im internen Verkehr hul der Aufgeber einer per Post weiterzubesför-
dernden Depesche die wirklichen Postgebühren von 512 Sr. (1 Sgr. Porto,

Recommandations-(schühr und 214 Sgr. Express-Bestollgehühr) zuFiurkiene wosür die Depesche von der Adress-Station als recommandirter
Eerpressbrier srankirt wird.

Depeschen, welche im internen Verkehr - Bahnhol restant“ udressirt
sind, werden in Bezug uauf die Gebühren ehenso wic „Doste restante“ De-

peschen hehundelt. In beiden Fallen sind die obigen Gchühren mit Aus-
schluss der Express-Bestellgebühr, also 3 Sgr. vom Aufgeber zu erheben.“

Dies wwird auf Antrag des Herrn Bundeskanzlers andurch zur öffentlichen Kennt-niß gebrachtGren, Ten 23. December 1869.

Fürstlich Neuß.Pl.Landesregierungdas.
M. Kunze

i. V.
Bruno Men.

44. Bekanntmachung,
die Abänderungen der Arzneitaxe für das Jahr 1870

belreffend.

Nach der mittelst Publikandum d. d. Berlin, 2. December 1869 erschienenen,
für die hierländischen Apotheker maßgebenden revidirten Königlich Preußischen Arzneitaxe
lür das Jahr 1870 sind in Berücksichtigung der in den Einkauföpreisen mehrerer Dro-
guen eingetretenen Veränderungen verschiedene Winderungen in den Tappreisen der betref-seuden Akzneimittel eingetreten, welche mit dem 1. Jannar k. J. auch für das hiesige
Fürstenthum in Kraft treten, während die bezüglich desNabalte in der hiesigen Apotheker-
ordnung vom 10. Juni 1859 enthaltenen Bestimmungen wie zeither in Gellung bleiben.

Unter Bezugnahme auf §. 21 der cit. Apothekerordnung und unter Verweisung
auf die im Verlage von Rudolph Gäriuer zu Verlin erschienene Königlich Preußische
Arzneitaxe wird dies zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Greiz, den 24. December 1869.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung das.
M. Kunze

#. V.
Bruno Men.
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45 Verordnung,
die geschäftliche Behandlung der Postsendungen bei den Staatsbehörden

betreffend.

In Gemähheit des Bundesgejees vem 5. Juni d. J. (S. 141 des Bundesgesetzbiattes
vom Jahre 1869) fällt vom 1. Jannar 1870 ab die Pertofreiheit in allen Angelegen-
heiten des öffentlichen Dienstes hinweg, soweit dieselbe nicht, wie in Bundesdienstsachen,
für Sendungen an den Neichstag und von demselben, serner in Militair= und Vundes-
marine, sowie in Jolluereinzangelegenheien nach §#§. 4, 5 und 12 des gedachtenGesetzes, resp. nach Art. 16 desVertrags vom 8. 0 1867 noch ferner fortbesteht.
Mit Rücksicht hierauf wird für die künftige Behandlung der Postsendungen bei den
Fürstlichen Staatsbehörden Folgendes verordnet und zur Nachachtung bekannt gemacht:

Alle portopflichtigen Postsendungen zwischen inländischen Staatsbehörden (einschließ.
lich der einzelnen, eine Behörde repräsentirenden Staalsbeamten) sind bei der Absendung
zu frankiren. Gbenso ist hinsichtlich der von den gedachten Behörden abzulassenden Poll-
sendungen an andere Empfänger zu verfahren, wenn dieselben

n. icht im Interesse der Empfänger, sondern ausschließlich im Staateinteresse er-folgen,** einer Rechlsangelegenheit ergehen, für welche einer Partkei das Armenrecht
bewilligt ist.

Alle sonstigen von Staatsbehörden ausgehenden Postsendungen sind unfrankirt abzu-
lassen und, sofern es sich um Dienstbriesfe (Dienstschreiben) handelt, zu Vermeidung des
Zuschlagsporto mit der Bezeichnung „Porkopflichtige Dienstsache“ zu versehen.

Postanweisungen unterliegen jedoch dem Frankirungszwange: der entfallende Franko-
betrag ist daher durch den Absender erforderlichen Falls von dem Geldbetrag der Ueber-
weisung vorweg abzuziehen. Bezüglich des Verkehrs mit auswärtigen Behörden wird
nach Befinden besondere Bestimmung getroffen werden.

Alle Briese und sonstige Poslsendungen, welche von Gemeindebehörden, Corpo-
rationen, Siiftungen obrr von Privalpersonen an Fürstliche Staaksbehörden gerichtelwerden, sind zu frankir

Sollten zunglrichn, Sendungen unfrankirt eingehen, so sind solche von der adressa-
tischen Behörde in der Regel zurückzuweisen. Im Falle der #mahme l die Woein Gemäßheit der durch §. 39 xk. des Postreglements (Gef.-S.zustehenden Befugniß, nach geschehener Eröffnung das Couvert an i *6 E. Renulr
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zurückzugeben, um das Porto ven dem hierbei genügend zu bezeichnenden Absender
nachträglich einzuziehen.

3.

Den Gemeindebehörden bleibt nachgelassen, die Portis für solche Sendungen an
Fürstliche Staatsbebörden oder Beamte, welche Landtagewahlen oder allgemeine statistische
Erhebungen betreffen. ingleichen für Berichte, mil welchen eine von einer Staatobehörde
im Inleresse den Staatsdienstes *-- Auskunft erkheilt wird, von der Staatskasse zureklamiren. Zu diesem Behufe haben die Gemeidebehörden die ihnen in Fällen der
gedachten Art erwachsenen Portoverläge einzeln unter Angabe der Staatslbehörde, an
welche die betreffende Sendung gerichtet ist und des Gegenstandes in ein Verzeichniß
einzutragen und letzteres am Schlusse jeden Jahres bei Fürstlicher Regierung einzu-
reichen.

In gleicher Weise soll den Pfarrämtern resp. Kirchen= und Schulvorständen das
Porto für Sendungen, welche allgemeine statistische Erhebungen im Gebiete des Kirchen-
und Schulvesens betreffen, sowie für Berichte, welche dieselben auf Verlangen der Ober-
behörde im Iuteresse des allgemeinen Rirchen= und Schuldienstes erstatten, restitnirt
werden. Die Verlagsverzeichnisse sind alljährlich bei dem Fürstlichen Consistorium ein-
zureichen.

4.

Die Portozahlungen für unfrankirt eingehende Sendungen auswärtiger Behörden
sind von der empfangenden Staatsbehörde wie zeither unter dem Verwaltungsaufwande
resp. unter den Verlägen zu verrechnen und beziehentlich einzubringen.

Die Porkobeträge für alle abgehenden Sendungen der Staatsbehörden sind bis auf
Weiteres bei den Poslanstalten zu contiren.

as Nähere über Einrichtung und Benützung der Conkobücher und die Anweisung
der von den Postanstalten kredilirten Beträge wird im Instruktionswege angeordnet.

6.

Die Staatsbehörden haben in ihrem Geschäfteverkehr auf thunlichsle Beschränkung
der Portoausgaben Bedacht zu nehmen und es wird deshalb noch weitere Instruction
vorbehalten.

Gegenwärtige Verordnung tritt am 1. Jannar 1870 in Krast.
Greiz, den 24. December 1869.

Furstlich Reuß-Plauische Landesregierung daselbst.
M. K. nze

i. .

Bruno Men.
22
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46. Bekanntmachung,
die Feststellung und Untersuchung der Wechselstempel-Hinterziehung

betreffend.

Unter Hinweisung auf das in Nr. 21 des Bundsseletbiatte. 40 NorddeutschenBundes von diesem Jahre bekannt gemachte Gesey vom 10. Juni 9, betreffend dieWechselstempelsteuer im Norddeulschen Bunde, welches vom 1. - 1870 an
in Kraft tritt, und auf die in Nr. 39 desselben Blattes erschienenen Bekanntmachungen
des Kanzlers des Norddeutschen Bundes vom 13. December 1869 zur Ausführung des

Pachten Gesetzes und betreffend den Debit der Bundesstempelmarken und gestempeltenlankets zur Entrichtung der Wechselstempelsteuer u. s. w., wird andurch weiter zur
Nachachtung bekannt gemacht:

Da nach F. 18 deo Bundesgesetzes vom 10. Juni 1869 in Betreff der Feststellung,

Untersuchung und Enischeidug der Wechselstempel-Hinterziehung und der VollstreckungderStrafen u. s. w. die Vorschriften zur Amwendung kommen, nach welchen sich das Ver
fahren wegen Vergehen gegen die Jollgesetze bestimmt, so wird auf Grund der für u.

Hestee Fürstenthum geltenden Bestimmungen des Zollstrafgesetzes vom 1. Mai 1838
§§. 35 ff. die Untersuchung wegen Wechselstempelhinterziehungen, soweit und so lange
sie nicht nach den Bestimmungen in F. 34 desselben Gesetes vor die Gerichte gebört,
in dem Verwaltungswege von der Bezirks · Steuerslelle für die indirekte Steuern — den
Steuerämtern hier und zu Zeulenroda, sowie der Steuerreceptur zu Burgk — geführt:
und die Entscheidung in der ersten Instanz steht dem General-Inspektor des Thüringischen
Zoll- und Handelsvereins zu.

Die nach F. 21 des Bundesgesehes vom 10. Juni 1869 zur Ueberwachung der
Wechselstempelhinterziehungen verpflichteten Behörden und Beamten haben daher die zu
ihrer Kenntniß kommenden Zuwiderhandlungen bchen das gedachte Gesetz bei dem Steuer-amte resp. der Stenerreceptur des betreffenden czirkes zur Anzeige zu bringen.

Greiz, den 28. December 1869.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung daf.
M. Kunge

i. V.

Bruno Merz.
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47. Bekanntmachung,
die Ausführung des Vereins-Zollgesetzes

betreffend.

Von dem Bundesrathe des Zollvereins sind zur Ausführung des Vereins-
zollgesebes vom 1. Juli d. J. (Bundesgeseblatt S. 317 ff.) auf Grund des
§. 167 vgl. mit den S§. 58, 73 und 106 dieses Gesetzes

eine Anweisung zur Aueführung des Vereins-Zollgesetzes,ein Niederlage-Regulatir,
ein Begleitschein-Regulativ,
ein Regulativ über die zollamtliche Behandlung des Güter= und Effecten-

trausportes auf den Eisenbahnen
mit der Maßgabe festgestellt worden, daß die gedachte Anweisung mit dem 1. Januar

die bezeichneten Regnlative aber mit dem 1. Febrnar 1870 in KraftLuues
Es wird dies mit dem Bemerken hierdurch bekannt gemacht, daß die vorstehend

erwähnte Anweisung, sowie die bezeichneten Regulative durch das „Amtsblatt des
Generalinspektors des Thüringischen Zoll= und Handelsvereins“" wer-
den zur öffentlichen Kenntnis, gebracht werden.

Greiz, den 29. Deeember 1869.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung daf.
M. Kunze

i. V.

Bruno Meg.
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